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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordnete 
Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Inwieweit wurden durch die EU-Trainingsmis- 
sion für Somalia (EUTM), die Eriedensmis- 
sion der Afrikanischen Union in Somalia 
(AMISOM) oder andere Akteure auf Grundla- 
ge welcher Kriterien „eine Reihe von Bewer- 
bern (für die Ausbildung im Rahmen der EU- 
Ausbildungsmission in Uganda) abgelehnt, bei 
denen der Verdacht bestand, den Anforderun- 
gen an das Mindestalter nicht zu entsprechen“ 
(siehe Antwort auf die Schriftliche Erage 4 auf 
Bundestagsdrucksache 17/2372; bitte entspre- 
chend den Akteuren jeweils Ort, Datum und 
Zeit der abgewiesenen Bewerber angeben)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 5. August 2010 

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Eraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 17/2615 vom 
21. Juli 2010 wird verwiesen. Dort ist ausgeführt, dass die Verant- 
wortung für die Anwerbung und Auswahl der Rekruten der somali- 
schen Übergangsregierung (TGE) obliegt. Die Überprüfung (Vet- 
ting) der ausgewählten Rekruten erfolgt hierbei durch Vertreter der 
TGE, der Vereinigten Staaten von Amerika (vertreten durch deren 
Somalia-Büro in Nairobi) und der AMISOM anhand von Kriterien 
wie Clanzugehörigkeit und Ausgewogenheit bei der Zusammen- 
setzung des Kontingents, körperlicher Tauglichkeit und Gesundheits- 
zustand, Alter, Stand der Bildung sowie Erkenntnissen über eine 
eventuelle kriminelle Vergangenheit. 

Die Überprüfung fand in der Republik Somalia und hier überwie- 
gend in Mogadischu statt. Sie erstreckte sich für den derzeitigen ers- 
ten Ausbildungsabschnitt auf den Zeitraum Mai bis Anfang Juni 
2010. Im Laufe dieses Prozesses wurden insgesamt 16 Bewerber ab- 
gelehnt. 


2. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wie hat das EUTM Somalia gewährleistet, 
dass die abgewiesenen Bewerber an ihren Hei- 
matort zurückgebracht wurden und nicht als 
Soldaten für die somalische Übergangsregie- 
rung aktiv werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 5. August 2010 

Die EUTM Somalia ist, wie in der vorangehenden Antwort ausge- 
führt, an der Auswahl und der Überprüfung der Rekruten in Somalia 
nicht beteiligt. 
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3. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Verfah- 
ren zur Erstellung und Aktualisierung der so 
genannten EU-Terrorliste aus rechtsstaatlicher 
und demokratietheoretischer Perspektive auch 
vor dem Hintergrund, dass bereits Indizien aus 
Ermittlungsverfahren für eine Listung ausrei- 
chen können, und wie begründet sie ihre Zu- 
stimmung zu den Beschlüssen über die Listung 
mit Blick auf die unmittelbaren Rechtsfolgen, 
die schwere Eingriffe in persönliche Ereiheits- 
rechte bewirken, die Dick Marty als Berichter- 
statter für die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates als „zivile Todesstrafe“ be- 
schrieb? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 9. August 2010 

In Reaktion auf die Attentate vom 1 1 . September 200 1 hat der Euro- 
päische Rat anlässlich seiner außerordentlichen Tagung am 21. Sep- 
tember 2001 die Bekämpfung des Terrorismus als eines der vorrangi- 
gen Ziele der EU bezeichnet. Mit dem Gemeinsamen Standpunkt 
931 vom 27. Dezember 2001 wurden von den EU-Mitgliedstaaten 
einstimmig zusätzliche Maßnahmen zur Bekämpfung des Terroris- 
mus getroffen. Insbesondere wurde die Verordnung (EG) Nr. 2580/ 
2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 über spezifische, gegen 
bestimmte Personen und Organisationen gerichtete restriktive Maß- 
nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus verabschiedet. 

Damit wurde eine einheitliche Liste mit Personen, Vereinigungen 
oder Körperschaften beschlossen, die zum Zwecke der Terrorismus- 
bekämpfung und -prävention mit Einanzsanktionen belegt werden 
(Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen, Bereitstel- 
lungsverbot von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen). Mit der 
so genannten EU-Terrorliste kommen die EU-Mitgliedstaaten ihrer 
Verpflichtung nach, die Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen umzusetzen, um terroristischen Akten vorzu- 
beugen und insbesondere deren Einanzierung zu unterbinden. 

Nach Artikel 1 Absatz 4 des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/ 
GASP erstellt der Rat die Liste terroristischer Organisationen, aus 
der sich ergibt, dass eine „zuständige Behörde“ (vergleiche Antwort 
zu Erage 4) eines EU-Mitgliedstaates - gestützt auf ernsthafte und 
schlüssige Beweise oder Indizien - gegenüber den betreffenden Per- 
sonen, Vereinigungen oder Körperschaften einen Beschluss gefasst 
hat, bei dem es sich um die Aufnahme von Ermittlungen oder um 
Strafverfolgung wegen einer terroristischen Handlung oder des Ver- 
suchs, eine terroristische Handlung zu begehen, daran teilzunehmen 
oder sie zu erleichtern, oder um eine Verurteilung für derartige 
Handlungen handelt. Personen, Vereinigungen und Körperschaften, 
die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als mit dem Terroris- 
mus in Verbindung stehend bezeichnet worden sind oder gegen die 
er Sanktionen angeordnet hat, können in die Liste aufgenommen 
werden. 
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Während des deutschen EU-Ratsvorsitzes im ersten Halbjahr 2007 
wurden rechtsstaatliche Verbesserungen beschlossen. Damit ist das 
Verfahren zur Erstellung und Aktualisierung der Eiste nicht zu bean- 
standen. Die Rechtsfolgen in Gestalt des oben beschriebenen Einfrie- 
rens begründen vorübergehende Eingriffe, sie stellen keine Konfiska- 
tion von Geldern dar. Zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 2580/2001 wird regelmäßig eine halbjährliche Überprüfung 
durch den Rat durchgeführt, um sicherzustellen, dass der Verbleib 
der Personen oder Körperschaften auf der Eiste nach wie vor ge- 
rechtfertigt ist. 

Im Übrigen hat sich die Bundesregierung mit Erfolg für Regelungen 
zum Rechtsschutz auch für Betroffene eingesetzt, die von den Ver- 
einten Nationen auf Grundlage von Sicherheitsresolution 1267 
(1999) gelistet wurden (Al-Qaida-/Taliban-Sanktionsregime). Mit der 
am 26. Dezember 2009 in Kraft getretenen Anderungsverordnung 
zur Taliban-/Al-Qaida-Verordnung der Europäischen Union (Ver- 
ordnung (EU) Nr. 1286/2009 des Rates vom 22. Dezember 2009 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 über die Anwendung 
bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen und Organisationen, die mit Osama bin Eaden, dem 
Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen) wurde 
festgelegt, dass die Betroffenen unverzüglich über die vom Sank- 
tionsausschuss der Vereinten Nationen abgegebene Begründung in 
Kenntnis gesetzt werden, um ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Die EU-Kommission überprüft unter Einbeziehung der 
Mitgliedstaaten die Stellungnahme. Der Antrag auf Überprüfung 
kann wiederholt gestellt werden. Auch Personen oder Vereinigun- 
gen, die vor Inkrafttreten der Änderungsverordnung gelistet wurden, 
haben nachträglich das Recht, einen Überprüfungsantrag zu stellen. 

Die Stellungnahmen des Berichterstatters Dick Marty sind der Bun- 
desregierung bekannt. 


4. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE EINKE.) 


Auf Erkenntnisse welcher Quellen hat sich die 
Bundesregierung bei den jeweiligen Abstim- 
mungen im Rat der Europäischen Union über 
die so genannten EU-Terrorlisten gestützt, und 
welche nicht polizeilichen oder geheimdienstli- 
chen Quellen waren dabei für sie ggf von Be- 
deutung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 9. August 2010 

Bei den Beratungen im Rat der EU stützen sich die Bundesregierung 
und die übrigen EU-Mitgliedstaaten auf die Erkenntnisse der zustän- 
digen Behörden im Sinne des Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/ 
GASP, Artikel 1 Absatz 4. Im Sinne dieses Absatzes bezeichnet der 
Ausdruck „zuständige Behörde“ eine Justizbehörde oder eine ent- 
sprechende zuständige Behörde in diesem Bereich. 



Drucksache 17/2748 


-4- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


5. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


Wer hat für die Bundesregierung im Rat der 
Europäischen Union an Beschlüssen über die 
so genannte EU-Terrorliste in welcher Eunk- 
tion mitgewirkt (bitte einzeln nach Sitzungsda- 
tum und Vertreter der Bundesregierung auf- 
schlüsseln)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 9. August 2010 

An den Beschlüssen haben Vertreter des Bundeskanzleramtes und 
der zuständigen Bundesministerien mitgewirkt. Die Beratungen sind 
vertraulich. 


6. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


In wie vielen dieser Eälle wurden die Beschlüs- 
se als A-Punkt ohne Aussprache angenommen, 
und aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung ggf. auf eine Behandlung als B-Punkt ver- 
zichtet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born 
vom 9. August 2010 

Die Beschlüsse über die Erstellung und Aktualisierung der Liste wur- 
den jeweils auf der Ebene des Rates als A-Punkt gefasst, nachdem 
die Vertreter der EU-Mitgliedstaaten in den zuständigen, den Rat 
vorbereitenden Gremien Einigkeit erzielt hatten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung den Verwaltungskos- 
tenanteil für die Kommunen von 20 Prozent 
für den neuen elektronischen Personalausweis 
angesichts des signifikant gestiegenen techni- 
schen und zeitlichen Aufwandes der Kommu- 
nen für angemessen bzw. kostendeckend? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Der Verwaltungskostenanteil für die Kommunen wird mit der Perso- 
nalausweisgebührenverordnung von derzeit 0,72 Euro auf 6 Euro an- 
gehoben. Dies entspricht einer fast achtmal höheren Verwaltungskos- 
tenpauschale gegenüber dem aktuellen Stand. 

Der Verwaltungsanteil für die Kommunen ist mit rund 20 Prozent 
genauso groß wie beim Reisepass. Es ist auch zu berücksichtigen, 
dass der Personalausweis als staatliches Pflichtdokument eine sozial- 
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verträgliche Kostenstruktur aufweisen muss. Dies bezieht sich auch 
auf den Verwaltungskostenanteil. 

Ob der Verwaltungskostenanteil die tatsächlichen Kosten deckt, 
kann von hier aus nicht abschließend beurteilt werden, da in den ein- 
zelnen Personalausweisbehörden Kosten in unterschiedlicher Höhe 
anfallen. 

Dieser Verwaltungskostenanteil wird nach einem Maßgabebeschluss 
des Bundesrates vom 9. Juli 2010, dem der Bundesminister des In- 
nern entsprechen wird, in zwei Jahren evaluiert, so dass eine erneute 
Beurteilung zur Höhe erfolgen wird. 


8. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung den Perso- 
nalausweisbehörden zu deren Entlastung das 
nach § 1 1 Absatz 2 und 3 des Gesetzes über 
Personalausweise an die antragstellende Per- 
son zu übergebende papierene Informations- 
material kostenfrei zur Verfügung zu stellen? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Der Bundeshaushalt enthält hierfür keine Haushaltsmittel. Die Kos- 
ten der Kommunen werden durch die Verwaltungskostenpauschale 
gedeckt. 


9. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Mit welchen Kosten rechnet die Bundesregie- 
rung jährlich - exemplarisch aufgezeigt für die 
Jahre 2011 bis 2015 - durch die kostenlosen 
Abgabe des Personalausweises an Personen 
von 16 bis 18 Jahren bzw. darüber hinaus 
durch die kostenreduzierte Abgabe an Perso- 
nen unter 24 Jahren? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Wie bereits oben dargestellt, hat der Bundesrat der Personalausweis- 
gebührenverordnung durch einen Maßgabebeschluss zugestimmt. 
Eine der vier Maßgaben des Bundesrates enthält die Streichung der 
Gebührenfreiheit von Personalausweisen für Personen im Alter 
von 16 bis 18 Jahren. Eine weitere Maßgabe sieht eine Anhebung 
der reduzierten Gebühr von 19,80 Euro auf 22,80 Euro vor. Das 
Bundesministerium des Innern beabsichtigt, diese Maßgaben umzu- 
setzen und die somit geänderte Gebührenverordnung am 1. Novem- 
ber 2010 in Kraft treten zu lassen. 

Einen Verwaltungskostenanteil enthält die dann angehobene Gebühr 
von 22,80 Euro für alle Personen bis 24 Jahre nicht. 
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10. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die in den 
Medien von Bürgermeistern kleinerer und grö- 
ßerer Gemeinden aufgeführte Unterdeckung 
von ca. 8 Euro pro auszustellenden Personal- 
ausweis, da den Kommunen von den entste- 
henden Kosten in Höhe von 14 Euro pro Aus- 
weis nur 6 Euro erstattet würden? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Wie dargestellt fallen in den einzelnen Personlausweisbehörden Kos- 
ten in unterschiedlicher Höhe an. Der Bundesverband der kommuna- 
len Spitzenverbände hat ausgeführt, dass der Verwaltungskostenan- 
teü 9 Euro betragen müsse, sofern nicht von den Gebührenbe- 
freiungstatbeständen abgesehen werde. Darüber hinaus ist die Argu- 
mentation der Kommunen von hier aus nicht zweifelsfrei nachvoll- 
ziehbar, da die Zusammensetzung der Aufwände nicht transparent 
dargelegt wurde. Da die Gebührenfreiheit für 16- bis 18-Jährige ent- 
fällt und die reduzierte Gebühr um 3 Euro auf 22,80 Euro angeho- 
ben wurde, ist aus hiesiger Sicht eine angepasste Bewertung durch 
die Kommunen angezeigt. 


1 1 . Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE EINKE.) 


Welchen Stellenwert hat bei der von deutschen 
Polizisten geleisteten Unterstützung des afgha- 
nischen Polizeiaufbaus im Rahmen von 
EUPOE Afghanistan (Polizeimission der EU 
in Afghanistan) sowie der bilateralen Polizei- 
mission (GPPT) die Alphabetisierung afghani- 
scher Polizisten sowie Polizeirekruten (erbete- 
ne Angaben: die Zahl der seit 2002 jährlich an- 
gebotenen Alphabetisierungskurse, die Dauer 
der angebotenen Kurse und welchem Niveau 
im deutschen Büdungswesen die dabei vermit- 
telten Eähigkeiten entsprechen, die Zahl der 
afghanischen Polizisten, die entsprechende 
Kurse pro Jahr besucht haben, sowie die Zahl 
der deutschen Ausbilder, die solche Kurse pro 
Jahr anbieten? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 6. August 2010 

Analphabetismus ist ein Problem, das die gesamte Bevölkerung 
Afghanistans betrifft. Bei der afghanischen Polizei (Afghan Natio- 
nal Police - ANP) sind davon hauptsächlich Auszubildende des 
vergleichbar einfachen Dienstes betroffen. Bei der Ausbildung des 
vergleichbar mittleren und gehobenen Dienstes der ANP stellt sich 
dieses Problem in der Regel nicht, da die Bewerber über einen 
Schulabschluss verfügen. 

Vor diesem Hintergrund hat die Alphabetisierung afghanischer Poli- 
zisten und Polizeirekruten einen hohen Stellenwert im Rahmen 
des deutschen Beitrags zum Aufbau der afghanischen Polizei. Die 
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EUPOL Afghanistan unterstützt unter anderem das afghanische 
Innenministerium beim Aufbau eines Personalwesens, wobei das 
Problem des Analphabetismus angemessen berücksichtigt wird. Um 
diesem Problem bei der Ausbildung des einfachen Dienstes entge- 
genzuwirken, hat Deutschland seit 2002 Alphabetisierungskurse an- 
geboten, die von der Arbeitsgruppe Entwicklung und Eachkräfte im 
Bereich der Migration und der Entwicklungszusammenarbeit 
(AGEE) durchgeführt wurden. 2775 afghanische Polizisten haben 
an diesen drei- bis sechsmonatigen Kursen teilgenommen. 

Seit 2009 finanziert die Bundesregierung Alphabetisierungskurse für 
die ANP, die von der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusam- 
menarbeit (GTZ) GmbH in fünf Provinzen im Regionalkommando 
Nord durchgeführt werden. Das Alphabetisierungsprogramm wird 
2010 auf die gesamte Nordregion ausgeweitet. Das hierfür erarbeite- 
te Konzept ist in die nationalen afghanischen Bildungsstrategien ein- 
gepasst und mit dem afghanischen Innen- und Bildungsministerium 
abgestimmt. Nach diesem Konzept ist die eigentliche Alphabetisie- 
rung nach neun Monaten abgeschlossen. Daher werden sechsmona- 
tige Grundkurse sowie dreimonatige Aufbaukurse durchgeführt. Die 
dabei vermittelten Eähigkeiten entsprechen einer zwei- bzw. dreijäh- 
rigen Grundschulbildung. Die Kurse beginnen begleitend zur fach- 
lichen Ausbildung in den Polizeitrainingszentren und werden in den 
Distrikten fortgesetzt. Besonderer Schwerpunkt ist dabei die Qualifi- 
zierung von Erauen. So wird im Polizeitrainingszentrum Kunduz ein 
Alphabetisierungskurs eigens für Polizistinnen angeboten und durch 
ein von deutschen Polizeibeamtinnen durchgeführtes polizeifach- 
liches Erauentraining ergänzt. Die Anzahl afghanischer Polizisten 
und Polizistinnen, die an diesen Alphabetisierungskursen teilnah- 
men, betrug 1 850 im Jahr 2009 und liegt derzeit bei 1 946. Als Kurs- 
leiter sind afghanische Eachkräfte eingesetzt. 


12. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Angehörige von Gendarmerie- und 
Polizeikräften (einschließlich deutscher Kräf- 
te) haben am zweiten Durchgang des Euro- 
pean Union Police Eorces Training in Lehnin/ 
Brandenburg teilgenommen (bitte jeweils ge- 
trennt nach Entsendestaat sowie Polizei-/ 
Gendarmeriegattung darstellen), und warum 
hat die Bundesregierung in der Vergangenheit 
(so bei den Übungen 2008 und 2009 ausweis- 
lich der Zeitschrift der Bundespolizei 3/2008 
sowie der Homepage der italienischen Carabi- 
nieri) den Einsatz bei „bürgerkriegsähnlichen 
Unruhen“ trainiert? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 6. August 2010 

Am zweiten Durchgang des European Union Eorces Training 
(EUPET) vom 12. Juli bis 23. Juli 2010 haben folgende Angehörige 
bzw. Kontingente von Gendarmerie- und Polizeieinheiten teilgenom- 
men: 
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Nation 

Polizeiangehörige 

Gendarmerieangehörige 

Bemerkungen 

Bulgarien 

26 

- 


Deutschland 

62 

- 

Bundespolizei 

Frankreich 

27 

1 


Großbritannien 

8 

- 


Italien 

26 

1 


Lettland 

7 

- 


Litauen 

26 

42 


Niederlande 

- 

28 


Portugal 

- 

1 


Rumänien 

24 

- 


Spanien 

25 

- 


Ukraine 

- 

14 


Ungarn 

17 

- 






gesamt: 

248 

87 



Grundlage für die Übungen war ein fiktives EU-Mandat in einem 
fiktiven Land innerhalb Europas mit exekutiver Befugnis für die Poli- 
zeikräfte. Die Kräfte der Bundespolizei wurden im Rahmen dieser 
Übungen nur zur Gewährleistung der Demonstrationsfreiheit sowie 
zur Wiederherstellung und Aufrechterhaltung der öffentlichen Si- 
cherheit und Ordnung unter Wahrung der Menschenrechte, mithin 
für rein zivilpolizeiliche Aufgaben, eingesetzt. 


13. Abgeordneter 

Memet 

Kille 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was ist der aktuelle Verfahrensstand zum 
Richtlinienvorschlag über ein einheitliches An- 
tragsverfahren für eine kombinierte Erlaubnis 
für Drittstaatsangehörige zum Aufenthalt und 
zur Arbeit im Gebiet eines Mitgliedstaates und 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 
Drittstaatsangehörige, die sich regelmäßig in 
einem Mitgliedstaat aufhalten, und wie sieht 
das weitere Verfahren voraussichtlich aus? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 6. August 2010 

Der Richtlinienvorschlag über ein einheitliches Antragsverfahren für 
eine kombinierte Erlaubnis für Drittstaatsangehörige zum Aufenthalt 
und zur Arbeit im Gebiet eines Mitgliedstaates und über ein gemein- 
sames Bündel von Rechten für Drittstaatsangehörige, die sich recht- 
mäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten (sog. Rahmenrichtlinie), wird 
derzeit in erster Lesung im Europäischen Parlament (EP) beraten. 
Während der Beschäftigungsausschuss des EP seine Stellungnahme 
am 28. April 2010 angenommen hat, steht die Verabschiedung des 
Berichts des federführenden Innenausschusses noch aus. Die Abstim- 
mung im EP-Plenum soll nach derzeitigem Stand „nach der Sommer- 
pause“ stattfmden. Das weitere Verfahren ist in Artikel 294 Ab- 
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Satz 4 ff. des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
geregelt („ordentliches Gesetzgebungsverfahren“). 


14. Abgeordneter 

Meinet 

Kille 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hinsichtlich welcher Regelungen des in Era- 
ge 1 genannten Richtlinienvorschlags bestehen 
zwischen dem Rat und dem Europäischen Par- 
lament Differenzen, und welche Positionen 
vertritt die Bundesregierung zu diesen Punk- 
ten? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 6. August 2010 

Nach derzeitigem Stand bestehen Differenzen zwischen Rat und EP 
vor allem hinsichtlich des Umfangs der Gleichbehandlungsrechte für 
drittstaatsangehörige Arbeitnehmer in den Bereichen Soziale Sicher- 
heit und Steuern, die in Artikel 12 des Richtlinienvorschlags geregelt 
sind. Hauptanliegen der Bundesregierung ist es, die Kohärenz des 
europäischen Rechts im Bereich Migration hinsichtlich dieser Rege- 
lungen sicherzustellen. Entsprechend sollte die Rahmenrichtlinie kei- 
ne Regelungen treffen, die über die Studentenrichtlinie 2004/114/ 
EG und die Hochqualifiziertenrichtlinie 2009/50/EG hinausgehen. 


15. Abgeordneter 

Memet 

Kille 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Setzt sich die Bundesregierung dafür ein, dass 
auf EU-Ebene ein Einvernehmen über den 
Richtlinientext erzielt wird, damit die Richtli- 
nie in Kürze verabschiedet werden kann, und 
wenn ja, wie? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 6. August 2010 

Ja, die Bundesregierung beteiligt sich konstruktiv an den Beratungen 
in den Gremien des Rates und setzt sich so dafür ein, dass Einver- 
nehmen auf EU-Ebene über den Richtlinientext erzielt wird, damit 
die Richtlinie in Kürze verabschiedet werden kann. 


16. 


Abgeordneter 

Sven-Christian 

Kindler 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, dass die 
Vorfälle beim Textildiscount kik, der Daten 
über die Vermögenssituation der Beschäftigten 
in Erfahrung gebracht hat, es notwendig ma- 
chen, dass gesetzlich unterbunden wird, dass 
Unternehmen Auskünfte über die Vermögens- 
situation ihrer Beschäftigten einholen? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 6. August 2010 

Die Bundesregierung setzt sich für eine Verbesserung des Arbeitneh- 
merdatenschutzes ein und wül Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor 
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Bespitzelungen durch ihren Arbeitgeber wirksam schützen. Nach 
§ 32 des Bundesdatenschutzgesetzes dürfen personenbezogene Da- 
ten eines Beschäftigten oder Bewerbers nur erhoben, verarbeitet oder 
genutzt werden, wenn dies für die Entscheidung über die Begrün- 
dung eines Beschäftigungsverhältnisses oder nach Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung oder Beendi- 
gung erforderlich ist. Ob die Kenntnis des Arbeitgebers über die Ver- 
mögenssituation des Beschäftigten oder Bewerbers erforderlich ist, 
hängt von der auszuübenden Tätigkeit und den Anforderungen ab, 
die aufgrund der Tätigkeit an den Beschäftigten gestellt werden. Es 
kann in besonderen Eällen gerechtfertigt sein, dass ein Arbeitgeber 
Auskunft über die Vermögenssituation eines Beschäftigten oder Be- 
werbers einholt, etwa wenn dieser eine Tätigkeit ausübt oder ausüben 
soll, in der Seriosität, Vertrauenswürdigkeit und Zuverlässigkeit in 
finanziellen Tragen von besonderer Bedeutung sind. Ein von der 
Tätigkeit unabhängiges, generelles Recht auf Auskunft über die Ver- 
mögenssituation eines Beschäftigten oder Bewerbers hat der Arbeit- 
geber nicht. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diese Rechts- 
lage zu ändern. 


17. Abgeordneter 

Sebastian 

Körber 

(EDP) 


Wie unterstützt die Bundesregierung konkret 
die offizielle Bewerbung Münchens für die 
Olympischen Winterspiele 2018? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 2. August 2010 

Die Bundesregierung unterstützt die Bewerbung Münchens um die 
Ausrichtung der XXIIE Olympischen und XII. Paralympischen Win- 
terspiele 2018 und versteht diese nicht nur als regionale, sondern 
auch als nationale Aufgabe. 

Konkret gibt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Kompetenzen 
die in den Bewerbungsunterlagen geforderten Regierungsgarantien 
ab. Dabei sichert sie insbesondere zu, dass alle notwendigen Maß- 
nahmen ergriffen werden, damit München seine Verpflichtungen 
erfüllt. Zudem entsendet die Bundesregierung Vertreter in verschie- 
dene Gremien (z. B. Eachkommissionen, Steuerungsgruppe) der 
Bewerbungsgesellschaft München 2018 GmbH (Gesellschafter sind 
der Ereistaat Bayern, die Eandeshauptstadt München, die Gemeinde 
Garmisch-Partenkirchen, der Eandkreis Berchtesgadener Eand und 
der Deutsche Olympische Spoprtbund - DOSB), in denen die Bewer- 
bungsunterlagen erarbeitet werden. Schließlich ist die Bundesregie- 
rung in der Gesellschafterversammlung der München 2018 GmbH 
(als Gast) und im Aufsichtsrat der Gesellschaft vertreten. 


18. Abgeordneter 

Sebastian 

Körber 

(PDP) 


Welche geplanten oder neuen Infrastruktur- 
projekte wären nach Ansicht der Bundesregie- 
rung zur erfolgreichen Durchführung der 
Olympischen Spiele in Deutschland vordring- 
lich zu verwirklichen? 
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Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 2. August 2010 

Die in den Bewerbungsunterlagen (Bid Book) darzustellenden Pla- 
nungen der im Zusammenhang mit den Olympischen und Paralympi- 
schen Winterspielen 2018 in Betracht zu ziehenden Verkehrsinfra- 
strukturprojekte entsprechen den bereits im Mini-Bid-Book, das auf 
der Internetseite der Bewerbungsgesellschaft München 2018 GmbH 
eingestellt ist, abgebildeten Projekten. Auf der Basis des Mini-Bid- 
Book hat München den Status als Candidate City durch das IOC er- 
halten. 


19. Abgeordneter 

Sebastian 

Körber 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung konkrete Pläne, den 
Zuschlag des Internationalen Olympischen 
Komitees (IOC) für München am 6. Juli 2011 
vorausgesetzt, wie und bis zu welcher Höhe 
die Finanzierung notwendiger Infrastruktur- 
projekte des Bundes sichergestellt werden 
kann? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 2. August 2010 

Über die Bereitstellung von Mitteln für Infrastrukturprojekte des 
Bundes befindet der Haushaltsgesetzgeber nach Vorschlägen der 
Bundesregierung im Rahmen des jährlichen Haushaltsaufstellungs- 
verfahrens. Auch im Hinblick auf die noch laufenden Abstimmungen 
der vorzulegenden Bewerbungsunterlagen kann eine Aussage zur 
Finanzausstattung möglicher Projekte derzeit noch nicht getroffen 
werden. 


20. Abgeordneter 

Sebastian 

Körber 

(FDP) 


Wie würden sich nach Ansicht der Bundesre- 
gierung die Olympischen Winterspiele in Mün- 
chen 2018 auf den Arbeitsmarkt, auf Mittel- 
stand und Handwerk, private Investitionen, In- 
frastruktur und Tourismus sowie den Klima- 
schutz in Bayern und Deutschland auswirken? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 2. August 2010 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen für in der Zukunft liegende 
Sportgroßveranstaltungen aufzuzeigen, ist wegen der fehlenden brei- 
ten wissenschaftlichen Basis einer anerkannten Erkenntnismethodik 
und zahlreicher Unwägbarkeiten wenig angeraten. Mithin sind ver- 
lässliche Aussagen aufgrund multidimensionaler, sozioökonomischer 
Effekte bevorstehender Ereignisse dieser Art, die gleichermaßen ver- 
schiedene Handlungsebenen und Personengruppen berühren, eher 
nicht erzielbar. Erkenntnisse aus der Vergangenheit sind v. a. auf- 
grund der speziellen Rahmenbedingungen wenig geeignet für die 
Prognose zukünftiger Ereignisse. Dennoch kann angenommen wer- 
den, dass der regionale Arbeitsmarkt, das Handwerk, der Mittelstand 
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unter Umständen profitieren können. Verkehrs- und Sportstätten- 
infrastruktur/-nutzung sowie Wohnungswirtschaft (ehemalige Olym- 
pische Dörfer) würden gewisse positive Impulse erfahren. 

Auch der Deutsche Bundestag hat hierzu in seiner 230. Sitzung am 
2. Juli 2009 in seinem Unterstützungsbeschluss für die Bewerbung 
Münchens ausgeführt, dass von Olympischen und Paralympischen 
Winterspielen 2018 erfahrungsgemäß vielfältige positive Impulse - 
u. a. wirtschaftliche Aufbruchsstimmung, Belebung des Tourismus 
und des Arbeitsmarktes - ausgehen (Bundestagsdrucksache 16/ 
13481). 

Dass Sportgroßveranstaltungen tatsächlich gewisse positive Auswir- 
kungen mit sich bringen können, belegt die Fußballweltmeisterschaft 
2006 in Deutschland. Dem Abschlussbericht der Bundesregierung 
kann entnommen werden, dass direkte Auswirkungen auf die ge- 
samtwirtschaftliche Entwicklung (in Deutschland) grundsätzlich 
zwar nicht berechnet werden konnten, einige Indikatoren jedoch 
positive Auswirkungen belegen (s. Abschlussbericht S. 21 ff.). 

Der Klimaschutz würde aufgrund des Einsatzes modernster Techno- 
logien und Werkstoffe im Zuge von Bauprojekten sowie ausgepräg- 
ter Ressourcenschonung bei der Durchführung der Wettbewerbe 
und im Transportbereich voraussichtlich nachhaltig von den Innova- 
tionen profitieren. Dem Klimaschutz werden vom IOC im Übrigen 
allerhöchste Priorität und Wertigkeit eingeräumt. Die München 
2018 GmbH hat bei der Bewertung der eingereichten Bewerbungs- 
unterlagen (Mini-Bid-Book) durch das IOC hier Bestnoten im Bench- 
mark erzielen können. 


21. Abgeordneter Welche konkreten Fälle sind der Bundesregie- 

Niema rung bekannt, in denen Menschen in Deutsch- 

Movassat land des Aussteigerprogramms HATIF („He- 

(DIE LINKE.) raus aus Terrorismus und Islamistischem Fa- 
natismus“) bedurft hätten/bedürfen, und plant 
die Bundesregierung ebenso Aussteigerpro- 
gramme für Menschen, die aus fundamentalis- 
tischen christlichen, jüdischen, hinduistischen 
etc. Gruppierungen aussteigen möchten? 

Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 3. August 2010 

Die Bundesregierung plant keine Aussteigerprogramme für Men- 
schen, die aus fundamentalistischen christlichen, jüdischen, hinduisti- 
schen oder anderen religiösen Gruppierungen aussteigen wollen. Die 
genannten Religionen werden derzeit im Bundesgebiet nicht in poli- 
tisch-ideologisierter Weise vorgeschoben, um verfassungsfeindlichen 
Extremismus, Gewalt und Terrorismus vermeintlich zu rechtfertigen. 
Wie etwa die Festnahmen und Verurteilungen von Personen rund 
um die so genannte Sauerland-Gruppe gezeigt haben, wird der Islam 
derzeit hingegen in dieser Weise missbraucht. Insofern wird durch 
das Programm HATIF Hilfe im Zusammenhang mit einem konkret 
vorhandenen Phänomen angeboten, das Bestrebungen gegen das de- 
mokratische Gemeinwesen sowie Gefahren für Leib und Leben von 
Menschen beinhaltet. 
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22. 


Abgeordneter 

Dr. Konstantin 
von Notz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung angesichts der ver- 
fassungsrechtlich gebotenen Pflicht der Ge- 
währleistung von Auskunftsrechten bezüglich 
personenbezogener Daten (BVerfGE 65, 1 ff 
st. Rspr.) die Auffassung eines Sprechers des 
EU-Rates (Meldung bei Heise.de vom 18. Juli 
2010), wonach die Auskunftsrechte des 
SWIFT-Abkommens (ABI. L Nr. 195/5 vom 
27.7.2010) sich nicht auf diejenigen Daten er- 
strecken, die zwar als Teü der ganzen Datenpa- 
kete für die Dauer von bis zu fünf Jahren in 
die USA übertragen, aber von US-Filtern dann 
nicht als wichtig erachtet und somit nicht den 
US-Finanzbehörden weitergeleitet würden 
(sog. non-extracted data), und wie erklärt sich 
die Bundesregierung den bei dieser Aussage 
erfolgenden Hinweis auf den Einsatz von Fil- 
tern angesichts des in Artikel 5 Absatz 3 des 
SWIFT-Abkommens verfügten ausdrücklichen 
Verbots von Filterverfahren? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 3. August 2010 

Die von Ihnen zitierte, auf „heise.de“ wiedergegebene Aussage eines 
Sprechers des EU-Rats ist der Bundesregierung im Originalwortlaut 
nicht bekannt. Ob der Sprecher mit der Aussage richtig zitiert wurde, 
kann hier folglich nicht beurteilt werden. 

Zutreffend ist, dass der von Ihnen erwähnte Artikel 5 Absatz 3 des 
Abkommens jedwede Art der algorithmischen, automatischen oder 
computergestützten Filterung untersagt: „Das TFTP beinhaltet 
weder jetzt noch in Zukunft Data-Mining oder andere Arten der 
algorithmischen oder automatischen Profilerstellung oder computer- 
gestützten Filterung“. 

Die Bundesregierung bezweifelt nicht, dass sich die US-Seite an die- 
ses Verbot und die sonstigen Vorgaben des Abkommens halten wird. 

Nicht sämtliche an die USA transferierten Daten werden vom zu- 
ständigen US-Finanzministerium verarbeitet, sondern eine Suchab- 
frage - und eine sich daran anschließende Verarbeitung der Daten - 
erfolgt nur unter den Voraussetzungen des Artikels 5, insbesondere 
des Artikels 5 Absatz 5: „Alle Suchabfragen der bereitgestellten Da- 
ten erfolgen auf der Grundlage bereits vorliegender Informationen 
oder Beweise, die die Annahme stützen, dass der Gegenstand der 
Abfrage einen Bezug zu Terrorismus oder Terrorismusflnanzierung 
hat.“ 

Was das Recht auf Auskunft des Betroffenen anbelangt, verweist die 
Bundesregierung im Übrigen auf den Wortlaut des Artikels 15 des 
sog. SWIFT-Abkommens: 

Artikel 15 Absatz 1: „Jede Person hat das Recht, frei und ungehin- 
dert und ohne unzumutbare Verzögerung auf Antrag in angemesse- 
nen Abständen über ihre Datenschutzbehörde in der Europäischen 
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Union zumindest eine Bestätigung darüber zu erhalten, dass alle er- 
forderlichen Überprüfungen durchgeführt werden, um sicherzustel- 
len, dass ihre Datenschutzrechte gemäß diesem Abkommen geachtet 
wurden und dass insbesondere keine gegen diese Abkommen versto- 
ßende Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten stattgefunden 
hat.“ 

Anmerkung: Auch hier ist die in Artikel 1 5 Absatz 1 a. E. erwähnte 
„Verarbeitung“ der personenbezogenen Daten dahingehend zu ver- 
stehen, dass eben nicht sämtliche an die USA transferierten Daten 
vom zuständigen US-Finanzministerium verarbeitet werden, sondern 
eine Suchabfrage - und eine sich daran anschließende Verarbeitung 
der Daten - nur unter den Voraussetzungen des Artikels 5 erfolgt 
(s. o.). 

Artikel 15 Absatz 2: „Die Offenlegung der auf der Grundlage dieses 
Abkommens verarbeiteten personenbezogenen Daten gegenüber der 
betroffenen Person kann angemessenen rechtlichen Beschränkungen 
unterworfen werden, die nach Maßgabe des einzelstaatlichen Rechts 
im Interesse der Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfol- 
gung von Straftaten und zum Schutz der öffentlichen oder nationalen 
Sicherheit unter gebührender Beachtung des berechtigten Interesses 
der betroffenen Person anwendbar sind.“ 

Artikel 15 Absatz 3: „Der Antrag nach Absatz 1 wird von der betrof- 
fenen Person an ihre nationale Aufsichtsbehörde in Europa gerich- 
tet, die den Antrag an den Datenschutzbeauftragten des US-Finanz- 
ministeriums weiterleitet, der alle nach Maßgabe des Antrags not- 
wendigen Überprüfungen vornimmt. Der Datenschutzbeauftragte 
des US-Finanzministeriums teilt der zuständigen nationalen Auf- 
sichtsbehörde in Europa ohne unangemessene Verzögerung mit, ob 
der betroffenen Person Einblick in ihre personenbezogenen Daten 
gewährt werden kann und ob die Rechte dieser Person ordnungs- 
gemäß gewahrt wurden. Wird die Auskunft über personenbezogene 
Daten nach Maßgabe der Beschränkungen in Absatz 2 verweigert 
oder eingeschränkt, ist diese Verweigerung oder Beschränkung 
schriftlich zu erläutern und mit einer Belehrung über die in den Ver- 
einigten Staaten verfügbaren administrativen und gerichtlichen 
Rechtsbehelfe zu versehen.“ 


23. Abgeordnete Inwieweit trifft es zu, dass die angedachte Mit- 

Aydan telerhöhung des Bundesamts für Migration 

Özoguz und Flüchtlinge (BAMF) von 15 Mio. Euro 

(SPD) für Integrationskurse (von 218 Mio. Euro auf 

233 Mio. Euro, vgl. das Schreiben des Bundes- 
ministers des Innern, Dr. Thomas de Maiziere, 
an die Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP vom 6. Juli 2010) lediglich das 
bereits für 2010 feststehende Haushaltsdefizit 
von 20 Mio. Euro teilweise decken wird, und 
wenn nein, mit welchen Mitteln wird andern- 
falls dieses Defizit beglichen? 
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 3. August 2010 

Aufgrund des vom BAMF prognostizierten erhöhten Bedarfs an 
Haushaltsmitteln für die Integrationskurse hat der Bundesminister 
des Innern, Dr. Thomas de Maiziere, entschieden, den Integrations- 
kurstitel 684 02 im Jahr 2010 über die bereits im Haushalt 2010 zur 
Verfügung stehenden Mittel hinaus einmalig um einen Betrag von 
1 5 Mio. Euro zu verstärken. Er trägt mit dieser Entscheidung der er- 
freulicherweise stetig steigenden Zahl der Teilnehmer an den Kursen 
Rechnung. Bereits der reguläre Haushaltsansatz für das Jahr 2010 
stellt mit rund 218 Mio. Euro mehr Integrationsmittel bereit als jeder 
Haushalt zuvor. 

Das BAMF wird nach der Entscheidung des Bundesministers, den 
Titel um rund 15 Mio. Euro aus dem Etat des BMI verstärken, im 
Jahr 2010 insgesamt auf rund 233 Mio. Euro und damit mehr Integ- 
rationsmittel aufwenden als jemals zuvor. Das BAMF hat im Rah- 
men der bestehenden Möglichkeiten angemessene Schritte zur Steue- 
rung der Kosten ergriffen, so dass der verfügbare Finanzrahmen die 
Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe sicherstellt. 

Zur Begrenzung des Ausgabenvolumens sieht das BAMF folgende 
Maßnahmen vor: 

- Restriktivere Zulassung bei den Anträgen von Personen, die einen 
Teilnahmeanspruch nicht oder nicht mehr besitzen, nach § 44 Ab- 
satz 4 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) i. V. m. § 5 Absatz 3 
der Integrationsverordnung (IntV) (Personen, die nicht die 
Voraussetzung des § 5 Absatz 3 IntV erfüllen, werden nur noch im 
Rahmen freier Plätze berücksichtigt und werden deshalb ggf. erst 
zu einem späteren Zeitpunkt zum Integrationskurs zugelassen). 

- Fahrtkostenerstattung erst ab 3 km Entfernung des Kurortes vom 
Wohnort; 

- Antragserfordernis für zusätzliche 300 Stunden im Alphabetisie- 
rungskurs - die Ausnahmeregelung für die Alphabetisierungskurse 
im Hinblick auf die Gewährung von zusätzlichen 300 Stunden 
wird aufgehoben; 

- Streichung der Zuschüsse für die Lehrkräftequalifizierung, da der 
Lehrkräftebedarf zwischenzeitlich gedeckt ist. 

Mit diesen steuernden Maßnahmen wird es aus heutiger Sicht gelin- 
gen, die Durchführung der Integrationskurse im Jahr 2010 innerhalb 
des bestehenden Finanzrahmens zu gewährleisten. 


24. Abgeordneter Wie und in welcher Höhe erfolgt der 

Bernd Kostenausgleich (Produktionskostenanteil plus 

Scheelen Mehrwertsteuer, Verwaltungskostenanteil, In- 

(SPD) frastrukturanteil) für die Kommunen bei ge- 

bührenfreier Abgabe des Personalausweises an 
Personen im Alter von 16 bis 18 Jahren bzw. 
darüber hinaus durch die gebührenreduzierte 
Abgabe an Personen unter 24 Jahren? 
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Der Bundesrat hat der Personalausweisgebührenverordnung durch 
einen Maßgabebeschluss zugestimmt. Eine der vier Maßgaben des 
Bundesrates enthält die Streichung der Gebührenfreiheit von Perso- 
nalausweisen für Personen im Alter von 16 bis 18 Jahren. Eine weite- 
re Maßgabe sieht eine Anhebung der reduzierten Gebühr von 
19,80 Euro auf 22,80 Euro vor. Das Bundesministerium des Innern 
beabsichtigt diese Maßgaben umzusetzen und die somit geänderte 
Gebührenverordnung am 1. November 2010 in Kraft treten zu las- 
sen. 

Einen Verwaltungskostenanteil enthält die dann angehobene Gebühr 
von 22,80 Euro für alle Personen bis 24 Jahre nicht. 


25. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


Aus welchem Gebührenanteü für den Perso- 
nalausweis soll zukünftig von den Kommunen 
das in § 1 1 Absatz 2 des Gesetzes über Perso- 
nalausweise aufgeführte papierene, kostenfreie 
Informationsmaterial für Bürgerinnen und 
Bürger finanziert werden, wenn Städten und 
Gemeinden nach der Personalausweisgebüh- 
renverordnung lediglich Verwaltungskosten in 
Höhe von 6 Euro und 0,10 Euro für die „Pfle- 
ge und Wartung des Bürgerclient“ zustehen, 
oder beabsichtigt die Bundesregierung, den 
Kommunen kurzfristig das gesamte papierene 
Informationsmaterial kostenfrei zur Verfügung 
zu stellen bzw. die kommunalen Haushalte da- 
mit zu belasten? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Der Bundeshaushalt enthält hierfür keine Haushaltsmittel. Die Kos- 
ten der Kommunen werden durch die Verwaltungskostenpauschale 
gedeckt. 


26. Abgeordneter 

Bernd 

Scheelen 

(SPD) 


In welchem Verhältnis stehen die Bemühungen 
der Gemeindefinanzkommission, kommunale 
Haushalte zu entlasten und zu stärken, wenn 
bereits der Beschluss des Bundesrates vom 
9. Juli 2010 den Hinweis enthält, dass - nach 
Meinung der Kommunen - der Verwaltungs- 
kostenanteil für Personalausweisbehörden in 
Höhe von 6 Euro nicht auskömmlich ist bzw. 
eine deutliche Kostenunterdeckung zur Eolge 
hat? 
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 5. August 2010 

Die Gemeindefinanzkommission hat vorrangig die Aufgabe, grund- 
sätzliche Vorschläge zur Neuordnung der Gemeindellnanzierung zu 
erarbeiten. Ziel ist es, die finanzielle Kraft der Kommunen zu stär- 
ken. Hinsichtlich der vorgesehenen Verwaltungskostenpauschale für 
Personalausweise sieht die Bundesregierung dazu keinen Wider- 
spruch. Belastbare Berechnungen für die Durchschnittskosten aller 
Personalausweisbehörden liegen nicht vor. Aus diesem Grunde kann 
aktuell nur eine angemessene Verwaltungskostenpauschale festgelegt 
werden, deren Anpassung einer Evaluierung unter Einbeziehung der 
kommunalen Spitzenverbände Vorbehalten bleibt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


27. Abgeordnete 

Garen 

Lay 

(DIE EINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass viele 
Banken erhebliche Gebühren für Pfändungs- 
schutzkonten (P-Konten) verlangen, zum Bei- 
spiel kostet allein die Kontoführung monatlich 
zwischen 15 und 20 Euro, jede Überweisung 
0,39 Cent und eine (erforderliche) Bankkarte 
ohne EC-Eunktion 5 Euro im Jahr, und wie be- 
wertet sie diese Praxis vor dem Hintergrund 
der Eorderung des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestages in seiner Beschluss- 
empfehlung zum P-Konto vom 22. April 2009, 
der Preis für ein P-Konto dürfe das für ein all- 
gemeines Gehaltskonto Übliche nicht überstei- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 5. August 2010 

Das Gesetz zur Reform des Kontopfändungsschutzes vom 7. Juli 
2009 (BGBl. I S. 1707) ist zum 1. Juli 2010 in Kraft getreten. Nach 
ersten Berichten über die Praxis der Kreditinstitute zeichnet sich im 
Hinblick auf die Entgelte für die Eührung eines P-Kontos noch kein 
einheitliches Bild ab. Teilweise werden von den Kreditinstituten kei- 
ne gesonderten Entgelte verlangt; teilweise werden Entgelte - deren 
Höhe höchst unterschiedlich ausfällt - verlangt. 

Der Gesetzgeber ist davon ausgegangen, dass die Vereinbarung 
überhöhter Entgelte für Pfändungsschutzkonten in Ansehung der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung unwirksam ist: 

„Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs sind Klauseln in 
allgemeinen Geschäftsbedingungen von Kreditinstituten, in denen 
für die Bearbeitung und Überwachung von Pfändungsmaßnahmen 
gegen Kunden von diesen ein Entgelt gefordert wird, unwirksam 
(BGHZ 141, 380). Ein Sonderentgelt für die Umstellung nach 
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§ 850k Abs. 7 Satz 2 ZPO-E [ZPO = Zivilprozessordnung] ist mit die- 
ser Rechtsprechung nicht vereinbar. Auch für die Führung des Pfän- 
dungsschutzkontos darf die Preisgestaltung der Banken jedenfalls 
das für ein allgemeines Gehaltskonto Übliche nicht übersteigen. Der 
Ausschuss geht davon aus, dass die Kreditwirtschaft ihren Beitrag 
dazu leisten wird, den Zugang ihrer Kunden zu Pfändungsschutz- 
konten nicht zu erschweren, zumal sie von den erheblichen Verbesse- 
rungen bei der Abwicklung von Pfändungen profitiert“ (Beschluss- 
empfehlung und Bericht des Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 22. April 2009, Bundestagsdrucksache 16/12714, 
S. 17). 

Es wird abzuwarten bleiben, wie sich die Praxis der Erhebung von 
Entgelten für die Führung eines P-Kontos weiterentwickelt. Die Bun- 
desregierung wird die tatsächliche Entwicklung sowie den Fortgang 
der Rechtsprechung im Bereich der Entgelte im Zusammenhang mit 
Pfändungsmaßnahmen aufmerksam beobachten. Auf der Grundlage 
einer verstetigten Praxis der Kreditwirtschaft sowie der hierauf bezo- 
genen Entwicklung in der Rechtsprechung wird die Bundesregierung 
erneut prüfen, ob die Erwartung, dass überhöhte Entgelte nicht erho- 
ben werden, sich erfüllt hat oder diesbezüglich Handlungsbedarf 
besteht. 


28. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hat die Online-Schlichtungsstelle Ba- 
den-Württemberg noch nicht bundesweit Schu- 
le gemacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 6. August 2010 

Der Verein Euro-Info-Verbraucher e. V. hat, finanziert durch das Mi- 
nisterium für Ernährung und Eändlichen Raum Baden-Württem- 
berg, das Projekt „Der Online-Schlichter“ entwickelt. Diese Schlich- 
tungsstelle ist zuständig für Streitfälle, denen im Internet geschlosse- 
ne Verträge zugrunde liegen und die einen Bezug zu Baden-Würt- 
temberg aufweisen. 

Für die Bundesregierung nehmen Online-Schlichtungsverfahren im 
Spektrum der unterschiedlichen Formen der Streitbeteiligung eine 
wichtige Stellung ein. Sie vermögen darüber hinaus auch die Justiz 
zu entlasten. Das Bundesministerium für Ernährung, Eandwirtschaft 
und Verbraucherschutz fördert daher seit dem Jahr 2004 gemeinsam 
mit der EU-Kommission das Projekt „Ombudsmann - online“. Die 
vom Verein „Die VERBRAUCHER INITIATIVE e. V.“ erstellte 
Internetplattform www.ombudsmann.de gibt den Verbrauchern Hil- 
festellung bei häufig auftretenden Fragen im Bereich des elektroni- 
schen Handels und ist eine neutrale und unabhängige Schlichtungs- 
stelle für Streitigkeiten über Internetkäufe. Die Internetplattform 
www.ombudsmann.de ist bis heute aktiv. 

Der Erfolg derartiger Vorhaben wird allerdings langfristig nur durch 
eine Beteiligung der Wirtschaft gesichert sein. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


29. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie will die Bundesregierung den Beschluss 
des G20-Gipfels in Pittsburgh zur Abschaffung 
von Subventionen für fossile Energien umset- 
zen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 5. August 2010 

In Pittsburgh wurde beschlossen, ineffiziente Subventionen für fossi- 
le Energieträger mittelfristig abzubauen. Deutschland wird seinen 
Beitrag hierzu durch Abbau von Kohlesubventionen leisten. Die EU- 
Kommission hat hierzu am 20. Juli 2010 einen Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates über staatliche Beihilfen zur Erleichterung 
der Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger Steinkohlebergwerke ge- 
macht, der derzeit von der Bundesregierung geprüft wird. Im Übri- 
gen hat sich gegenüber den Antworten der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage „Abbau fossiler Energiesubventionen im Rahmen 
der G20“, veröffentlicht auf Bundestagsdrucksache 17/2354 vom 
30. Juni 2010, kein neuer Sachstand ergeben. 


30. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
der EU-Kommission für den innerstaat- 
lichen Zahlungsverkehr vorgesehene Einfüh- 
rung einheitlicher 22-stelliger Kontonummern 
(IBAN = International Bank Account Num- 
ber) und elfstelliger Bankleitzahlen (BIG = 
Bank Identifikation Code)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 10. August 2010 

Die Schaffung eines harmonisierten Euro-Zahlungsverkehrsraums 
(Single Euro Payments Area - SEPA) wird von der Bundesregierung 
befürwortet. Mit der fristgemäßen Umsetzung der Zahlungsdienste- 
richtlinie (Richtlinie 2007/64/EG) in deutsches Recht wurde der 
Rechtsrahmen für SEPA in Deutschland hergestellt. 

Die Aufgabe der Konzeption sowie der Vermarktung der SEPA-Zah- 
lungsinstrumente hat hingegen die europäische Kreditwirtschaft 
übernommen. Bereits seit dem 28. Januar 2008 bietet die deutsche 
Kreditwirtschaft die SEPA-Überweisung zur Abwicklung nationaler 
und grenzüberschreitender Euro-Zahlungen an. Die SEPA-East- 
schrift, mittels derer ebenfalls nationale und grenzüberschreitende 
Euro-Zahlungen getätigt werden können, wurde am 1. November 
2009 am Markt eingeführt. Anders als bei rein nationalen Zahlungs- 
verkehrsprodukten, bei denen die Kontonummer und Bankleitzahl 
des Zahlers bzw. Zahlungsempfängers für die Überweisung oder 
Eastschrift ausreicht, verlangt die europäische Kreditwirtschaft von 
ihren Kunden bei der Nutzung von SEPA-Produkten auch für rein 
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nationale Zahlungsvorgänge eine Identifizierung mittels der IBAN 
sowie des BIC. Diese Anforderung will die EU-Kommission nun- 
mehr durch eine Verordnung verbindlich festschreiben. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, dass zur Abwicklung rein nationaler 
Zahlungsvorgänge neben IBAN und BIC auch die Verwendung von 
Kontonummer und Bankleitzahl weiterhin möglich bleiben muss. 
Die Nutzung von IBAN und BIC ist aus der Sicht der Bundesregie- 
rung notwendige technische Voraussetzung für die Durchführung 
und Zuordnung von grenzüberschreitenden Überweisungen und 
Lastschriften im Euro-Zahlungsverkehrsraum. 


3 1 . Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Welche volkswirtschaftlichen Kosten entstehen 
aus dieser Umstellung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 10. August 2010 

Der Bundesregierung liegen zu den durch die Umstellung auf IBAN 
und BIC entstehenden volkswirtschaftlichen Kosten keine belastba- 
ren Zahlen vor. 

Die Entwicklung und Vermarktung der SEPA-Produkte erfolgen 
durch die Kreditwirtschaft. Nach Auskunft des Zentralen Kreditaus- 
schusses, der Interessenvertretung der kreditwirtschaftlichen Spitzen- 
verbände in Deutschland, sind verlässliche Untersuchungen zu den 
Umstellungskosten von Kontonummer und Bankleitzahl auf IBAN 
und BIC derzeit nicht verfügbar. Mittels der bei der Kreditwirtschaft 
seit mehreren Jahren vorhandenen Konvertierungsprogramme kön- 
nen die für die bisherigen nationalen Zahlverfahren ausreichende 
Kontonummer und Bankleitzahl einfach und kostengünstig in IBAN 
und BIC umgewandelt werden. Aus Sicht der Bundesregierung soll- 
ten diese Konvertierungsprogramme weiterhin genutzt werden, um 
dem Nutzer einen einfachen Übergang zu den neuen Zahlverfahren 
zu ermöglichen. 


32. Abgeordneter 
Dr. Thomas 
Gambke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
neben dem Reverse-Charge-Verfahren für ge- 
eignet, um den innergemeinschaftlichen Um- 
satzsteuerbetrug einzudämmen, und welche 
Initiativen und Maßnahmen auf nationaler 
und auf EU-Ebene werden von der Bundesre- 
gierung ergriffen, um den innergemeinschaftli- 
chen Umsatzsteuerbetrug zurückzudrängen? 
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Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer 
vom 9. August 2010 

Nachdem der Vorschlag der Bundesregierung, auf europäischer Ebe- 
ne ein für die EU-Mitgliedstaaten fakultatives generelles Reverse- 
Charge-Verfahren einzuführen, am Widerstand der anderen EU-Mit- 
gliedstaaten gescheitert ist, liegt der Eokus bei der Bekämpfung des 
innergemeinschaftlichen Umsatzsteuerbetrugs auf den konventionel- 
len Maßnahmen. 

Auf EU-Ebene setzt sich die Bundesregierung aktiv für die Verbesse- 
rung der Verwaltungszusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten ein. 
Nur bei einem schnellen, gezielten und transparenten Informations- 
austausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten können die Betrugsfälle 
wirksam unterbunden werden. Die Bundesregierung begrüßt daher 
die politische Einigung des ECOEIN-Rates vom 8. Juni 2010 über 
die Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 vom 7. Okto- 
ber 2003 über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf 
dem Gebiet der Umsatzsteuer, die zu einer noch engeren Zusam- 
menarbeit der Mitgliedstaaten als bisher führen wird. Die Bundes- 
regierung hat sich in diesem Zusammenhang insbesondere für die 
Schaffung einer soliden Rechtsgrundlage für ein multilaterales Erüh- 
warnsystem zur Aufdeckung grenzüberschreitender Umsatzsteuer- 
betrugsfälle (Eurofisc) eingesetzt. 

Die Bundesregierung hat des Weiteren einen Antrag auf Ermächti- 
gung des Rates gemäß Artikel 395 der Mehrwertsteuer-Systemrichtli- 
nie für die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens für Umsätze 
mit Mobilfunkgeräten und integrierten Schaltkreisen gestellt. Sobald 
die unionsrechtliche Ermächtigung vorliegt, wird die Bundesregie- 
rung dem Gesetzgeber vorschlagen, auch für diese Umsätze das Re- 
verse-Charge-V erfahren einzuführen. 

Auf nationaler Ebene ist die effektive Bekämpfung des Umsatz- 
steuerbetrugs bereits seit geraumer Zeit ein zentrales Anliegen von 
Bund und Eändern. Die gemeinsamen, erfolgreichen Anstrengungen 
werden auch weiterhin mit Nachdruck fortgesetzt. 

Auch die zum 1. Juli 2010 durch das Gesetz zur Umsetzung steuerli- 
cher EU-Vorgaben sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
wirksam gewordenen Maßnahmen tragen zur Bekämpfung und Zu- 
rückdrängung des innergemeinschaftlichen Umsatzsteuerbetrugs bei. 

So führt die grundsätzliche Verpflichtung zur monatlichen Übermitt- 
lung der zusammenfassenden Meldung bei innergemeinschaftlichen 
Warenlieferungen und Eieferungen im Rahmen von innergemein- 
schaftlichen Dreiecksgeschäften (§ 25b Absatz 2 des Umsatzsteuer- 
gesetzes - UStG) gemäß § 18a UStG durch die Unternehmer an das 
Bundeszentralamt für Steuern in der Zusammenschau mit der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 37/2009 vom 16. Dezember 2008 dazu, dass so- 
wohl Deutschland als auch den anderen EU-Mitgliedstaaten die Da- 
ten über die auf ihrem Territorium ausgeführten Umsätze zu einem 
deutlich früheren Zeitpunkt als bisher zur Verfügung stehen und so- 
mit zeitnäher für die Verhinderung bzw. Aufdeckung von Betrugsfäl- 
len und zur Sicherung des Umsatzsteueraufkommens genutzt werden 
können. 
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Mit der Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp- 
fängers bei der Übertragung von Treibhausgas-Emissionsberechti- 
gungen in § 13b Absatz 2 Nummer 6 UStG ist der kriminelle Anreiz 
zur Begehung von Umsatzsteuerbetrug in diesem Geschäftssegment 
unter Einbeziehung von in Deutschland ansässigen Betrügern entfal- 
len. 

Auch die aktuellen Vorschläge zur Erweiterung des § 13b UStG und 
der Einführung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
für Umsätze mit Industrieschrott und Altmetallen sowie für die Er- 
bringung von Gebäudereinigerleistungen im Rahmen des Jahres- 
steuergesetzes 2010 zielen darauf ab, dem von den Einanzämtern 
festgestellten Umsatzsteuerbetrug einen wirksamen Riegel vorzu- 
schieben und künftig Umsatzsteuerausfälle in Millionenhöhe in die- 
sen Geschäftssegmenten zu verhindern. 


33. Abgeordneter 
Dr. Thomas 
Gambke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hält die Bundesregierung die rechentechnische 
Steuervereinfachung des §10 Absatz 2 des 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 
(ErbStG), die 1941 ausschließlich wegen der 
damals als äußerst umständlich angesehenen 
Berechnung der korrekten Schenkungsteuer 
eingeführt wurde, auch heute noch für ange- 
messen, und welche fiskalischen Mehreinnah- 
men hätte die Streichung von § 10 Absatz 2 
ErbStG zur Eolge? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 5. August 2010 

Die Bundesregierung hält die vereinfachte Steuerberechnung nach 
§ 10 Absatz 2 ErbStG in den Eällen, in denen der Schenker die vom 
Beschenkten geschuldete Steuer selbst übernimmt, auch weiterhin 
für angemessen. Danach gilt als Erwerb der Betrag, der sich bei einer 
Zusammenrechnung des ursprünglichen Erwerbs mit der aus diesem 
Erwerb errechneten Steuer ergibt. Aus Gründen der Vereinfachung 
belässt es die Vorschrift bei der einmaligen Zusammenrechnung vom 
Wert der Zuwendung und daraus resultierender Steuer. Die Steuer 
wird demnach wie folgt berechnet: 

a) Wert der Schenkung, 

b) Schenkungsteuer, 

c) Wert der Schenkung a) + darauf entfallende Schenkung- 
steuer b), 

d) Schenkungsteuer auf den Wert nach c). 

Ohne diese Vereinfachung müsste die letztlich geschuldete Schen- 
kungsteuer d) stets über eine Vielzahl von Rechenstufen immer wie- 
der neu berechnet werden, indem dem Wert der Schenkung a) je- 
weils die darauf entfallende erhöhte Schenkungsteuer d) wieder hin- 
zugerechnet und darauf eine wiederum erhöhte Steuer errechnet wer- 
den. Dies müsste so lange geschehen, bis sich aus der Zusammen- 
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rechnung von Wert der Zuwendung und daraus resultierender, je- 
weils erhöhter Steuer keine bezifferbare Mehrsteuer mehr ergibt. 

Die möglichen Mehreinnahmen aus einer Streichung der Vorschrift 
lassen sich nicht beziffern. 


34. 


Abgeordneter 

Dr. Thomas 
Gambke 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung, dass in ver- 
schiedenen Verkehrsverbünden in der Bundes- 
republik Deutschland der ermäßigte Mehr- 
wertsteuersatz für Eahrtickets abgerechnet 
wird, obwohl es möglich ist, längere Strecken 
als 50 km mit dem Eahrticket zurückzulegen 
und diese damit die gesetzliche Beschränkung 
für diese Ermäßigung nicht erfüllen, und wel- 
che Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über den missbräuchlichen Gebrauch der 
Mehrwertsteuerermäßigung im Bereich des öf- 
fentlichen Personennahverkehrs vor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 5. August 2010 

Der Bundesregierung ist eine derartige Praxis der verschiedenen Ver- 
kehrsverbünde nicht bekannt. Entsprechende Erkenntnisse über den 
missbräuchlichen Gebrauch der Mehrwertsteuerermäßigung im Be- 
reich des öffentlichen Nahverkehrs liegen nicht vor. 


35. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In wie vielen Eällen kam es für das Jahr 2009 
nach dem aktuellen Stand der Veranlagungen 
jeweils zu einer Berücksichtigung der in der 
Anlage KAP - Einkünfte aus Kapitalvermö- 
gen - erklärten Einkünfte aufgrund der folgen- 
den Vorschriften: Günstigerprüfung, Überprü- 
fung des Steuereinbehalts, Nacherhebung der 
Kirchensteuer aufgrund von Nichtberücksich- 
tigung der Kirchensteuer im Abzugsverfahren, 
Erklärung von Kapitalerträgen, die nicht dem 
inländischen Steuerabzug unterlegen haben, 
Erklärung von Kapitalerträgen, die der Tarif- 
besteuerung unterliegen, Verrechnung von 
Altersverlusten, Berücksichtigung der Kapital- 
erträge für die Ermittlung des zumutbaren 
Eigenanteils bei den außergewöhnlichen Belas- 
tungen, Berücksichtigung der Kapitalerträge 
für die Ermittlung des Spendenabzugs, unvor- 
teilhafte Verteilung von Sparerfreibeträgen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 5. August 2010 

Die Bürokratiekosten im Zusammenhang mit der Einführung der 
Abgeltungssteuer wurden in den Gesetzgebungsverfahren zum Un- 
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ternehmenssteuerreformgesetz 2008, zu den Jahressteuergesetzen 
2008 und 2009 im Einzelnen ausgewiesen. Im Übrigen obliegen die 
Durchführung derartiger Maßnahmen und damit auch die Beziffe- 
rung von Vollzugskosten der Steuerverwaltung allein den Finanzbe- 
hörden der Länder, so dass die Bundesregierung hierzu generell kei- 
ne Aussagen treffen kann. 


36. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Einsprüche wurden bislang für das 
Jahr 2009 aufgrund von Beanstandungen der 
im Rahmen der Veranlagung (sowohl Tarif- 
belastung als auch Abgeltungssteuer) berück- 
sichtigten Kapitalerträge erhoben (Stand per 
30. Juni 2010)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 5. August 2010 

Da das Veranlagungsverfahren für das Jahr 2009 frühestens im Jahr 
2010 abgeschlossen sein wird, kann die Bundesregierung hierzu zur- 
zeit keine Angaben machen. 


37. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit hat sich die von der Bundesregie- 
rung auf Bundestagsdrucksache 16/4841 er- 
folgte Schätzung der Jahreswirkung der Abgel- 
tungssteuer in Höhe von 1,3 Mrd. Euro be- 
wahrheitet, und - sofern die tatsächliche Wir- 
kung davon abweicht - worauf führt die Bun- 
desregierung diese Abweichung gegenüber den 
prognostizierten Mindereinnahmen zurück? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 5. August 2010 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Zahlen vor, da die jährli- 
chen Rechtsbehelfsstatistiken der Länder keine Differenzierung nach 
den jeweiligen Einspruchsbegründungen vorsehen. 


38 . 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch hatte die Bundesregierung die im 
Zusammenhang mit der Abgeltungssteuer ent- 
stehenden Kosten (sofern entsprechend aufge- 
gliedert innerhalb der Verwaltung) beziffert, 
und inwieweit wurde von diesen geschätzten 
Kosten abgewichen, z. B. durch die Program- 
mierung der Veranlagungssoftware als auch 
durch die Schulung der Mitarbeiter der Fi- 
nanzverwaltung? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 5. August 2010 

Da das Veranlagungsverfahren für das Jahr 2009 noch nicht abge- 
schlossen ist, kann die Bundesregierung hierzu noch keine Aussage 
treffen. 


39. Abgeordnete 

Kathrin 
Senger-Schäfer 
(DIE LINKE.) 


Sind der Bundesregierung Eälle bekannt, in de- 
nen die Steuer- und abgabenfreie Aufwandsent- 
schädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten (§ 3 
Nummer 26 des Einkommensteuergesetzes - 
EStG) für die Entlohnung von Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeitern mit geringem Entgelt 
(sog. 400-Euro-Jobs) dahingehend genutzt wer- 
den, ihnen damit eine geringe Zusatzvergütung 
anzubieten, welche aber offiziell als Aufwands- 
entschädigung ausgewiesen wird, mit dem Er- 
gebnis, dass nur in geringstem Umfang 
Steuern und Sozialbeiträge abgeführt werden 
müssen, aber die erbrachten Dienstleistungen 
wie bei einer regulären Anstellung abverlangt 
werden, und sieht die Bundesregierung ggf 
aus diesem Umstand gesetzlichen Korrektur- 
bedarf? 


Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer 
vom 9. August 2010 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, dass einheitli- 
che hauptberufliche Tätigkeiten, die im Dienst einer juristischen Per- 
son des öffentlichen Rechts oder einer gemeinnützigen Einrichtung 
zur Eörderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke 
ausgeübt werden, unzulässigerweise in eine scheinbar nebenberuf- 
liche, Steuer- und sozialversicherungsrechtlich begünstigte ehrenamt- 
liche und - soweit darüber hinausgehend - in eine der Steuer- und 
Sozialversicherungspflicht unterliegende Tätigkeiten aufgespalten 
werden. 

Voraussetzung für die Steuer- und Sozialversicherungsfreiheit von 
bis zu 2 100 Euro bzw. bis zu 500 Euro im Jahr für Einnahmen aus 
ehrenamtlichem Engagement ist, dass es sich um eine nebenberuf- 
liche Tätigkeit zur Eörderung gemeinnütziger, müdtätiger oder kirch- 
licher Zwecke im Dienst einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts oder einer gemeinnützigen Einrichtung handelt (vgl. § 3 
Nummer 26 und 26a EStG bzw. § 14 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch - SGB IV). Eine nebenberufliche Tätigkeit ist steuerrecht- 
lich nur dann gegeben, wenn sie - bezogen auf das Kalenderjahr - 
nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Voll- 
zeiterwerbs beträgt. Eine Tätigkeit wird nicht nebenberuflich ausge- 
übt, wenn sie als Teil der Haupttätigkeit anzusehen ist. 

Bezieht der nebenberuflich, ehrenamtlich Tätige über die Steuer- und 
sozialversicherungsfreien Einnahmen hinaus ein weiteres Entgelt, 
kann hierfür eine Pauschalierung der Sozialversicherungsabgaben so- 
wie der Lohnsteuer durch den Arbeitgeber in Betracht kommen 
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(sog. Minijob-Regelung). Voraussetzung ist allerdings, dass es sich in- 
soweit um ein Arbeitsentgelt aus einer geringfügigen Beschäftigung 
im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1 SGB IV handelt (Arbeitsent- 
gelt überschreitet die Grenze von 400 Euro im Monat regelmäßig 
nicht), § 40a Absatz 2 EStG. 

Im Hinblick auf diese klaren gesetzlichen Regelungen sieht die Bun- 
desregierung kein Erfordernis für eine Gesetzesänderung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


40. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Beschwerden liegen der Bundesregie- 
rung/der Bundesnetzagentur von Bürgern vor, 
bei denen ihr Handy-Vertragsanbieter Roa- 
minggebühren oberhalb der von der EU fest- 
gelegten Obergrenzen in Rechnung gestellt 
hat, und welche drei konkreten Unternehmen 
waren bei den Beschwerden besonders betrof- 
fen (bitte jeweils mit der Anzahl der Beschwer- 
den)? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 6. August 2010 

Weder dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
noch der Bundesnetzagentur liegen Beschwerden von Bürgern vor, 
bei denen ihr Handy-Vertragsanbieter Roaminggebühren oberhalb 
der von der EU festgelegten Obergrenzen in Rechnung gestellt hat. 

Die EU-Kommission hat in einem Zwischenbericht über den Ent- 
wicklungsstand der Roamingdienste in der Europäischen Union - 
KOM(2010) 356 endgültig vom 29. Juni 2010 - festgestellt, dass 
„... die Umsetzung der geänderten Roamingsverordnung [insgesamt] 
reibungslos verlaufen [ist] wobei sich die Betreiber an die neuen Vor- 
schriften halten und die NRB (Nationale Regulierungsbehörden) 
dafür sorgen, dass dies auch so bleibt“ (S. 14 f ). 
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41. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mittel sind im Haushaltsentwurf 2011 
für die Energieforschung sowie für die Eörde- 
rung der Energieversorgung der Zukunft vor- 
gesehen, und wie teilen sich diese in institutio- 
neile Zuweisungen, Projektförderungen und 
Programme auf (bitte Summen für die einzel- 
nen Energieträger Sonne, Wind, Geothermie, 
Nachwachsende Rohstoffe, Kernkraft, Eossüe 
Energie einschließlich Marktanreizprogram- 
men usw. nach Einzelplänen mit Angabe der 
Titel auflisten)? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 6. August 2010 

Die Angaben zu den Mitteln im Haushaltsentwurf 2011 für Energie- 
forschung sowie für die Eörderung der Energieversorgung der Zu- 
kunft sind den beiden folgenden Tabellen zu entnehmen. 
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Beitrag im Gesamthaushalt der Zentren 

' Aufteilung des Förderbereichs in die Felder Energieeffeienz (15,3 Mio.€), Emeuerbare Energiequellen (18.7 Mio.€), Fusion (11 Mio.€), 
Querschnittsakt (3 Mio.€) 

“ DBFZ - Titel 686 71 u. 893 71 
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Förderung der Energieversorgung der Zukunft (Marktanrelzprogramme) 

Angaben in T € 


Ressort 

BMWI 


BMU 

Elnzelplan 

09 


16 

Titel 

686 31 

686 35 

686 24 

t^adonelle und sparsame 
Energieverwendung 

30,500 



Exportinitiative Erneuerbare 


18,500 


Förderung von 

EinzelmaBnahmen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien 
(Gesamttitel) 



380.000 

davon 

Marktanreizprogramm 



312,000 

davon Nationale 
Kllmaschutzlnitlative 



68.000 

Summe 

30,500 

18,500 

760,000 


42. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Welche Institute und/oder Fachexperten wur- 
den mit der Evaluierung und Zwischenbewer- 
tung des Integrierten Energie- und Klimapro- 
gramms (lEKP) der Bundesregierung beauf- 
tragt, und wann beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, diese Zwischenbewertung zu veröffentli- 
chen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 10. August 2010 

Das Verfahren zur Vergabe des Gutachtens zum „Monitoring des 
Integrierten Energie- und Klimaprogramms (lEKP)“ ist noch nicht 
abgeschlossen. Die Entscheidung darüber, welche Institute beauf- 
tragt werden, soll zeitnah getroffen werden. 


43. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


In wie vielen Stunden haben die Übertragungs- 
netzbetreiber bei der Vermarktung von EEG- 
Strom seit dem Inkrafttreten der Verordnung 
zur Ausführung der Verordnung zur Weiter- 
entwicklung des bundesweiten Ausgleichsme- 
chanismus (AusglMechAV) am 23. Februar 
2010 von der Übergangsregelung in § 8 Ab- 
satz 1 AusglMechAV Gebrauch gemacht, und 
wie viele der seit dem 1. Juli 2010 auf 
100 Stunden begrenzten Ausnahmefälle (s. § 8 
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Absatz 1 Satz 5 AusglMechAV) traten bei den 
Übertragungsnetzbetreibern auf (bitte auf- 
schlüsseln nach Übertragungsnetzbetreiber)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 10. August 2010 

Die Regelung zur Abgabe preislimitierter Gebote dient dem Schutz 
vor einer übermäßigen Belastung der EEG-Umlage und somit letzt- 
lich dem Verbraucher. Gleichzeitig soll der dadurch verbundene Ein- 
griff in den Preisbildungsmechanismus auf ein Minimum beschränkt 
werden. Die Marktteilnehmer sollen sich bei ihrer Gebotsabgabe 
nicht bewusst an die von den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) ge- 
tätigte Eimitierung anlehnen. Würden die Stunden transparent ge- 
macht, wäre das Verhalten der ÜNB in Extremsituationen für die 
Zukunft ableitbar und es käme ggf zu einer Optimierung gegen den 
Übertragungsnetzbetreiber. Daher werden von Seiten der Bundes- 
netzagentur keine konkreten Stunden benannt. 

Über ÜNB hinweg kann folgende Aussage getroffen werden: Im 
ersten Halbjahr 2010 erfolgte in wenigen Eällen eine Eimitierung, 
die der Bundesnetzagentur (BNetzA) anzuzeigen war, die jedoch in 
keinem Eall Wirkung an der Strombörse entfaltet hat. Im Zeitraum 
ab dem 1. Juli 2010 wurde der BNetzA von keinem Übertragungs- 
netzbetreiber eine Eimitierung angezeigt. 


44. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass bereits 
vor Inkrafttreten der AusglMechAV - und da- 
mit auch vor dem Inkrafttreten der Übergangs- 
regelung des § 8 AusglMechAV - am 23. Eeb- 
ruar 2010 einzelne Übertragungsnetzbetreiber 
nicht den gesamten EEG-Strom (EEG = Er- 
neuerbare-Energien-Gesetz) zu preisunabhän- 
gigen Geboten am vortägigen Spotmarkt einer 
Strombörse vermarktet haben, und in wie 
vielen Stunden haben welche Übertragungs- 
netzbetreiber vor dem Inkrafttreten der 
AusglMechAV so verfahren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 10. August 2010 

Im Herbst/Winter 2009/2010 haben hohe Windeinspeisungen bei 
gleichzeitig schwacher Nachfrage zu erheblich negativen Börsenprei- 
sen am Spotmarkt geführt, die vermuten ließen, dass der Markt hier 
nicht oder zu langsam reagierte. Insbesondere konnte nicht ausge- 
schlossen werden, dass die mit der vollständigen EEG-Vermarktung 
verbundene Systemumstellung ab 1. Januar 2010 nicht sofort und rei- 
bungslos von allen Marktteilnehmern umgesetzt werden konnte. Die 
Bundesnetzagentur hatte den Übertragungsnetzbetreibern daher ge- 
stattet, die vorgesehene Übergangsregelung bereits vor Inkrafttreten 
der AusglMechAV unter den Prämissen des den ÜNB bekannten 
Referentenentwurfes und nach vorheriger Abstimmung mit ihr anzu- 
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wenden. Damit wurden Preislimitierungen grundsätzlich ermöglicht, 
die aber im Ergebnis nicht wirksam wurden. 


45. Abgeordneter 

Dr. Hermann 

Scheer 

(SPD) 


Wie oft haben die Übertragungsnetzbetreiber 
von den freiwilligen Maßnahmen nach § 8 
Absatz 4 Satz 1 AusglMechAV Gebrauch 
gemacht (bitte aufschlüsseln nach Art der 
Maßnahmen und ÜNB), und wie oft haben 
Übertragungsnetzbetreiber von der Möglich- 
keit der freiwilligen Abregelungsvereinbarung 
mit Erneuerbare-Energien-Stromerzeugern 
(nach EEG) nach § 8 Absatz 4 Satz 3 
AusglMechAV Gebrauch gemacht (bitte auf- 
schlüsseln nach Art der Maßnahmen und 
Übertragungsnetzbetreiber? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 10. August 2010 

Da die von den ÜNB gesetzten preislimitierten Gebote nicht 
am Spotmarkt ihre begrenzende Wirkung entfaltet haben, wurde 
von den freiwilligen Maßnahmen nach § 8 Absatz 4 Satz 1 
AusglMechAV noch nicht Gebrauch gemacht. Somit erfolgte keine 
Abregelung nach § 8 Absatz 4 Satz 3 AusglMechAV. 


46. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Kernaussagen haben die bereits vor- 
liegenden Vorabergebnisse der Studie des 
Instituts für Therapieforschung (lET), die im 
Rahmen der anstehenden Evaluierung der 
Spielverordnung in Auftrag gegeben wurde 
(AutomatenMarkt, Juli 2010, S. 68)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 5. August 2010 

Die Endfassung der lET-Studie liegt derzeit noch nicht vor. Dem 
BMWi wurden bisher Vorabergebnisse mitgeteilt. Auf dieser Basis 
wurde der Branche - wie in der Zeitschrift AutomatenMarkt vom Ju- 
li 2010 (S. 68 f) dargestellt - eine erste allgemeine Einschätzung mit- 
geteilt. Eür eine belastbare Evaluierung der 2006 in Kraft getretenen 
Änderungen der Spielverordnung ist jedoch eine eingehende Analyse 
notwendig, die nach Vorlage des Abschlussberichts der lET-Studie 
erfolgen wird. Der Evaluierungsbericht, in den auch weitere Erkennt- 
nisse einbezogen werden, soll bis Ende 2010 vorgelegt werden (vgl. 
auch Antwort der Bundesregierung zu den Eragen 1 und 2 der 
Kleinen Anfrage der Eraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
10. Juni 2010 auf Bundestagsdrucksache 17/2037). 
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47. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung eine Änderung der 
Spielverordnung, und wenn ja, welche genauen 
Änderungen sind beabsichtigt (Aussagen von 
Ministerialdirigent Ulrich Schönleiter auf der 
Jahreshautversammlung des Bundesverbandes 
Automatenunternehmer, AutomatenMarkt, 
Juli 2010, S. 68 f.)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 5. August 2010 

Wie in der Antwort zu Erage 46 dargestellt, wird eine endgültige 
Aussage hierzu erst mit Vorlage des Evaluierungsberichts getroffen 
werden können. 


48. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eür wie glaubwürdig hält die Bundesregierung 
die von der Spielautomatenbranche angekün- 
digten Maßnahmen zur freiwilligen Selbstbe- 
schränkung, die eine Änderung der Spielver- 
ordnung vermeiden sollen (AutomatenMarkt, 
Juli 2010, S. 66 f.), und würde die Bundes- 
regierung aufgrund solcher Maßnahmen eine 
Änderung der Spielverordnung zurückstellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer 
vom 5. August 2010 

Die Erage, welche Änderungen der Spielverordnung gegebenenfalls 
vorgeschlagen werden, hängt von den Ergebnissen der Studie und 
der weiteren Evaluierung ab. 


49. Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Aktivitäten sind derzeit im von 
Deutschland zum Abbau von Manganknollen 
im Westpazifik für 15 Jahre erworbenen Ge- 
biet beabsichtigt oder sind geplant, und hat 
Deutschland mit den Abbaurechten nur die 
Rechte auf Manganknollen oder den An- 
spruch auf sämtliche Rohstoffe erworben? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 5. August 2010 

Im Jahr 2006 hat die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR) im Auftrag der Bundesregierung mit der Internationa- 
len Meeresbodenbehörde (IMB) einen Vertrag über die Exploration 
von polymetallischen Knollen (Manganknollen) in einem zweigeteil- 
ten Gebiet im Ostpazifik abgeschlossen. Dies beinhaltet die Ver- 
pflichtung, in diesem Gebiet die geologischen und ökologischen 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für eine mögliche Eör- 
derung von Manganknollen zu erkunden (Explorationslizenz). Die 
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Explorationslizenz beinhaltet aber keinen Erwerb von Abbaurechten 
von Manganknollen. 

Die BGR hat seit 2008 insgesamt drei Eorschungsexpeditionen zur 
Erkundung des deutschen Manganknollen-Explorationslizenzgebie- 
tes unternommen, zuletzt im April/Mai dieses Jahres. Die Eor- 
schungsfahrten schließen eingehende Untersuchungen der Umwelt- 
bedingungen im Eizenzgebiet ein. Die Explorationslizenz ist grund- 
sätzlich auf 15 Jahre befristet mit einer Verlängerungsmöglichkeit 
um weitere fünf Jahre. Der Arbeitsplan ist demnächst fortzuschrei- 
ben. In Abhängigkeit von den Ergebnissen der bisherigen Erkundun- 
gen ist von der Notwendigkeit weiterer Eahrten auszugehen. 

Andere Rohstoffe als Manganknollen werden von der Explorations- 
lizenz nicht erfasst. 


50. Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was ist die Ansicht der Bundesregierung zum 
Tiefseebergbaukodex der UN-Meeresboden- 
behörde (ISA), und welche Regeln oder Kon- 
trollmöglichkeiten bestehen derzeit für das 
Abbaugebiet in deutscher Zuständigkeit? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 5. August 2010 

Es gibt bisher kein Regelwerk der IMB für die Eörderung von (mine- 
ralischen) Rohstoffen. Die geltenden Regelwerke der IMB beziehen 
sich lediglich auf die Prospektion und Exploration von polymetalli- 
schen Knollen (Manganknollen) und von polymetallischen Sulfiden. 
Sie sehen eine sorgfältige Prüfung von Explorationsanträgen durch 
die IMB und den nach dem VN-Seerechtsübereinkommens (SRÜ) 
erforderlichen befürwortenden Vertragsstaat („Sponsor“) vor. Die 
Regelwerke der IMB werden in Deutschland ergänzt durch die Vor- 
schriften des Meeresbodenbergbaugesetzes. Danach ist in Deutsch- 
land für die Prüfung und Befürwortung von Explorationsanträgen 
das Eandesamt für Bergbau, Energie und Geologie in Niedersachsen 
zuständig. Das Eandesamt handelt dabei im Auftrag des Bundes. 
Gleiches güt für die Wahrnehmung der so genannten Bergaufsicht, 
d. h. der Überwachung von Prospektions- und Explorationsaktivitä- 
ten. Die Nichteinhaltung von Pflichten der auf Hoher See tätigen 
Personen kann bestraft oder mit einem Bußgeld geahndet werden. 
Insgesamt sehen das SRÜ, die Regelwerke der IMB und die ergän- 
zenden Vorschriften des Meeresbodenbergbaugesetzes einen umfas- 
senden Rechtsrahmen, insbesondere zum Schutz der Umwelt, vor. 


5 1 . Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, ob 
von Seiten der ISA Absichten bestehen, weite- 
re Meeresgebiete (vergleichbar denen im West- 
pazifik) zu unterteilen und damit Abbaurechte 
an Staaten oder Staatenverbünde zu vergeben, 
und welche Absichten verfolgt die Bundesre- 
gierung bezüglich des Erwerbs und des Roh- 
stoffabbaus in weiteren Gebieten? 



Drucksache 17/2748 


-34- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 5. August 2010 

Die IMB hat Regelwerke für die Prospektion und Exploration von 
bestimmten mineralischen Rohstoffen verabschiedet (s. Antwort zu 
Frage 32). Weitere Regelwerke für andere Rohstoffe, etwa für 
kobalthaltige Krusten, sollen noch beraten werden. Auf dieser 
Grundlage können dann jeweils Einrichtungen und Unternehmen 
bei der IMB Explorationsanträge stellen und - nach eingehender 
Prüfung durch den befürwortenden Staat und die IMB - von dieser 
genehmigt werden. In diesem Sinne unterteilt die IMB nicht Meeres- 
gebiete, sondern prüft von Fall zu Fall etwaige Explorationsanträge, 
die sich auf durch die IMB-Regelungen in ihrer Ausdehnung 
begrenzte Gebiete beschränken müssen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte sich Deutschland - wie 
andere Staaten auch - die Option eines ökologisch verantwortbaren 
Tiefseebergbaus für die Ergänzung von Landvorkommen technisch 
und wissenschaftlich offen halten. Hierzu ist aber zunächst eine Ver- 
breiterung der Wissensbasis, auch zu den ökologischen Rahmen- 
bedingungen, erforderlich. Ein Abbau mineralischer Rohstoffe auf 
Hoher See ist derzeit weder erfolgt noch geplant. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


52. Abgeordneter 

Klaus 

Ernst 

(DIE LINKE.) 


Wie hoch war jeweils die jährliche Anzahl der 
Erwerbstätigen von 2000 bis heute für die 
jeweiligen Gruppen Absolut/Geringfügige/ 
sozialversicherungspflichtige Teilzeit/sozialver- 
sicherungspflichtige Vollzeit/Selbständige, die 
aufstockende Leistungen nach dem SGB II er- 
hielten, und wie hoch war jeweils die jährliche 
Summe der aufstockenden Leistungen nach 
dem SGB II? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 9. August 2010 

Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende wurden erst im 
Januar 2005 eingeführt; insofern sind für vorherige Zeiträume keine 
Angaben über erwerbstätige Hilfebedürftige möglich. Eine zuverläs- 
sige Differenzierung nach Art der Erwerbstätigkeit (abhängige/selb- 
ständige Beschäftigung) und Arbeitsumfang (Vollzeit/Teilzeit) ist im 
Rahmen der Grundsicherungsstatistik erst seit dem Berichtsmonat 
Januar 2007 möglich. Aufgrund leistungsrechtlicher Änderungen 
standen zwischen September 2005 und Januar 2007 keine statisti- 
schen Informationen aus dem operativen Fachverfahren der Bundes- 
agentur (A2LL) über Erwerbseinkommen Hüfebedürftiger zur Ver- 
fügung. Um eine Vergleichbarkeit über den Zeitraum herzustellen. 
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werden die Ergebnisse des Berichtsmonats September des jeweiligen 
Jahres dargestellt. 

Im Berichtsmonat September 2009 verfügten rund 1 355 000 der ins- 
gesamt rund 4 912 000 erwerbsfähigen Hilfebedürftigen über ein Ein- 
kommen aus Erwerbstätigkeit; davon rund 1 248 000 aus abhängiger 
und rund 115 000 aus selbständiger Erwerbstätigkeit. Über eine in- 
tegrierte Auswertung mit der Beschäftigtenstatistik können Informa- 
tionen über Art und Arbeitsumfang der abhängigen Beschäftigungs- 
verhältnisse gewonnen werden. Danach waren rund 355 000 Hilfebe- 
dürftige sozialversicherungspflichtig in Vollzeit und 219 000 sozial- 
versicherungspflichtig in Teilzeit beschäftigt. 489 000 Hilfebedürftige 
waren ausschließlich geringfügig Teilzeit beschäftigt (vgl. Tabelle). 
Eür die verbleibenden rund 185 000 abhängig beschäftigten Hilfebe- 
dürftigen liegt keine Beschäftigungsmeldung vor*; deren erzieltes 
Einkommen liegt jedoch überwiegend unterhalb der Geringfügig- 
keitsgrenze (diese Gruppe ist nicht in der Tabelle ausgewiesen). 

Im Zeitverlauf ist die Zahl der erwerbstätigen Hilfebedürftigen von 
September 2005 bis September 2007 zunächst stark und danach nur 
noch leicht angestiegen. Dabei verlief die Entwicklung der Beschäfti- 
gungsformen ab 2007 unterschiedlich: Während Selbständigkeit und 
Teilzeitbeschäftigung weitere Zuwächse verzeichnen, war die sozial- 
versicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung zuletzt rückläufig. 

Die rund 1 355 000 Hilfebedürftigen mit Einkommen aus Erwerbstä- 
tigkeit bezogen im September 2009 insgesamt Eeistungen in Höhe 
von 932 Mio. Euro (bezogen auf die gesamte Bedarfsgemeinschaft, 
einschließlich Beiträge zur Sozialversicherung); die durchschnittliche 
Eeistung pro Bedarfsgemeinschaft und Monat betrug 688 Euro. Da- 
bei variiert die Höhe zwischen monatlich 888 Euro bei Selbständigen 
und 593 Euro bei sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigten. 
Hierbei muss beachtet werden, dass die Höhe der Eeistung stark von 
den individuellen Eebensumständen der Einkommensaufstocker ab- 
hängt; so hat der alleinstehende erwerbstätige Hilfebedürftige einen 
niedrigeren Gesamtbedarf als derjenige in einer mehrköpfigen Be- 
darfsgemeinschaft. 


* Gründe dafür sind insbesondere Beschäftigungsverhältnisse ohne Lohnzahlung (z. B. Krankengeld oder Eltern- 
zeit), zeitweiliger Lohnausfall sowie verzögerte Abmeldungen von Beschäftigungsverhältnissen, aber auch das 
Auseinanderfallen von Beschäftigungszeitraum und monatlichem Einkommenszufluss. 
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Tabelle: erwerbstätige Hilfebedürftige (eHb) nach Art und Umfang der Enwerbstätigkeit 
2005 bis 2009 {jeweils Berichtsmonat September) 


Deutschland 


EnvirbiUMigo H)lfbb^ärnioe'(el^) nach Art dm ErwertiatAtigkeit urid Aiiieltsunirang 


däwpti 




«nverbstetlo« 

am’ 

abhängig 


1 T(lii4il 

«alt»tef>dig 

ttenUTMt 


•Tch^rng^ 

pnictilig« 

Vpffzeit. 

i ilHvcn 




afUi 

wiyerfpfl, 

beftdtäfBgi 

oui^ch^iUt^h 

garvigfl^g 

•fte 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

T 

September 2005 

5.152.755 

949.905 

904.654 

- 



47.522 

Leistungen in 1 ,000 Euro ^ 








mH SV-Beitragen 

3.204.238 € 

6G5.4H3€ 

629.603 E 

- 

- 

- 

42.618 E 

ohne SV'Beitrflge 

2.HOg,7D6€ 

■480.713 € 

453.442 E 

- 

- 

- 

29,971 E 

Dujchschnittlicbe Leistung 








mit SV'Beilrägen 

622 € 

7Die 

696 E 

- 

- 


897 E 

ohne SV Beitrage 

46ae 

506€ 

501 < 

. 

- 

-■ 

631 £ 

September 2006 

5.363 .399 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Leistungen in 1 .000 Euro ^ 








mH SV-BeHHägen 

- 

- 


- 


'i 

- 

Ohne SV'Beiträge 

- 

- 


- 



- 

Durcbsctinitllictie Leistung 








mH SV-BeiHHgen 


- 

- 

- 


. 

- 

Ohne SV-Bejirage 

- 

- 

- 

- 


. 

- 

September 2007 

5.1B4.971 

1.276.495 

1.200.986 

410,310 

187.585 

429.088 

78.965^ 

Leistungen in 1.000 Euro ^ 







1 

mit SV-Beibägen 

2.085.780 € 

B25.260 El 

772.309 E 

230.792 € 

108.099« 

352.190« 

64.666 E 

ohne SV-Betlröge 

2.434. D38€ 

677.905 E: 

635 365 E 

192.527« 

93,901 « 

283.420 « 

50.691 E 

Duniischnitlüche Leistung 








mit SV'fieiträgen 

576 € 

6H7E 

643 E 

562« 

576« 

819« 

819 E 

ohne SV- Beiträge 

469 € 

531 E 

529 E 

469« 

SOI € 

659« 

642 £ 

September 2006 

4.920.7B2 

1.351.097 

1.257.2041 

408.991 

207.609 

457.296 

100.442 

Leistungen In 1.000 Euro ^ 








mit SV-Beitrfigen 

2 B83.625 E 

077.823 € 

B10.B34C 

231.241 « 

116.276 E 

377.591 e 

62.657 E 

ohne SV-Betüäge 

2.339.364 £ 

710.912« 

665.942« 

194.576« 

101 .775 € 

301 .550 E 

64.273 € 

Durchschnittliche Leistung 








mit SV-Beiträgen 

5B6€ 

650 C 

645« 

565« 

S60E 

B26E 

023« 

ohne SV-Beilräge 

475 t 

532 t 

530« 

476« 

490 E 

659 E 

640« 

September 2009 

4.011.535 

1.354.904 

1.247.744 

364. 578 

218.755 

488.961 

ii4.en 

Leistungen in 1.000 Euro ^ 








mit SV'Beitrdgen 

3.035.266 € 

932.345 € 

849.712« 

214.892« 

129.721 e 

410.870« 

102.078« 

1 ohne SV-Beilräge 

2.459 .289 € 

763.794 € 

697.574 € 

181.127« 

1 13,490 e 

334.467« 

79.461 C 

Ourchschnittliche Leistung 








mit SV-Beitiägen 

618 6 

6806 

681 « 

606« 

593 e 

857« 

Bse« 

ohne $V-Be]träqe 

501 € 

564f 

559«, 

511« 

519 E 

664« 

691« 


Mehrfachnennunaen sind möglich ©SlaUsÜk der Bundesegeiitur für Arbeit 

^ ausgewfesen sind die Leistungen an Bedaifsgemeinschaflen mit mindestens einem erwerbstätigen eKb in der Jeweiligen Kategorie 
Hochrechnuno erfolgl nur auf Basis von A2LL-Daten 

Spalten 2, 3 uf>d 7 Für September 2009 hochgefachnel mit Daten zugelassener kommunaler Träger 

Spalten 4 bis 6 Werte aus der tnlegrieilan Leistungs- und Beschöftigtenstalisük auf alle eHb hochgerechnet (einsdilieCUkii zugelassener kommunaler Träge^ 


53. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Beschwerden der Interessengemeinschaft ehe- 
maliger DDR-Flüchtlinge e. V. und angesichts 
der Benachteiligung bestimmter Gruppen, die 
bisherige Anwendung des Renten-Überlei- 
tungsgesetzes (RÜG) auf ehemalige DDR- 
Flüchtlinge zu überprüfen und eine entspre- 
chende Gesetzesänderung vorzunehmen? 
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Antwort des Staatssekretärs Andreas Storni 
vom 5. August 2010 

Nein, die Bundesregierung sieht auch nach nochmaliger Überprü- 
fung keinen Handlungsbedarf. Die Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP (Bundestagsdrucksa- 
che 16/5571) ist nach wie vor aktuell. 


54. 


Abgeordneter 

Sven-Christian 

Kindler 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Deutsche Rentenversicherung aufgrund 
ihres gesetzlichen Auftrags zur Gewährleistung 
der Funktion des Sozialversicherungssystems 
verpflichtet, entgangene Sozialversicherungs- 
abgaben und Steuern automatisch einzufor- 
dern, wenn gerichtlich oder durch eine Prü- 
fung des Zolls festgestellt wird, dass entweder 
sittenwidrige Löhne gezahlt wurden oder Min- 
destlöhne nach dem Arbeitnehmer-Entsende- 
gesetz nicht gezahlt wurden, und wie viele Jah- 
re können diese Forderungen rückwirkend gel- 
tend gemacht werden? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 9. August 2010 

Die Rentenversicherungsträger können über die Sittenwidrigkeit von 
Löhnen als eine unabdingbare Vorfrage einer Beitragserhebung nicht 
eigenständig entscheiden, denn der Anspruch auf den Gesamtsozial- 
versicherungsbeitrag ergibt sich aus dem Anspruch auf das geschul- 
dete Arbeitsentgelt (Entstehungsprinzip). Dieser Arbeitsentgeltan- 
spruch kann sich aus einem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag, aus 
einem Tarifvertrag oder aus dem individuellen Arbeitsvertrag erge- 
ben. Die Feststellung, ob Löhne sittenwidrig im Sinne des § 138 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) sind, obliegt nicht dem Renten- 
versicherungsträger, sondern allein den Gerichten der Arbeitsge- 
richtsbarkeit. Sobald rechtskräftig von einem Gericht entschieden 
ist, dass ein Lohn sittenwidrig ist und ein bestimmter höherer Lohn 
zusteht, entsteht auch ein Beitragsanspruch zur Sozialversicherung. 

Des Weiteren wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 24. Ju- 
ni 2010 (Bundestagsdrucksache 17/2282) auf die Kleine Anfrage 
u. a. der Bundestagsabgeordneten Beate Müller-Gemmeke und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (hier: Antworten zu den 
Fragen 13 und 14) verwiesen. 

Anders verhält es sich bei der Frage, ob Mindestlöhne nach dem Ar- 
beitnehmer-Entsendegesetz gezahlt wurden. Nach dem Arbeitneh- 
mer-Entsendegesetz werden Mindestlöhne verbindlich festgelegt; da- 
mit entsteht - unabhängig davon, ob der Lohnanspruch erfüllt wird 
- nach § 22 Absatz 1 SGB IV der Beitragsanspruch zur Sozialversi- 
cherung. Hierzu bedarf es keines Urteils eines Gerichts. 

Bei ihren Prüfungen können die Rentenversicherungsträger in der 
Regel Beiträge im Rahmen der vierjährigen Verjährungsfrist des 
§ 25 Absatz 1 Satz 1 SGB IV nacherheben. 
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Die Rentenversicherungsträger sind nicht befugt, Steuern nachzuer- 
heben. Dies ist Aufgabe der Finanzverwaltung. Im Steuerrecht gilt 
im Übrigen nicht das Entstehungsprinzip, sondern das Zuflussprin- 
zip. Dies bedeutet, dass Steuern nur in dem Maße nacherhoben wer- 
den können, wie Lohn tatsächlich zugeflossen ist. 


55. Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Aufgrund welcher Berechnungsmethode und 
Berechnungsdaten ergaben die vorläufigen Be- 
rechnungen, dass die Regelleistung von derzeit 
359 Euro im Monat für einen alleinstehenden 
Erwachsenen bei einem Betrag von bis zu 
400 Euro bei den Grundsicherungsleistungen 
im Rahmen des SGB II liegen müsste, wie 
jüngst SPIEGEL ONLINE am 31. Juli 2010 
(www.spiegel.de) berichtete, und wo sind diese 
Berechnungen veröffentlicht? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 9. August 2010 

Dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist nicht bekannt, 
woher „DER SPIEGEL“ seine Informationen bezogen hat. Die für 
die Bestimmung der Höhe der Regelleistungen nach dem SGB II so- 
wie der Regelsätze nach dem SGB XII erforderlichen Daten liegen 
endgültig erst in den nächsten Wochen vor. 

Erst dann sind entsprechende Aussagen möglich. Hinweise darauf, 
dass die genannten Leistungen eine bestimmte Höhe erreichen könn- 
ten, sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt reine Spekulation. 


56. Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Welche Veränderung der Regelleistung im 
Rahmen des SGB II hätte sich nach einer Fort- 
schreibung anhand der Preisentwicklung der 
regelsatzrelevanten Ausgabepositionen (bitte 
angeben, welcher) im Zeitraum von 1998 bis 
2010 ergeben müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 10. August 2010 

Die Höhe der im Jahr 2005 im SGB II eingeführten Regelleistung 
wurde auf Basis der in der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) 2003 ermittelten Struktur des gesamtdeutschen regelsatzrele- 
vanten Verbrauchs vorgenommen. Die Regelsätze nach dem frühe- 
ren Bundessozialhilfegesetz für die Jahre 1998 bis 2004 basierten 
dagegen auf der Struktur des jeweiligen westdeutschen regelsatzrele- 
vanten Verbrauchs der EVS 1993 sowie der EVS 1998. Die Neube- 
messung der Regelleistung zum 1. Januar 2011 wiederum wird auf 
der in der EVS 2008 neu ermittelten gesamtdeutschen Verbrauchs- 
struktur vorgenommen. 
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Da sich die Struktur des regelsatzrelevanten Verbrauchs und damit 
auch diejenige eines regelsatzspezifischen Preisindex bei jeder Neu- 
bemessung der Regelleistung auf Basis einer neuen EVS verändert, 
ist es aus statistischer Sicht nicht zielführend, den regelsatzrelevanten 
Verbrauch über viele Jahre hinweg mit einem auf einer bestimmten 
Konsumstruktur basierenden Preisindex fortschreiben zu wollen. 
Der regelsatzrelevante Verbrauch basiert nämlich gerade nicht auf 
einem langfristig festgelegten Warenkorb, dessen nominaler Wert 
mit einem Preisindex fortgeschrieben werden könnte, sondern ist 
Ergebnis der sich verändernden verfügbaren Einkommen, Konsum- 
präferenzen und Preise, dies sich in Veränderungen von Struktur 
und Niveau des privaten Verbrauchs niederschlagen. Daher wird der 
regelsatzrelevante Verbrauch auch alle fünf Jahre anhand des in der 
EVS detailliert ermittelten privaten Verbrauchs neu bemessen. 


57. 


Abgeordnete 

Brigitte 

Pothmer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele der im JobCenter Region Hannover 
befristet Beschäftigten, deren Verträge in die- 
sem Jahr auslaufen, werden bis Ende 2010 
nicht in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen, und wird die Bundesregierung 
dafür sorgen, dass übergangsweise auch weiter- 
hin die Region Beschäftigte einstellen kann, 
deren Kosten dann durch die Agentur über- 
nommen werden, um eine gute Betreuung der 
Hilfesuchenden in der Region Hannover zu ge- 
währleisten? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 9. August 2010 

Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit (BA) hat die ARGE 
JobCenter Hannover insgesamt 1 311 Beschäftigte (in Vollzeitäqui- 
valenten; Stand: Juli 2010). Davon sind 394 befristet (BA: 269; Kom- 
mune: 125). Der derzeitige Befristungsanteil liegt bei 30,1 Prozent 
und damit über dem bundesweiten Durchschnitt von 23,3 Prozent. 
Auf Seiten der BA werden im weiteren Jahresverlauf (bis 31. Dezem- 
ber 2010) 202 befristete Arbeitsverträge enden. Eür einen großen 
Teü besteht die Möglichkeit der Verlängerung. Auf Seiten der kom- 
munalen Träger enden im selben Zeitraum 104 sachgrundlose Befris- 
tungen, von denen 99 nicht verlängert werden können. Eür die Über- 
nahme von befristetem Personal werden in einer noch festzulegen- 
den Größenordnung Zuweisungen aus den bundesweit insgesamt 
3 200 entsperrten Stellen zur Verfügung stehen. Auf die Stellen kön- 
nen sich dann auch kommunale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bewerben. Wegen der Einzelheiten zum Verfahren und zur Auswahl 
verweise ich auf meine Antwort auf die Schriftliche Erage der Ab- 
geordneten Andrea Wicklern vom 25. Juni 2010 (Bundestagsdruck- 
sache 17/2286, S. 50). 
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58. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Wie wird die Bundesregierung in Zusammen- 
arbeit mit dem Land Sachsan-Anhalt darauf 
hinwirken, dass die in einem Artikel der kobi- 
net-nachrichten vom 30. Juli 2010 (www.kobi- 
net-nachrichten.org) beschriebenen Zustände 
im Landesbildungszentrum für Hörgeschädig- 
te in Halberstadt, wonach unter anderem de- 
ren Lehrkräfte keine Gebärdensprache können 
und überhaupt die Existenz von Hörgeschädig- 
ten langfristig in Lrage stellen, politisch aufge- 
arbeitet und daraus Sofortmaßnahmen sowie 
langfristige Veränderungen entwickelt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 11. August 2010 

Jedwede Lorm und alle Arten von Diskriminierungen von Menschen 
mit Behinderungen sind abzulehnen. Sie müssen, wo immer sie auf- 
treten, aktiv bekämpft werden. Darin sind sich Bund und Länder ei- 
nig. Das zuständige sachsen-anhaltinische Kultusministerium ist den 
Vorwürfen in den kobinet-nachrichten vom 30. Juli 2010 sofort nach- 
gegangen und hat festgestellt, dass ein diskriminierendes Verhalten 
zu keiner Zeit stattgefunden hat. 

Die an der Arbeit des Landesbildungszentrums geübte Kritik ist 
nach Mitteilung des Landes Sachsen-Anhalt nicht gerechtfertigt. Die 
pädagogische Arbeit orientiere sich an den individuellen Belangen 
der Schülerinnen und Schüler, auch die Erziehungsberechtigten seien 
in die pädagogische Arbeit eingebunden. 

Nach Auskunft des Kultusministeriums des Landes Sachsen-Anhalt 
wird im Landesbildungszentrum Halberstadt auch die Erlernung der 
Gebärdensprache von den dortigen Lehrkräften angeboten. In den 
Unterrichtseinheiten des Landesbildungszentrums, an denen Schü- 
lerinnen und Schüler ohne Hörvermögen teilnehmen, wird der Un- 
terricht auch in Gebärdensprache vermittelt. Die hörbehinderten 
Kinder und Jugendlichen am Landesbildungszentrum, die gebärden- 
sprachlichen Unterricht benötigen, erhalten diesen Unterricht nach 
Angaben des Kultusministeriums. 


59. Abgeordnete 

Kathrin 
Senger-Schäfer 
(DIE LINKE.) 


Ruhen die Leistungen für zusätzliche Be- 
treuungsleistungen gemäß § 45b SGB XI auf- 
grund der gesetzlichen Bestimmungen des 
Nachrangs des § 13 Absatz 1 Nummer 2 
SGB XI in Verbindung mit § 34 Absatz 1 
Nummer 2 Satz I SGB XI in der Höhe, in wel- 
cher ein Versicherter Leistungen bei Pflegebe- 
dürftigkeit im Rahmen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung gemäß § 44 SGB VII erhält, oder 
trifft das Gegenteil zu, dass die Leistungen für 
zusätzliche Betreuungsleistungen gemäß § 45b 
SGB XI ergänzend und in voller Höhe zu den 
Leistungen der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung gemäß § 44 SGB VII gewährt werden 
müssen, sofern die Voraussetzungen gemäß 
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§ 45a SGB XI erfüllt werden, da es sich hierbei 
um Leistungen für Versicherte mit erhebli- 
chem allgemeinem Betreuungsbedarf handelt? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 9. August 2010 

Für die Leistungen der Pflegeversicherung gilt die Ruhensregelung 
nach § 34 Absatz 1 Nummer 2 SGB XL Danach ruhen Ansprüche 
auf Leistungen, soweit Versicherte Entschädigungsleistungen wegen 
Pflegebedürftigkeit namentlich aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung erhalten. Die Ruhensregelung umfasst auch die zusätzlichen Be- 
treuungsleistungen nach § 45b SGB XL Bei diesen handelt es sich 
um unterschiedliche Leistungen wie etwa Spaziergänge mit dem pfle- 
gebedürftigen Menschen, Vorlesetätigkeiten sowie Begleitungen zu 
Veranstaltungen. Nur soweit der Versicherte vom Unfallversiche- 
rungsträger niedrigere Leistungen für Grundpflege und pflegerische 
Betreuung erhält, als dies nach den §§ 36 ff, 45b SGB XI möglich 
ist, erhält der Versicherte aufstockende Leistungen der Pflegeversi- 
cherung bis zu der nach dem SGB XI vorgesehenen Höhe. 

Die gesetzliche Unfallversicherung enthält ein umfassendes Leis- 
tungsspektrum, das auch die nach § 45b SGB XI geregelten zusätz- 
lichen Betreuungsleistungen inhaltlich erfasst. Dies sind zunächst die 
Leistungen bei Pflegebedürftigkeit nach § 44 SGB VII. Es wird ein 
nach Art und Schwere des Gesundheitsschadens bemessenes Pflege- 
geld gezahlt, alternativ Haus- oder Heimpflege geleistet. Dazu er- 
bringt die Unfallversicherung umfassende Leistungen zur Teilhabe 
am Leben in der Gemeinschaft (§ 39 SGB VII). Zu diesen Hilfen ge- 
hören auch Hilfen zur Verbesserung der sozialen Eingliederung, wie 
z. B. Hilfe zum Besuch von Veranstaltungen oder kulturellen Ein- 
richtungen. Regelmäßig können daher die Leistungen der gesetz- 
lichen Unfallversicherung das Leistungsniveau der sozialen Pflege- 
versicherung nicht unterschreiten. Ausnahmsweise kann eine solche 
Unterschreitung jedoch eintreten. Dies betrifft Fälle, in denen Un- 
fallfolgen mit weiteren unfallunabhängigen Gesundheitsbeeinträchti- 
gungen Zusammentreffen. 


60. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Berechnungen liegen der Behauptung 
der Bundesregierung zugrunde, dass auch nach 
den Beschlüssen zum Sparpaket das Beitrags- 
ziel von 20 Prozent für die gesetzliche Renten- 
versicherung bis 2020 erreicht wird, und wie 
entwickeln sich nach diesen Berechnungen 
bzw. Schätzungen der Bundesregierung die 
Höhe der Einnahmen, die Höhe der Ausgaben 
sowie die Höhe der Rücklage der gesetzlichen 
Rentenversicherung in den nächsten zehn Jah- 
ren pro Jahr im Vergleich zu den bisherigen 
Berechnungen? 
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Antwort des Staatssekretärs Andreas Storni 
vom 5. August 2010 

Nach den Modellrechnungen der Bundesregierung zur Entwicklung 
der Rentenfinanzen zum Stand Juni 2010 werden die gesetzlichen 
Beitragssatz- und Sicherungsniveauziele auch bei einer Streichung 
der Beiträge für Bezieher von Arbeitslosengeld II und der Erstattung 
einigungsbedingter Eeistungen eingehalten. Den Modellrechnungen 
liegen die Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises „Gesamt- 
wirtschaftliche Vorausschätzungen“ vom Aprü 2010 zugrunde. Ak- 
tualisierte Modellrechnungen auf Basis der Wirtschaftsannahmen 
vom kommenden Oktober werden im Rahmen des Rentenversiche- 
rungsberichts 2010 veröffentlicht, der den gesetzgebenden Körper- 
schaften bis zum 30. November 2010 zuzuleiten ist. 

Durch die Streichung der Beiträge für Bezieher von Arbeitslosen- 
geld II und der Erstattung einigungsbedingter Eeistungen entstehen 
der gesetzlichen Rentenversicherung Mindereinnahmen von rund 
2,2 Mrd. Euro im Jahr 201 1, die in den Eolgejahren langsam zurück- 
gehen. Hierdurch wird sich der weitere Aufbau der Nachhaltigkeits- 
rücklage langsamer vollziehen. Mit Blick auf die erforderliche Kon- 
solidierung des Bundeshaushalts ist dies eine vertretbare Entwick- 
lung. 


6 1 . Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch wären nach Einschätzung der Bun- 
desregierung die Zusatzeinnahmen für die ge- 
setzliche Rentenversicherung, wenn die Bei- 
tragsbemessungsgrenze Ost auf den Wert der 
Beitragsbemessungsgrenze West angehoben 
werden würde? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 5. August 2010 

Die Beitragsbemessungsgrenzen in den alten und den neuen Bundes- 
ländern sind systemkonform auf die Hochwertung der Arbeitsent- 
gelte Ost auf Westniveau abgestimmt. Die Relation zwischen der 
Beitragsbemessungsgrenze Ost und der Beitragsbemessungsgrenze 
West entspricht der Relation zwischen dem rentenrechtlichen Durch- 
schnittsentgelt Ost und dem rentenrechtlichen Durchschnittsentgelt 
West. Eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze Ost auf die 
Beitragsbemessungsgrenze West würde zu Beitragsmehreinnahmen 
in der gesetzlichen Rentenversicherung von rund 0,1 Mrd. Euro jähr- 
lich führen. Diesen Beitragsmehreinnahmen stünden infolge höherer 
erworbener Rentenanwartschaften zeitversetzt höhere Rentenaus- 
gaben gegenüber. 
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62. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann werden der Bundesregierung voraus- 
sichtlich die zugesagten Informationen zur in- 
haltlichen Beantwortung der Kleinen Anfrage 
auf Bundestagsdrucksache 17/1830 - Einset- 
zung einer Regierungskommission für Kon- 
zepte gegen Altersarmut - vorliegen, und wie 
wird die Bundesregierung diese Informationen 
übermitteln? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 5. August 2010 

Die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und EDP zum 
Kampf gegen Altersarmut vorgesehene Regierungskommission wird 
ihre Arbeit voraussichtlich Ende 2010/Anfang 2011 aufnehmen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird die Zusammenset- 
zung der Kommission und den Auftrag an die Kommission rechtzei- 
tig vor Arbeitsbeginn bekanntgeben. Die Bundesregierung wird die 
Arbeit der Kommission nicht inhaltlich präjudizieren. Die Kommis- 
sion wird voraussichtlich Mitte 2012 ihre Beratungen abschließen 
und einen Bericht vorlegen. 


63. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 

Strengmann- 

Kuhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zur Verbesserung der Versorgung der im 
Beitrittsgebiet vor dem 1. Januar 1992 Ge- 
schiedenen zu ergreifen, und in welchem Zeit- 
rahmen gedenkt sie diese Maßnahmen umzu- 
setzen? 


Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 5. August 2010 

Die Bundesregierung hat die Erage der Altersversorgung von nach 
DDR-Recht Geschiedenen wiederholt geprüft und dazu Stellung ge- 
nommen. Es wird auf die Antworten zu entsprechenden Anfragen 
im Deutschen Bundestag (z. B. Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Irmingad Schewe-Gerigk, Undine Kurth (Quedlinburg), weiterer Ab- 
geordneter und der Eraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Bun- 
destagsdrucksache 16/3092 - oder Erage 63 der Großen Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann, Ulrich Maurer, 
Hüseyin-Kenan Aydin, weiterer Abgeordneter und der Eraktion 
DIE EINKE. - Bundestagsdrucksache 16/5418) sowie auf das 
Ergebnis der erst kürzlich - im Mai 2009 - durchgeführten Sachver- 
ständigenanhörung im Deutschen Bundestag zu dieser Erage (Bun- 
destagsdrucksache 16/13055) verwiesen. 

Alle - auch im Rahmen einer interministeriellen Arbeitsgruppe - dis- 
kutierten Möglichkeiten, dem Anliegen der Betroffenen entgegenzu- 
kommen, waren mit erheblichen verfassungsrechtlichen Risiken, be- 
trächtlichen Kosten und kaum zu bewältigenden Verwaltungsproble- 
men verbunden. Die Bundesregierung beabsichtigt vor diesem Hin- 
tergrund weiterhin nicht, eine Änderung der bestehenden Rechtslage 
im Rentenrecht vorzuschlagen, zumal auch das Bundessozialgericht 
die geltende Regelung als verfassungsgemäß bestätigt hat. 
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64. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Nichtleistungsempfänger waren in 
den letzten fünf Jahren (bitte auch den ak- 
tuellsten Wert angeben) jeweils deutschland- 
weit bei der Bundesagentur für Arbeit im 
Rechtskreis des SGB III als arbeitslos regist- 
riert, und wie hoch ist deren Anteil an den von 
der Bundesagentur für Arbeit registrierten Ar- 
beitslosen im Rechtskreis SGB III insgesamt 
in den letzten fünf Jahren jeweils gewesen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 11. August 2010 

Im Jahresdurchschnitt 2009 waren bei der Bundesagentur für Arbeit 
etwa 1,19 Millionen Arbeitslose im Rechtskreis SGB III registriert, 
darunter waren rund 967 000 arbeitslose Arbeitslosengeldempfänger 
und rund 226 000 arbeitslose Nichtleistungsempfänger. Damit waren 
im Jahresdurchschnitt 2009 19 Prozent der Arbeitslosen im Rechts- 
kreis SGB III arbeitslose Nichtleistungsempfänger. Im Mai 2010 be- 
lief sich die Zahl der arbeitslosen Nichtleistungsempfänger auf 
ca. 197 000 Personen; ihr Anteil an allen im Rechtskreis SGB III 
registrierten Arbeitslosen betrug 18,9 Prozent. 

Weitere Informationen sind der nachstehenden Tabelle 1 zu entneh- 
men. 


Tabelle 1 

Bestand an Arbeitslosen im Rechtskreis SGB III, Leistungsempfänger und Nichtleistungsempfänger in Deutschland 


Zeitraum 

Arbeitslose SGB III 

Arbeitslosengeldempfänger 

arbeitslose Nichtleistungsempfänger 

insgesamt 

darunter: Arbeitslose 

absolut 

absolut 

absolut 

absolut 

Anteil Sp. 4 an 1 in % 

1 

2 

3 

4 

5 

2005 

2.091.008 

1.728.050 

1.427.064 

663.944 

31,8 

2006 

1.662.700 

1.445.224 

1.123.095 

539.605 

32,5 

2007 

1.252.139 

1.079.941 

769.299 

482.840 

38,6 

2008 

1.009.814 

916.989 

700.603 

309.211 

30,6 

2009 

1.193.785 

1.140.982 

967.302 

226.483 

19,0 

gleitender JD 2010 

1.179.983 

1.155.460 

971.185 

208.798 

17,7 

Januar 2010 

1.342.243 

1.328.501 

1.140.379 

201.864 

15,0 

Februar 2010 

1.360.330 

1.366.649 

1.166.928 

193.402 

14,2 

März 2010 

1.288.318 

1.283.141 

1 .093.486 

194.832 

15,1 

April 2010 

1.142.659 

1.096.264 

928.929 

213.730 

18,7 

Mai 2010 

1.038.317 

995.751 

841.652 

196.665 

18,9 


Erstellungsdatum: 06.08.2010, Statistik 524 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

ermittelt durch Differenzbildung der Arbeitslosen im SGB IN {Spalte 1) und der arbeitslosen Arbeitslosengeldempfänger (Spalte 3). 
gleitender Jahresdurchschnitt von Juni 2009 bis Mai 201 0. 
ohne Arbeitslosengeld bei Weiterbilung 
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65. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Nichtleistungsempfänger und Leis- 
tungsempfänger befanden sich in den letzten 
fünf Jahren jeweils in einer Eörderung durch 
arbeitsmarktpolitische Instrumente bzw. in ar- 
beitsmarktpolitischen Maßnahmen der Bun- 
desagentur für Arbeit im Rechtskreis SGB III 
(bitte Teilnehmerzahlen in den einzelnen Maß- 
nahmen auflisten), und wie hoch war in den 
letzten fünf Jahren jeweils deren Eörderquote 
(Anteil in Prozent der Geförderten zu den Un- 
geförderten)? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 11. August 2010 

Im Jahresdurchschnitt 2009 gab es im Rechtskreis SGB III insge- 
samt rund 833 000 Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeits- 
marktpolitik. Davon waren etwa 375 000 (45 Prozent) Empfänger 
von Arbeitslosengeld bzw. von Arbeitslosengeld bei Weiterbildung. 
458 000 (55 Prozent) der Teilnehmer waren Nichtleistungsempfän- 
ger (vgl. Tabelle 2). 


Tabelle 2 

Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik nach Leistungs- bzw. Nichtleistungsempfängern im SGB III 


Zeitraum 

Teilnehmer in Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 

Insgesamt 

davon: 

Leistungsempfänger 

Nichtleistungsempfänger 

Insgesamt 

davon: 


absolut 

absolut 

Anteil Sp.2 an Sp.1 in % 

Alg 

Alg bei WB 

absolut 

Anteil Sp.6 an Sp.1 in % 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

2005 

919.049 

328.507 

35,7 

324.928 

3.579 

590.542 

64,3 

2006 

795.789 

371.571 

46,7 

367.701 

3.869 

424.219 

53,3 

2007 

721.707 

361.266 

50,1 

357.386 

3.879 

360.442 

49,9 

2008 

734.650 

347.186 

47,3 

343.257 

3.929 

387.464 

52,7 

2009 

833.418 

375.420 

45,0 

370.870 

4.550 

457.999 

55,0 


Erstellungsdatum: 06.08.2010, Statistik 524 ©Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

''Arbeitslosengeld 
Arbeitslosengeld bei Weiterbildung 


Detaillierte Informationen nach Teilnehmern in den einzelnen Maß- 
nahmen finden Sie in der beigefügten Übersicht (Anlage). 

Eine Anteilsberechnung wie in der Erage gewünscht („Eörderquote“: 
Anteü in Prozent der Geförderten zu den Ungeförderten) ist nicht 
sinnvoll, da die geförderten (Nicht-)Leistungsempfänger keine Teil- 
gruppe der ungeförderten (Nicht-)Leistungsempfänger darstellen. 

Alternativ kann die so genannte Eörderintensität ausgewiesen wer- 
den. Hierbei wird die Zahl der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB III 
ins Verhältnis zu den geförderten Personen im SGB III gesetzt. Im 
Jahresdurchschnitt kamen insgesamt auf eine Person in der Eörde- 
rung durch das SGB III 1,4 Arbeitslose im SGB III. Bezogen auf die 
Nichtleistungsempfänger ergibt sich eine Eörderintensität von 0,5 ar- 
beitslosen Nichtleistungsempfängern auf einen geförderten Nicht- 
leistungsempfänger (die Eörderintensität bei Leistungsempfängern 
betrug 3). 




Bestand (Jahresdurchschnitt) von Teilnehmern in ausgewählten Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik im 
Rechtskreis SGB III 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


66. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Besteht aufgrund der Richtlinien des Europäi- 
schen Eischereifonds für die EU-Mitgliedstaa- 
ten die Möglichkeit, für die zertifizierte Öko- 
Aquakultur in Analogie zur Eörderung des 
Öko-Eandbaus nicht nur eine zweijährige Um- 
stellungsförderung, sondern auch eine dauer- 
hafte Beibehaltungsförderung zu zahlen; und 
wenn nein, setzt sich die Bundesregierung da- 
für ein, diese Möglichkeit in der nächsten Eör- 
derperiode zu schaffen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 6. August 2010 

Die Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom 27. Juli 2006 
über den Europäischen Eischereifonds sieht in ihrem Artikel 30 Ab- 
satz 5b nur eine längere zweijährige Umstellungsphase auf eine öko- 
logische Produktionsweise als förderfähig an. 

Die Verhandlungen über eine Nachfolgeregelung für die o. a. Ver- 
ordnung dürften frühestens im ersten Halbjahr 2012 beginnen. 
Insoweit ist es verfrüht, bereits jetzt entsprechende Eestlegungen für 
zukünftige Verhandlungen zu machen. Allerdings könnte sich die 
Bundesregierung durchaus vorstellen, für die Umstellung auf eine 
Öko-Aquakultur grundsätzlich weitergehende Regelungen zu erwä- 
gen. 


67. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlussfolgerungen hinsichtlich der 
Zulassung des Produkts T61 zieht die Bundes- 
regierung aus den neuesten Erkenntnissen zum 
Einsatz des Tötungsmittels T61, die bei der 
Prüfung der Periodic Safety Update Reports 1 
bis 3 (PSURs) zwischen 1. Januar 2003 und 
3. Oktober 2009 festgestellt wurden (z. B. 
Atemlähmung vor dem Bewusstseinsverlust? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 10. August 2010 

Die Auswertung der o. g. Berichte zum Einsatz des Tötungsmittels 
T61 haben das Bundesamt für Verbraucherschutz und Eebensmittel- 
sicherheit (BVE) dazu veranlasst, im Mai 2010 ein Stufenplanverfah- 
ren zu dem Produkt T61 einzuleiten. Im Rahmen dieses Stufenplan- 
verfahrens prüft das BVE, welche Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Arzneimittelsicherheit und des Tierschutzes zu ergreifen sind. 

Der pharmazeutische Unternehmer erhält die Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme. Nach Auswertung der in der Anhörung dar gelegten Ar- 
gumentation und Unterlagen entscheidet das BVE über die zu tref- 
fenden Maßnahmen. 
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68. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung den Einsatz von 
T61 für die Euthanasie von Kleintieren und 
kleinen Eabortieren gänzlich untersagen, und 
wenn nein, warum nicht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 10. August 2010 

T61 ist u. a. für die Anwendung bei Hund, Katze, Nerz, Hamster, 
Meerschweinchen und kleinen Eabortieren zugelassen. Die Anwen- 
dung bei diesen Tierarten wird im oben genannten laufenden Stufen- 
planverfahren geprüft. Eine abschließende Entscheidung des BVE 
über ein mögliches Verbot des Einsatzes von T61 bei diesen Ziertier- 
arten steht daher noch aus. 


69. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung den Einsatz von 
T61 zur Euthanasie von Tieren zukünftig aus- 
nahmslos nur noch am narkotisierten Tier er- 
lauben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 10. August 2010 

Siehe Antwort zu Präge 67. 


70. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Hersteller von T61 angesichts der er- 
wiesenen mangelnden Wirksamkeit und der 
unerwünschten Arzneimittelwirkungen ver- 
pflichtet, den Beipackzettel des Produkts zu 
ändern, und wenn ja, ab wann darf dann das 
Produkt nur noch mit aktualisiertem Beipack- 
zettel vertrieben werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 10. August 2010 

Die Anordnung einer Änderung des „Beipackzettels“ ist ein mögli- 
ches Ergebnis des Stufenplanverfahrens. Nach Bestandskraft einer 
Anordnung darf das Produkt nur unter den behördlich angeordneten 
Auflagen in den Verkehr gebracht werden. 


7 1 . Abgeordneter 
Friedrich 
Ostendorff 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche weiteren Pälle sind der Bundesregie- 
rung neben dem Vorfall in Holthusen II, bei 
dem Anfang Juli 2010 40 000 Masthühner er- 
stickt sind, bekannt, in denen Tiere in den Jah- 
ren 2009 und 2010 in Stallanlagen durch tech- 
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nischen Defekt oder menschliches Versagen zu 
Schaden oder zu Tode gekommen sind, und 
wie viele Tiere kamen dabei jeweils zu Schaden 
bzw. zu Tode? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 9. August 2010 

Eigene Informationen zu entsprechenden Vorfällen liegen der Bun- 
desregierung nicht vor. Bei einer kurzfristig durchgeführten Abfrage 
von sechs Bundesländern mit intensiver Geflügelhaltung meldete ein 
Land vier Fälle, und zwar mit 2 145, 6 604, 8 500 und 13 000 betroffe- 
nen Tieren. Zwei Länder meldeten je einen Fall mit 9 000 und min- 
destens 12 000 betroffenen Tieren. 

In den geltenden Rechtsvorschriften sind umfangreiche Maßnahmen 
geregelt, um derartige Vorfälle zu verhindern. Die Tierschutz-Nutz- 
tierhaltungsver Ordnung legt im § 3 allgemeine Anforderungen an 
Haltungseinrichtungen fest. Im Absatz 5 heißt es: „Für Haltungsein- 
richtungen, in denen bei Stromausfall eine ausreichende Versorgung 
der Tiere mit Futter und Wasser nicht sichergestellt ist, muss ein 
Notstromaggregat bereitstehen.“ Absatz 6 legt fest: „In Ställen, in 
denen die Lüftung von einer elektrisch betriebenen Anlage abhängig 
ist, müssen eine Ersatzvorrichtung, die bei Ausfall der Anlage einen 
ausreichenden Luftaustausch gewährleistet, und eine Alarmanlage 
zur Meldung eines solchen Ausfalls vorhanden sein.“ Spezifische An- 
forderungen an Haltungseinrichtungen für Masthühner werden zu- 
dem im § 18 der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung geregelt. 
Tierhaltungsanlagen sind entsprechend diesen Vorschriften zu betrei- 
ben. 

Ergänzend zu den rechtlichen Regelungen der Tierschutz-Nutztier- 
haltungsverordnung haben einige Länder Empfehlungen herausgege- 
ben, die den Tierhaltern eine gute Hilfestellung sind, derartige Vor- 
fälle, wie in Holthusen II, auch bei extremen Wetterlagen zu verhin- 
dern. Diese Empfehlungen werden auch in die gemäß Artikel 8 der 
Richtlinie 2007/43/EG des Rates vom 28. Juni 2007 mit Mindestvor- 
schriften zum Schutz von Masthühnern zu erarbeitenden Leitlinien 
für eine gute betriebliche Praxis einfiießen. Die Leitlinien werden 
noch in diesem Jahr veröffentlicht werden. 


72. Abgeordneter 

Friedrich 

Ostendorff 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen der Gemeinschaftsaufga- 
be Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) 
sollten nach dem Willen der Bundesregierung, 
wie vom Staatssekretär im Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau- 
cherschutz (BMELV), Dr. Robert Kloos, im 
Gespräch mit Agra-Europe (Nr. 31,2. August 
2010) angekündigt, gekürzt oder gestrichen 
werden, und anhand welcher Kriterien und 
messbarer Indikatoren begründet die Bundes- 
regierung die Forderung nach Streichung bzw. 
Kürzung der jeweiligen Maßnahmen? 



Drucksache 17/2748 


-50- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 10. August 2010 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAK) ist das wichtigste Instrument des Bun- 
des zur Gestaltung der nationalen Agrarstrukturpolitik. So sollen mit 
der GAK seit jeher die Wettbewerbsfähigkeit land- und forstwirt- 
schaftlicher Betriebe verbessert sowie die ländlichen Räume als Le- 
bens-, Arbeits-, Erholungs- und Naturräume unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Belange des landwirtschaftsnahen Natur- und 
Umweltschutzes mit dem Ziel einer positiven Agrarstrukturentwick- 
lung gesichert und weiterentwickelt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass Bund und Länder bei 
absehbar verringerten Budgets prüfen müssen, mit welchen Maßnah- 
men diese Ziele am wirksamsten erreicht werden können. Vor die- 
sem Hintergrund hat sich Staatssekretär Dr. Kloos in dem Interview 
dafür ausgesprochen, beispielsweise Maßnahmen, die nur regional 
wirken, auf den Prüfstand zu stellen. Eine Vorfestlegung auf be- 
stimmte Maßnahmen erfolgte dadurch nicht. 

Über den Eörderkatalog des GAK-Rahmenplanes beschließt der Pla- 
nungsausschuss für Agrarstruktur und Küstenschutz, in dem die zu- 
ständigen Ministerinnen und -Minister der Länder sowie der Bund 
durch Bundesministerin Ilse Aigner und das BML vertreten sind. 

Daher wird der Bund das weitere Vorgehen gemeinsam mit den Län- 
dern abstimmen. 


73. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(SPD) 


Welche aktuellen Kenntnisse hat die Bundesre- 
gierung zum Einsatz von Weichmachern (wie 
Phthalaten) in Produkten des täglichen Lebens 
- insbesondere bei (Lebensmittel-)Verpackun- 
gen und Gegenständen, welche mit Lebensmit- 
teln in Kontakt kommen, und mit welchen 
Kontrollen wird die Einhaltung der vorgegebe- 
nen Grenzwerte beziehungsweise Herstellungs- 
verbote überwacht, um dafür Sorge zu tragen, 
dass insbesondere Kinder nicht (mehr) einer 
zu hohen Belastung durch Weichmacher aus- 
gesetzt werden (siehe auch: „Die Belastungen 
der Kinder mit Phthalaten sind zu hoch!“ In- 
formationen des Umweltbundesamtes, Tele- 
gramm: Umwelt + Gesundheit, Ausgabe 5/ 
2009, 25. August 2009)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner 
vom 6. August 2010 

Nach der Bedarfsgegenständeverordnung dürfen in Umsetzung von 
EU-Recht bestimmte Weichmacher, darunter auch einige Phthalate, 
bei der Herstellung von Lebensmittelbedarfsgegenständen aus 
Kunststoff verwendet werden. Diese Zulassungen sind auf bestimmte 
Anwendungen beschränkt. Zudem sind strenge Höchstmengenrege- 
lungen zu beachten. Diese Vorschriften tragen in besonderem Maße 
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den gesundheitlichen Erfordernissen von Säuglingen und Kleinkin- 
dern Rechnung und werden entsprechend dem Vorsorgeprinzip lau- 
fend einer Überprüfung unterzogen. 

Darüber hinaus können Phthalate in Papierverpackungen enthalten 
sein, die aus wiedergewonnener (recycelter) Cellulose gefertigt sind. 
Quelle der Phthalate sind Klebemittel, die bei der Herstellung von 
Zeitungen, Büchern und anderen Rohstoffen für Recyclingware ver- 
wendet werden. Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) hat 
in seinen Empfehlungen Höchstmengen für Phthalate aus Recycling- 
papier veröffentlicht, die zum Schutz der Verbraucherinnen und Ver- 
braucher nicht überschritten werden sollten. Die BfR-Empfehlungen 
sind keine Rechtsnormen. Sie stellen aber den derzeitigen Stand von 
Wissenschaft und Technik für die Bedingungen dar, unter denen Ee- 
bensmittelbedarfsgegenstände den allgemeinen Schutzbestimmungen 
der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 (der so genannten Rahmenver- 
ordnung für Lebensmittelbedarfsgegenstände) entsprechen. Danach 
dürfen von Lebensmittelbedarfsgegenständen keine Gesundheitsge- 
fahren für den Menschen ausgehen. 

Weitere Regelungen zu Phthalaten enthält die europäische Chemika- 
lienverordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH-Ver Ordnung). Da- 
nach gelten bereits EU-weit Beschränkungen nach Anhang XVII für 
die Verwendung bestimmter Phthalate in Spielzeug und Babyarti- 
keln. Zudem sind mehrere Phthalate in der Kandidatenliste der be- 
sonders besorgniserregenden Stoffe enthalten, und im Herbst wird 
über einen Vorschlag der Kommission entschieden, für die ersten 
drei Phthalate (DEHP, Dibutylphthalat, Bezylbutylphthalat) eine 
generelle Zulassungspflicht durch Aufnahme in Anhang XIV fest- 
zulegen. 

Generell tragen Hersteller und Importeure selbst die Verantwortung 
für ihre Produkte. Sie müssen im Rahmen ihrer Sorgfaltspflicht ge- 
währleisten, dass die Produkte sicher sind. 

Die Einhaltung der genannten Vorschriften wird von den zuständi- 
gen Behörden der Bundesländer kontrolliert. Dabei werden auch Un- 
tersuchungen auf Weichmacher durchgeführt. Die Überwachungser- 
gebnisse machen die Länder in ihren Jahresberichten zur Lebensmit- 
tel- und Bedarfsgegenständeüberwachung bekannt. Daten, die im 
Rahmen des Bundesweiten Überwachungsplans (BÜp) und des Mo- 
nitorings von Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen erhoben wer- 
den, werden zusätzlich vom Bundesamt für Verbraucher schütz und 
Lebensmittelsicherheit (BVL) veröffentlicht. Diese können auf der 
Internetseite des BVL unter der Adresse www.bvl.bund.de eingese- 
hen werden. 

Darüber hinausgehende statistische Daten zum Einsatz von Weich- 
machern, aufgeschlüsselt nach einzelnen Warengruppen (Lebensmit- 
telverpackungen, Spielzeug etc.) und Verwendungszweck liegen der 
Bundesregierung nicht vor. 

Weitergehende Erkenntnisse sind aus dem Projekt „Phthalat-Belas- 
tung der Bevölkerung in Deutschland: Expositionsrelevante Quellen, 
Aufnahmepfade und Toxikokinetik am Beispiel von DEHP“ zu er- 
warten, das das BfR gemeinsam mit anderen Partnern gegenwärtig 
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bearbeitet. In dem Projekt soll unter anderem die Migration von rele- 
vanten Phthalaten aus Spielzeug untersucht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


74. Abgeordneter 
Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auskünfte erteilt die Bundesregierung 
mir - aufgrund meines Verfassungsrechts auf 
Auskunft unabhängig von Obleuteunterrich- 
tungen (vgl. BVerfG, Gz. 2 BvE 5/06; 2 BvE 
3/07) - hinsichtlich der Aufgaben und Tätig- 
keiten der deutschen Spezialeinheit Task 
Eorce 47 in Afghanistan (bitte aufschlüsseln 
nach Stärke, Beginn, Zahl, Ziele und Bilanz 
bisheriger Einsätze), und wie viele Menschen 
haben Angehörige der Task Eorce 47 seit de- 
ren Schaffung je getötet, verletzt oder gefan- 
gen genommen oder sonst festgehalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 5. August 2010 

Hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Auskunftspflicht der Bundes- 
regierung gegenüber anderen Gremien oder Ausschüssen oder ein- 
zelnen Abgeordneten verweise ich auf die Antwort meines Kollegen, 
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidi- 
gung, Christian Schmidt, in der 26. Sitzung des Deutschen Bundesta- 
ges am 3. März dieses Jahres zu Ihrer Präge über den Einsatz der 
Task Eorce 47 (TP 47). 

Über Aufgaben und Tätigkeiten der seit Oktober 2007 im Rahmen 
des ISAP-Mandats eingesetzten TP 47 zur Unterstützung des Kom- 
mandeurs im Regionalkommando Nord (RC North) in Afghanistan 
wurde mehrfach im Rahmen der Obleuteunterrichtungen des Vertei- 
dungsausschusses und des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen 
Bundestages, zusätzlich eingehend über den ISAP Targeting Prozess 
am 24. Pebruar 2010 im Verteidigungsausschuss durch mich sowie 
mit einem schriftlichen Sachstandsbericht an die Vorsitzenden der 
genannten Ausschüsse unterrichtet. Dieser Bericht ist am 23. März 
2010 den Obleuten über die Geheimschutzstelle des Deutschen Bun- 
destages zugestellt und auf Wunsch auch zur Einsichtnahme für alle 
ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder des Verteidigungsaus- 
schusses geöffnet worden. 

Bislang hat die TP 47 über 50 geplante Aufklärungsoptionen und zu- 
sammen mit afghanischen Sicherheitskräften (Afghan National Secu- 
rity Porces - ANSE) 21 offensive Operationen gegen das Netzwerk 
der gegnerischen militanten Kräfte (Opposing Militant Porces - 
OME) durchgeführt, wobei durch die afghanischen Exekutivkräfte 
insgesamt 59 Personen zumindest vorübergehend in Gewahrsam ge- 
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nommen wurden. Eine Person wurde während einer Hausdurchsu- 
chung im Rahmen der Nothilfe durch einen Nichtangehörigen der 
TF 47 getötet. 

Bei offensiven militärischen Operationen erfolgten keine Tötungen 
durch Angehörige der TF 47. 

Soweit die TF 47 in Ausübung ihres ISAF-Auftrags durch militante 
Aufständische angegriffen oder Ziel von lED-Anschlägen war, wur- 
den Maßnahmen zur Verteidigung ergriffen. Wurden bei diesen Vor- 
fällen eigene Soldaten verletzt, erfolgte eine Unterrichtung des Parla- 
ments im Rahmen der offenen Informationsversorgung, ohne expli- 
zit die TF 47 als betroffenen Truppenteil zu nennen. 

Über bei solchen Gefechten getötete oder verletzte Personen auf geg- 
nerischer Seite liegen keine belastbaren Informationen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


75. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Verwen- 
dung der Bundeszuschüsse für Kindertages- 
stätten insbesondere für die Betriebskosten 
und deren mögliche Einbehaltung durch die 
Bundesländer, insbesondere durch den Frei- 
staat Sachsen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 6. August 2010 

Die Fänder führen den Ausbau der Betreuung für Kinder unter drei 
Jahren gemäß den verfassungsrechtlichen Vorgaben als eigene Ange- 
legenheiten aus. Die Bund-Fänder-Arbeitsgruppe zum Betreuungs- 
ausbau hat sich am 28. August 2007 darauf geeinigt, dass der Bund 
den Ausbau der Betreuungsangebote bis 2013 mit insgesamt 4 Mrd. 
Euro für Investitions- und Betriebskosten und ab 2014 dann mit jähr- 
lich 770 Mio. Euro für zusätzliche Betriebskosten unterstützt. Wört- 
lich heißt es dazu: „Die Fänder werden durch geeignete Maßnahmen 
dafür Sorge tragen, dass die vom Bund zur Verfügung gestellten Mit- 
tel auch tatsächlich und zusätzlich den Kommunen und Trägern zur 
Verfügung gestellt werden. Die Fänder werden ebenfalls finanzielle 
Voraussetzungen dafür schaffen, dass die vereinbarten Ziele erreicht 
werden.“ 

Für die Finanzhilfen des Bundes für Investitionen wird das Nähere 
durch Artikel 104b des Grundgesetzes, das Kinderbetreuungsfman- 
zierungsgesetz und die Verwaltungsvereinbarung „Kinderbe- 
treuungsfmanzierung“ 2008 bis 2013 geregelt. Nach Artikel 4 
Absatz 1 der Verwaltungsvereinbarung obliegt den Fändern die 
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Regelung und Durchführung des Verfahrens zur Verwendung der 
Finanzhilfen. 

Die Unterstützung des Bundes für zusätzlich entstehende Betriebs- 
kosten erfolgt im Wege einer zugunsten der Länder geänderten Um- 
satzsteuerverteilung nach § 1 des Finanzausgleichsgesetzes. Die Län- 
der erhalten so verlässlich und dauerhaft zusätzliche Haushaltsmittel, 
die als Steuereinnahmen in ihren allgemeinen Haushalt einfließen. 
Die genannte Vereinbarung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum 
Betreuungsausbau dient dazu, den zweckgerechten Einsatz dieser 
Mittel durch die Länder in eigener Verantwortung sicherzustellen. 


76. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie werden die 4 000 Schwerpunkt-Kitas aus- 
gesucht, in die laut einer Presseerklärung des 
BMFSFJ vom 21. Juli 2010 die zusätzlichen 
400 Mio. Euro, die in die Qualität der früh- 
kindlichen Bildung investiert werden sollen, 
und wie wird das Geld den Einrichtungen zur 
Verfügung gestellt, ohne gegen das Koopera- 
tionsverbot zu verstoßen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 6. August 2010 

Mit einer Bundesinitiative zur gezielten Sprach- und Integrationsför- 
derung in Kindertageseinrichtungen investiert der Bund zusätzlich 
400 Mio. Euro in die Qualität der frühkindlichen Bildung. Die Initia- 
tive ermöglicht die Gewinnung zusätzlichen, qualifizierten Personals 
in bundesweit rund 4 000 Schwerpunkt-Einrichtungen, um förderbe- 
dürftige Kinder in benachteiligten Sozialräumen besser als bislang zu 
unterstützen. Dabei sollen bestehende Strukturen der Sprachförde- 
rung in den Ländern aufgegriffen und weiterentwickelt werden. Die 
Einzelheiten zur Auswahl der ca. 4 000 Einrichtungen, die in enger 
Abstimmung mit allen Akteuren erfolgen soll, befinden sich derzeit 
in Planung. 

Die Haushaltsmittel stehen - vorbehaltlich der Verabschiedung des 
Entwurfs des Bundeshaushalts 2011 - ab dem kommenden Jahr zur 
Verfügung. Verfassungsrechtliche Grundlage für die Förderung der 
Schwerpunkt-Kitas ist Artikel 104a Absatz 1 des Grundgesetzes 
(GG), wonach Bund und Länder gesondert die Ausgaben tragen, die 
sich aus der Wahrnehmung ihrer Ausgaben ergeben. Die Aufgaben- 
zuweisung ergibt sich aus § 83 Absatz 1 SGB VIII. 


77. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE LINKE.) 


Wer ist im Sinne der Aussage von der Bundes- 
ministerin für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, Dr. Kristina Schröder, ein „Aufsto- 
cker“, für welchen eine Sonderregelung bei 
der Anrechnung des Elterngeldes auf Leistun- 
gen nach dem SGB II gefunden werden soll, 
so z. B. Personen, die neben Elterngeld noch 
Erwerbseinkommen beziehen, elterngeldbe- 
ziehende Personen mit einem Partner, der Er- 
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werbseinkommen bezieht und Personen, die 
unmittelbar vor dem Bezug des Elterngeldes 
Erwerbseinkommen bezogen haben, oder eine 
andere Variante, und wie viele Personen wür- 
den dann unter diese Regelung fallen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 5. August 2010 

Mit Blick auf die Einkommensersatzfunktion des Elterngeldes sollen 
die von Bundesministerin Dr. Kristina Schröder angekündigten Aus- 
nahmeregelungen den Müttern und Vätern gerecht werden, die vor 
der Geburt ihres Kindes ein Erwerbseinkommen erzielt haben und 
nach der Geburt dementsprechend ein einkommensabhängiges El- 
terngeld erhalten und ergänzend Eeistungen nach dem SGB II bezie- 
hen. Bis zu 50 000 Eälle wären davon betroffen. 


78. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Sieht die von der Bundesministerin für Eami- 
lie, Senioren, Erauen und Jugend, Dr. Kristina 
Schröder, angekündigte Sonderregelung für 
Eltern - geldbeziehende „Aufstocker“ im 
SGB II - vor, dass betroffene Bedarfsgemein- 
schaften wie bisher vom Elterngeld volle 
300 Euro anrechnungsfrei behalten dürfen, 
und wenn nein, wie soll die Sonderregelung 
sonst ausgestaltet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 5. August 2010 

Die genaue Ausgestaltung der angekündigten Ausnahmeregelung 
wird erst im weiteren Gesetzgebungsverfahren geprüft werden. 


79. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Welche konkreten fachlichen, sachlichen und 
politischen Gründe gab es für das Bundesmi- 
nisterium für Eamilie, Senioren, Erauen und 
Jugend, den Bundesjugendring nicht wieder in 
das Bundesjugendkuratorium zu berufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 4. August 2010 

Zur Beratung der Bundesregierung in grundsätzlichen Prägen der 
Kinder- und Jugendpolitik besteht das Bundesjugendkuratorium 
(BJK). Es ist nach Maßgabe der durch die Bundesregierung erlasse- 
nen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über das Bundesjugendkura- 
torium gemäß § 83 Absatz 2 SGB VIII vom 6. Juni 2002 (BAnz. 
Nr. 109 vom 18. Juni 2002) für die Dauer einer Eegislaturperiode zu 
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berufen. Ihm gehören bis zu 1 5 sachverständige Mitglieder an. Dabei 
handelt es sich um unabhängige Sachverständige aus Politik, Praxis, 
Verwaltung und Wissenschaft die ad personam berufen werden und 
nicht als Verband, Verein etc. Es besteht hier für keine Person ein 
Anspruch auf eine erneute Berufung. 

Die Auswahl der Experten und Expertinnen erfolgt in jeder Eegisla- 
turperiode entsprechend den thematischen Schwerpunkten der Bun- 
desregierung. 

Mit der Berufung von Mike Corsa ist auch der Jugendverbandsbe- 
reich entsprechend im Gremium vertreten. Seine Wahl zum Vorsit- 
zenden des Gremiums unterstreicht die Bedeutung, die dem Bereich 
Jugendpolitik seitens der Mitglieder des aktuellen Kuratoriums ent- 
gegengebracht wird. 


80. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Welche konkreten sachlichen, fachlichen und 
politischen Gründe gab es für das Bundesmi- 
nisterium für Eamilie, Senioren, Erauen und 
Jugend, die Deutsche Kinderhilfe in das Bun- 
desjugendkuratorium zu berufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 4. August 2010 

Georg Ehrmann, Geschäftsführender Vor standsvor sitzender des 
Trägers der Deutschen Kinderhilfe e. V., wurde als Sachverständiger 
in Kinderschutzfragen berufen. 

Zu den Berufsmodalitäten wird auf die Antwort zu Erage 79 verwie- 
sen. 


8 1 . Abgeordnete 

Silvia 

Schmidt 

(Eislehen) 

(SPD) 


Wie wird die Bundesregierung altersgerechte 
Assistenzsysteme und altersgerechte Wohnmo- 
delle in der 17. Legislaturperiode fördern, und 
wann werden dem Deutschen Bundestag Ge- 
setzentwürfe dazu vorgelegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 17. Juni 2010 

Das Bundesministerium für Eamilie, Senioren, Erauen und Jugend 
fördert altersgerechte Wohnmodelle derzeit mit den Programmen 
„Baumodelle der Altenhilfe“, „Neues Wohnen - Beratung und Ko- 
operation für mehr Lebensqualität im Alter“ und „Wohnen für 
(Mehr-)Generationen - Gemeinschaft stärken, Quartier beleben“. 

Im Rahmen dieser Programme werden auch altersgerechte Assis- 
tenzsysteme gefördert, zum Beispiel automatisierte Steuerungen von 
Wohnungsfunktionen bei der Modellreihe „Das intelligente Heim“. 
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Kreditangebote sowie - seit dem 1. Mai 2010 - auch Zuschüsse für 
den altersgerechten Umbau stellt die KfW Bankengruppe im Rah- 
men des Programms „Altersgerecht Umbauen“ bereit; das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung flankiert dieses 
Programm ebenfalls mit Modellprojekten. Eine Verstetigung des 
Kredit- und Zuschussprogramms „Altersgerecht Umbauen“ ist auch 
über 2011 hinaus angestrebt. 

Darüber hinaus ist, insbesondere was gesetzliche Regelungen be- 
trifft, auf die Zuständigkeit der Länder für die soziale Wohnraumför- 
derung zu verweisen. 


82. Abgeordnete 

Silvia 

Schmidt 

(Eisleben) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Ge- 
winn an selbstbestimmtem Leben für Men- 
schen mit Behinderung und ältere Menschen 
in den skandinavischen Ländern durch eine 
Reduktion der stationären Wohnheimplätze, 
und wird sich die Bundesregierung für eine 
Stagnation bzw. Reduktion des stationären 
Wohnens und Pflegens in Deutschland einset- 
zen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 17. Juni 2010 

Die Bundesregierung unterstützt den Wunsch der allermeisten Men- 
schen, so lange wie möglich in der vertrauten Wohnung und Wohn- 
umgebung zu bleiben - auch bei Hilfe- oder Pflegebedürftigkeit. Das 
Prinzip „ambulant vor stationär“ und die Stärkung des sozialen 
Nahraums sind strategische Ansätze, um dies möglich zu machen; 
dort, wo Heime noch erforderlich sind, setzt sich die Bundesregie- 
rung dafür ein, diese kleinteilig und integriert in das Gemeindeleben 
zu gestalten. 

Das Informationsportal www.baumodelle-bmfslj.de stellt in seiner 
Rubrik „Kleine Einrichtungen“ besonders beispielgebende Projekte 
vor. Diesen Zielen und Ansätzen folgen im Übrigen auch die in der 
Antwort zu Präge 81 auf Bundestagsdrucksache 17/2715 genannten 
Programme. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


83. Abgeordnete 

Garen 

Marks 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Gründe der steigenden Zahl an 
Ablehnungen von Vater-/Mutter-Kind-Kuren 
durch die gesetzliche Krankenversicherung 
(GKV) vor, und wie gedenkt sie auf die GKV 
einzuwirken, dass diese ihrer Verpflichtung 
zur Leistungsgewährung von Vorsorge- und 
Rehabilitationsleistungen für Mütter und Vä- 
ter nach den §§ 24, 4 1 SGB V nachkommen? 


84. Abgeordnete 

Garen 

Marks 

(SPD) 


Welche Ursachen liegen nach Kenntnis der 
Bundesregierung der Tatsache zu Grunde, 
dass von den abgelehnten Anträgen auf eine 
Vater-/Mutter-Kind-Maßnahme 50 Prozent im 
Widerspruchsverfahren dann doch erfolgreich 
sind, und welche Gegenmaßnahmen leitet die 
Bundesregierung zur Begrenzung des damit 
verbundenen Verwaltungsaufwandes ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 9. August 2010 

Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen sind wichtige Bausteine für eine er- 
folgreiche Prävention und Rehabüitation. Als Folge der durch das 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz getroffenen Maßnahmen hat es 
bei den Ausgaben für diese Leistungen in den Jahren 2007 und 2008 
deutliche Steigerungsraten gegeben. 

In Ihren Fragen nehmen Sie Bezug darauf, dass Krankenkassen ver- 
mehrt Anträge auf Bewilligung von Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen 
ablehnen. Viele Anträge würden erst im Wider spruchsverfahren ge- 
nehmigt werden. 

Insoweit kann ich Ihnen mitteilen, dass auch von anderer Seite, ins- 
besondere von weiteren Mitgliedern des Deutschen Bundestages und 
im Bundesverband Deutscher Privatkliniken e. V. organisierten Kli- 
nikbetreibern und vom Müttergenesungswerk, derzeit Kritik an der 
Bewilligungspraxis der Krankenkassen erhoben wird. 

Zur Klärung der Situation sind aus meiner Sicht die Daten der durch 
das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz eingeführten Antrags- und 
Bewilligungsstatistik, die demnächst vorliegen sollen, abzuwarten. 
Der GKV-Spitzenverband hat eine korrigierte Meldung zur Statistik 
der Vorsorge- und Rehamaßnahmen 2008 für die nächste Zeit ange- 
kündigt. Im Übrigen verweise ich auf die Antwort des Staatssekre- 
tärs im Bundesministerium für Gesundheit, Stefan Kapferer, auf die 
Schriftliche Frage 91 der Kollegin Dr. Martina Bunge vom 3. Juni 
2010 (Bundestagsdrucksache 17/1918). 

Auf der Grundlage der demnächst vorliegenden Zahlen und im Hin- 
blick auf den Rückgang der Ausgaben für Mutter-/Vater-Kind-Kuren 
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wird die Bundesregierung prüfen, inwieweit die Kritikpunkte zutref- 
fen, um entsprechende Gegenmaßnahmen zu erwägen. Weiterem 
Klärungsbedarf wird das Bundesministerium für Gesundheit im 
Kontakt mit den Beteiligten nachgehen. Die Entwicklung bei den 
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen wird weiterhin aufmerksam ver- 
folgt werden. 


85. Abgeordnete 

Kathrin 
Senger-Schäfer 
(DIE EINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung die voraus- 
sichtliche Einanzentwicklung der sozialen Pfle- 
geversicherung für die Jahre 2012, 2013, 2014 
und 2015, und worin liegen die Ursachen für 
diese Prognose begründet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 9. August 2010 

Die Einanzsituation der sozialen Pflegeversicherung ist mit einem 
Überschuss von rund 1 Mrd. Euro im Jahr 2009 günstig verlaufen. 
Diese Entwicklung wird sich im laufenden Jahr und in den Eolgejah- 
ren auch vor dem Hintergrund der stufenweisen Anhebung der Eeis- 
tungsbeträge (2010 und 2012) so nicht fortsetzen. Der Beitragssatz 
von gegenwärtig 1,95 Prozent reicht aber bis ins Jahr 2013 aus, um 
die gesetzlich vorgesehenen Aufgaben zu finanzieren. Auf Dauer 
kann die Pflegeversicherung ihre Aufgabe, allen Bürgern eine ver- 
lässliche Teilabsicherung der Pflegekosten zu garantieren, aber nur 
erfüllen, wenn neben dem Umlageverfahren eine Ergänzung durch 
Kapitaldeckung erfolgt, die verpflichtend, individualisiert und gene- 
rationengerecht ausgestaltet sein muss. Eine interministerielle Ar- 
beitsgruppe wird zeitnah gebildet werden, um hierzu einen Vorschlag 
auszuarbeiten. 


86. Abgeordnete 

Kathrin 
Senger-Schäfer 
(DIE EINKE.) 


Wie erklärt sich der Rückgang von Aufwen- 
dungen der Krankenkassen für Mütter- und 
Mutter-Kind-Maßnahmen um 1 5 Prozent im 
ersten Quartal des Jahres 2010 gegenüber dem 
Vorjahr bei gleichbleibendem hohen Bedarf 
und der unveränderten Notwendigkeit von 
Mütter- und Mutter-Kind-Maßnahmen, und 
welche Schlüsse zieht die Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 9. August 2010 

Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen sind wichtige Bausteine für eine er- 
folgreiche Prävention und Rehabilitation. Als Eolge der durch das 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz getroffenen Maßnahmen hat es 
bei den Ausgaben für diese Eeistungen in den Jahren 2007 und 2008 
deutliche Steigerungsraten gegeben. 

In Ihrer Präge beziehen Sie sich auf den Rückgang von Aufwendun- 
gen der Krankenkassen für Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen um 15 
Prozent im ersten Quartal 2010. In diesem Zusammenhang wird von 
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anderer Seite, insbesondere von weiteren Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages und im Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. 
organisierten Klinikbetreibern und vom Müttergenesungswerk, der- 
zeit Kritik an der Bewilligungspraxis der Krankenkassen erhoben. 

Zur Klärung der Situation sind aus meiner Sicht die Daten der durch 
das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz eingeführten Antrags- und 
Bewilligungsstatistik, die demnächst vorliegen sollen, abzuwarten. 
Der GKV-Spitzenverband hat eine korrigierte Meldung zur Statistik 
der Vorsorge- und Rehamaßnahmen 2008 für die nächste Zeit ange- 
kündigt. Im Übrigen verweise ich auf die Antwort des Staatssekre- 
tärs im Bundesministerium für Gesundheit, Stefan Kapferer, auf die 
Schriftliche Frage 91 der Kollegin Dr. Martina Bunge vom 3. Juni 
2010 (Bundestagsdrucksache 17/1918). 

Auf der Grundlage der demnächst vorliegenden Zahlen und im Hin- 
blick auf den Rückgang der Ausgaben für Mutter-/Vater-Kind-Maß- 
nahmen wird die Bundesregierung prüfen, inwieweit die Kritikpunk- 
te zutreffen, um entsprechende Gegenmaßnahmen zu erwägen. Wei- 
terem Klärungsbedarf wird das Bundesministerium für Gesundheit 
im Kontakt mit den Beteüigten nachgehen. Die Entwicklung bei den 
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen wird weiterhin aufmerksam ver- 
folgt werden. 


87. Abgeordnete 

Dr. Marlies 
Volkmer 

(SPD) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung in 
welchem Zeitrahmen aus der Feststellung der 
Bundeszahnärztekammer, der Kassenzahnärz- 
lichen Bundesvereinigung, der Deutschen Ge- 
sellschaft für Alterszahnmedizin und des Be- 
rufsverbandes Deutscher Oralchirurgen, dass 
die bisherigen Individualprophylaxe-Leistun- 
gen gemäß § 22 SGB V in Verbindung mit den 
Individualprophylaxe-Richtlinien des Gemein- 
samen Bundesausschusses und den Bema-Zif- 
fern versorgungstechnisch nicht ausreichend 
seien, da sie dem besonderen Versorgungsbe- 
darf alter und behinderter Menschen nicht 
Rechnung tragen würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 13. August 2010 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat im Rahmen der Fachge- 
spräche mit der Zahnärzteschaft zur Weiterentwicklung der vertrags- 
zahnärztlichen Vergütung auch das Thema der zahnmedizinischen 
Versorgung von alten, pflegebedürftigen Menschen und Menschen 
mit Behinderungen aufgegriffen. Die Zahnärzteschaft hat hierzu ein 
„Konzept zur vertragszahnärztlichen Versorgung von Pflegebedürfti- 
gen und Menschen mit Behinderungen“ vorgelegt. Dieses Konzept 
wird eingehend zu prüfen und mit der Zahnärzteschaft zu diskutie- 
ren sein. Dabei ist insbesondere die von Seiten der Zahnärzteschaft 
geforderte Einführung neuer individualprophylaktischer Leistungen 
zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung zu thematisieren. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


88. Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Ist es richtig, dass in dem von Skyguide kon- 
trollierten Luftraum im deutsch-schweize- 
rischen Grenzgebiet zum Zeitpunkt des über 
Deutschland bestehenden Flugverbots (für 
Flüge nach Instrumentenflugregeln) infolge 
des Vulkanausbruchs auf Island entgegen den 
geltenden Vorschriften Flüge durch die schwei- 
zerische Flugsicherungsgesellschaft abgewi- 
ckelt wurden (u. a. für den Anflug auf den 
Flughafen Zürich)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Ja 


89. Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Wenn ja, war der Skyguide bekannt oder wur- 
de ihr zur Kenntnis gebracht, wie sich die zum 
Zeitpunkt des Flugverbotes geltenden Bestim- 
mungen in Deutschland darstellten, und auf 
welchem Wege ist dies geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Durch die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH wurde ein NOTAM 
(Notice to airmen = Nachrichten für Luftfahrer) herausgegeben. Die- 
ses regelte die Verfahrensweise u. a. für das Fluginformationsgebiet 
Langen, das den von Skyguide kontrollierten Luftraum im deutsch- 
schweizerischen Grenzgebiet umfasst. Das NOTAM wurde der Sky- 
guide im Wege der Standardverteilung für Luftfahrtinformationen 
durch die DFS weitergeleitet. 


90. Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Warum hat die Bundesregierung nicht verhin- 
dert, dass in Deutschland faktisch eine unter- 
schiedliche Rechtspraxis - einerseits durch die 
Deutsche Flugsicherung, andererseits durch 
die Skyguide - erfolgte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Die Bundesregierung hat am 20. April 2010 vormittags von der 
Durchführung von Flügen nach Instrumentenflugregeln durch die 
Skyguide in der Schweiz erfahren. Im weiteren Verlauf des Tages 
wurde bekannt, dass dies nicht nur für den Luftraum der Schweiz 
galt, sondern auch für den von Skyguide kontrollierten süddeutschen 
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Luftraum. Das Bundesamt für Zivilluftfahrt der Schweiz (BAZL) 
wurde dann darauf hingewiesen, dass im deutschen Luftraum die da- 
zu von der ICAO veröffentlichten gültigen Regelungen (vgl. ICAO 
EUR DOC 019) anzuwenden sind. 


9 1 . Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
künftig eine einheitliche Rechtsanwendung 
durch Skyguide und alle anderen in Deutsch- 
land tätigen Flugsicherungsgesellschaften zu 
gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) mit Sitz in Fangen 
wurde beauftragt, die Zusammenarbeit mit dem BAZF der Schweiz 
zu intensivieren, um die staatlichen Durchgriffsrechte und die Ein- 
haltung von polizeirechtlichen Verfügungen im deutschen Fuftraum 
sicherzustellen. 

Darüber hinaus wird das Übereinkommen zur Errichtung des Funk- 
tionalen Fuftraumblocks Europa Zentral (FABEC), das derzeit unter 
Einschluss der Schweiz verhandelt wird, die identifizierten Unsicher- 
heiten unter Berücksichtigung der Vorgaben des deutschen Verfas- 
sungsrechts dahingehend klarstellen, dass der Gesamtbereich der 
Flugsicherung innerhalb der Staatsgrenzen Deutschlands eine Ho- 
heitsaufgabe des Bundes ist. Dies gilt unabhängig davon, ob sie einer 
inländischen oder ausländischen Flugsicherungsorganisation zur 
Wahrnehmung übertragen ist. 


92. Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE FINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass für die 
Kanalbrücke über die Elbe in der Nähe von 
Magdeburg (Kosten 500 Mio. Euro) ursprüng- 
lich eine Prognose für das Transportaufkom- 
men per Binnenschiff von 18,3 Mio. Tonnen 
im Jahr 2010 zugrunde gelegt und daraus eine 
„hochwirtschaftliche“ Maßnahme errechnet 
wurde, aber sieben Jahre nach der Einweihung 
der Kanalbrücke im Jahr 2009 nur 2,7 Mio. 
Tonnen/a mit fallender Tendenz transportiert 
wurden und damit auf dieser Relation weniger 
transportiert wird als vor dem Bau dieser Ka- 
nalbrücke (Stat. Jahresberichte der WSD Ost), 
und wurden von Seiten der Bundesregierung 
Anstrengungen unternommen, die Wirtschaft- 
lichkeit der Brücke zu erhöhen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. August 2010 

Ja. Das Gesamtprojekt VDE Nr. 17 wurde im Rahmen der Aufstel- 
lung des Bundesverkehrswegeplans 1992 einer gesamtwirtschaftli- 
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chen Bewertung unterzogen. Die Projektbewertung, die auf die da- 
malige Gesamtverkehrsprognose bezogen war, wurde 1995 auf Basis 
einer aktualisierten Güterverkehrsprognose nochmals überprüft. 
Diese Ergebnisse haben gezeigt, dass der Projektnutzen die Projekt- 
kosten um ein Mehrfaches übersteigt. 

Ziel des Projekts ist eine Befahrbarkeit mit Großmotorgüterschiffen 
(GMS) und Schubverbänden (SV) mit einer Abladung von 2,80 m. 
Der derzeitige Ausbauzustand auf der Gesamtrelation erlaubt für 
diese Fahrzeuge eine Abladung von lediglich 1,60 m, was einer La- 
dungsreduzierung von 65 Prozent entspricht. Die damit einhergehen- 
de Transportkostenerhöhung und die daraus resultierenden Wettbe- 
werbsnachteile erlauben derzeit noch keinen Vergleich mit den Prog- 
nosen. 


93. Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE LINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die 
Prognose für das Gütertransportaufkommen 
auf der Elbe aus dem Jahr 1992 für das Jahr 
2010 ein Transportaufkommen von 12 Mio. 
Tonnen pro Jahr vorsah (BVWP 1992), und 
dass real 2009 nur noch 0,9 Mio. T/a auf der 
Mittel- und Oberelbe bewegt wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. August 2010 

Nein 


94. Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE LINKE.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass für die 
Bundeswasserstraße Saale und den geplanten 
Neubau des Saale-Elbe-Kanals ein Transport- 
aufkommen von 1,5 bis 2,5 Mio. T/a prognos- 
tiziert wird, das reale Transportaufkommen 
aber von 0,3 Mio. T/a in den 70er-Jahren 
des letzten Jahrhunderts auf inzwischen 
0,006 Mio. T/a abgesunken ist? 


95. Abgeordneter 

Herbert 
Behrens 
(DIE LINKE.) 


Liegt der Bundesregierung eine Analyse der 
Gründe für die massive Verfehlung der Prog- 
noseziele im Elbe-Saale-Raum vor, und geht 
die Bundesregierung vor diesem Hintergrund 
weiter davon aus, dass sich die Transporte auf 
der Saale nach dem geplanten Bau des Saale- 
Elbe-Kanals mehr als verhundertfachen wer- 
den und damit die Transporte auf der Saale 
das bisherige Transportvolumen auf der Elbe 
um mehr als das Doppelte übertreffen sollen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. August 2010 

Die Fragen 94 und 95 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Ja. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass es sich bei den ge- 
nannten Prognosezahlen um Werte für die ausgebaute Stelle, d. h. 
nach Fertigstellung des Schleusenkanals Tornitz handelt. Die derzei- 
tigen Schifffahrtsbedingungen in der Saale-Mündungsstrecke lassen 
einen wirtschaftlichen Gütertransport mit dem Binnenschiff nicht zu. 

Die Bundesregierung geht weiterhin davon aus, dass sich eine erheb- 
liche Steigerung der Gütertransporte per Binnenschiff auf der Saale 
einstellen würde, wenn der Schleusenkanal Tornitz gebaut würde. 


96. Abgeordneter 

Martin 

Burkert 

(SPD) 


Wann wird mit dem von der Bahn angekündig- 
ten Ausbau der Schnellbahnstrecke Paris— 
Saarbrücken-Mannheim-Frankfurt (POS Nord) 
begonnen, und ist die Finanzierung hierfür ge- 
sichert? 


97. Abgeordneter 

Martin 

Burkert 

(SPD) 


Welche Maßnahmen sind im Rahmen des Aus- 
baus der oben genannten Strecke geplant, und 
ist nach dem Ausbau der Strecke ein 2-Stun- 
den-Takt zwischen Paris und Frankfurt ge- 
plant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 6. August 2010 

Die Fragen 96 und 97 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Der Ausbau der Strecke Ludwigshafen-Saarbrücken, der sog. POS 
Nord, befindet sich in der Realisierung. Es wurden bereits Fahrzeit- 
verbesserungen in ein attraktives Angebot von täglich fünf durch- 
gehenden ICE-Zügen zwischen Frankfurt/Main und Paris Est um- 
gesetzt. Weitere Fahrzeitverbesserungen werden erzielt, wenn das 
interoperable Zugleitsystem ETCS betriebsbereit sein wird. Nach 
Fertigstellung der begonnenen Ausbaumaßnahmen ist das gesetz- 
liche Ausbauziel des geltenden Bedarfsplans für die Bundesschienen- 
wege realisiert. Eine andere Trassierung insbesondere im Bereich des 
Pfälzer Walds für darüber hinaus gehende Geschwindigkeiten wur- 
den bereits früher verworfen. Weitere Angebote im Fernverkehr 
zwischen Frankfurt und Paris sind eigenverantwortlich von den 
Eisenbahnunternehmen zu erbringen. 
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98. Abgeordneter Trifft es zu, dass von Seiten des Bundes die 

Martin Unterzeichnung einer von der Bahn vorgeleg- 

Burkert ten Finanzierungsvereinbarung zur Schienen- 

(SPD) Neubaustrecke zwischen Heigenbrücken und 

Laufach (so genanntes Schienenneubauprojekt 
„Schwarzkopftunnel“ in Bayern) abgelehnt 
wurde, und wenn ja, weshalb wurde diese Fi- 
nanzierungsvereinbarung abgelehnt? 


99. Abgeordneter Wann wird mit dem Bau der Schienen-Neu- 

Martin baustrecke zwischen Heigenbrücken und Lau- 

Burkert fach begonnen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 6. August 2010 

Die Fragen 98 und 99 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Im Rahmen der derzeitigen Haushalts- und Finanzplanung der Bun- 
desregierung, welche den Erfordernissen der strukturellen Haushalts- 
konsolidierung Rechnung trägt, bestehen für den Abschluss der in 
Rede stehenden Finanzierungsvereinbarung keine Spielräume. Eine 
Aussage zum Baubeginn der Schienen-Neubaustrecke zwischen Hei- 
genbrücken und Laufach kann daher zurzeit nicht getroffen werden. 


100. Abgeordnete Wann ist mit der Fertigstellung und Veröffent- 

Dr. Dagmar lichung des Behördenleitfadens zur Nutzung 

Enkelmann der Photovoltaik an Lärmschutzwänden an 

(DIE LINKE.) Bundesautobahnen und anderen Bundesstra- 
ßen zu rechnen, der als Entwurf seitens der 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) bereits 
vor längerer Zeit an das BMVBS übersandt 
und im Mai 2009 Vertretern des BMVBS und 
der Straßenbauverwaltungen vorgestellt wor- 
den ist (vgl. „Hamburger Abendblatt“, Ausga- 
be vom 18. Mai 2009)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 9. August 2010 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat den Entwurf „Behördenleit- 
faden: Erhöhung der Wirksamkeit von Lärmschutzwänden durch 
Photovoltaik“ vorgelegt. Nach Vorlage der Endfassung wird dieser 
innerhalb der Bundesregierung ausgewertet und mit den Obersten 
Straßenbaubehörden der Länder diskutiert. Nach Berücksichtigung 
der Ergebnisse ist vorgesehen, die Endfassung den Ländern zur An- 
wendung an Bundesfernstraßen zur Verfügung zu stellen und im In- 
ternet zu veröffentlichen. Voraussichtlich wird dies noch in diesem 
Jahr erfolgen. 
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101. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die vorge- 

Otto schlagenen Varianten und insbesondere die 

Fricke Ablehnung der Tunnel-Trog-Lösung durch den 

(FDP) Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfa- 

len, Straßen.NRW, beim Ausbau der A 57 im 
Bereich der Stadt Krefeld? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. August 2010 

Die Bundeshaushaltsordnung verpflichtet die Bundesregierung zum 
sparsamen Umgang mit Haushaltsmitteln. Wenn beim Ausbau einer 
Autobahn verschiedene Varianten möglich sind, kann und darf nur 
die wirtschaftlichste Variante weiterverfolgt werden, die alle gesetz- 
lichen Anforderungen zu erfüllen im Stande ist. 

Da zu der rund 250 Mio. Euro Tunnel-Trog-Lösung wirtschaftlichere 
Alternativen bestehen, kann dieser Lösung nicht zu Lasten des Bun- 
des zugestimmt werden. 


102. Abgeordneter Treffen Aussagen des Landesbetriebs Straßen- 

Otto bau zu, dass eine Finanzierung der Ausbauva- 

Fricke riante von der Bundesregierung zugesagt wor- 

(FDP) den ist, die eine Lärmschutzwandhöhe von 

6,50 Meter vorsieht, bei der die obersten zwei 
Meter „verglast“ und nach innen geneigt sein 
sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. August 2010 

Details zu Lärmschutzwandhöhen und -gestaltung können erst im 
verfeinernden Planungsprozess erarbeitet werden. Im Grundsatz ist 
es aber möglich, dass mit Lärmschutzwänden und einem so genann- 
ten offenporigen Asphalt (OPA) die gesetzlichen Anforderungen 
zum Lärmschutz erfüllt werden können. Der Vorschlag des Landes 
Nordrhein-Westfalen zum „Ausbau in vorhandener Höhenlage mit 
außenliegenden Lärmschutzwänden und OPA“ liegt dem Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Bewertung 
und Entscheidung vor. Hierüber wird noch im dritten Quartal dieses 
Jahres entschieden. 


103. Abgeordneter 

Peter 

Friedrich 

(SPD) 


Inwieweit hat die Deutsche Durchführungsver- 
ordnung (DVO) im von der schweizerischen 
Skyguide überwachten Gebiet im süddeut- 
schen Luftraum vor dem Hintergrund der Ein- 
schätzung der Bundesregierung, es gelte 
schweizerisches Recht, noch Gültigkeit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 12. August 2010 

Die Deutsche Durchführungsverordnung (DVO) mit Regelungen 
zum An-/ Abflugverkehr Flughafen Zürich gilt unverändert. 

Bei dem von Skyguide betreuten Bereich über Deutschland handelt 
es sich um ein durch jahrzehntelange Praxis begründetes völkerrecht- 
liches Servitut. Innerhalb des in Anspruch genommenen Servituts gilt 
schweizerisches Recht. Zu bedenken ist jedoch, dass die Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht ihre Hoheitsbefugnisse insgesamt auf die 
Schweiz übertragen hat, sondern lediglich im Hinblick auf die Durch- 
führung der Flugsicherung. 

Für den Luftverkehr in Deutschland gelten die grundsätzlichen Re- 
gelungen des Bundes. Insbesondere die Verantwortung für die Rege- 
lung von Fragen des Lärmschutzes oder der Abwehr von Gefahren 
für die Sicherheit des Luftverkehrs liegt nach wie vor beim Bund. 


104. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Datenbanken und Statistiken mit wel- 
chen Inhalten werden im Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ge- 
führt, inklusive der untergeordneten Behörden 
Kraftfahrt-Bundesamt, Eisenbahn-Bundesamt 
und Luftfahrt-Bundesamt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 9. August 2010 

In den genannten Behörden werden folgende Statistiken und Daten- 
banken geführt: 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

• Forschungsinformationssystem 

Datensammlung zur Verbreitung der Forschungsergebnisse und 
des Fachwissens aus den Bereichen Mobilität, Verkehr und Stadt- 
entwicklung (www.forschungsinformationssystem.de) 

• Mobilität 2 1 

Datensammlung zu innovativen Verkehrslösungen 
(www.mobilitaet2 1 .de) 

Kraftfahrt-Bundesamt 

Gesetzlich geregelte zentrale Register 

• Zentrales Fahrzeugregister (ZFZR) 

• Verkehrszentralregister (VZR) 

• Zentrales Fahrerlaubnisregister (ZFER) 

• Zentrales Kontrollgerätkartenregister (ZKR) 
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Statistiken 

• Fahrzeugstatistiken 

Neuzulassungen, Besitzumschreibungen, Außerbetriebsetzungen, 
Bestand 

• Fahrzeuguntersuchungen 
Hauptuntersuchungen und Einzelabnahmen 

• Kraftfahrerstatistiken 

Fahrerlaubnisse, Fahrerlaubnismaßnahmen, Fahrerlaubnisprü- 
fungen, Fahrerlaubniserteilungen, Fahrerlaubnisbestand, Fahrer- 
laubnisse auf Probe, Fahrlehr-Erlaubnisse 

• Verkehrsauffälligkeiten 

Bestand im Verkehrszentralregister, Zugang in das Verkehrszent- 
ralregister 

• Kontrollgerätkarten 

Bestand, Erteilungen, Löschungen 

• Kraftverkehrsstatistiken 

Verkehr deutscher und europäischer Lastkraftfahrzeuge (Ver- 
kehrsaufkommen, Güterbeförderung etc.) 

• Anschriftenverzeichnisse 

Zulassungsbehörden, Fahrerlaubnisbehörden, Ausgabestellen für 
Kontrollgerätekarten 

• Systematische Verzeichnisse 

Kraftfahrzeuge und Anhänger, Kraftstoffverbrauchs- und Emis- 
sions-Typprüfwerte, Hersteller von Kraftfahrzeugen und Kraft- 
fahrzeuganhängern, Hersteller und Typen verschiedener Fahr- 
zeugklassen, Verzeichnis für die Zuordnung der Fahrzeughalter 
nach der Systematik der Wirtschaftszweige 

• Verzeichnis der aktuellen Rückrufaktionen 
Eisenbahn-Bundesamt 

• Lärmstatistiken 

• Listen stillgelegter Eisenbahnstrecken 

• Listen aller Eisenbahnunternehmen in Deutschland und der EU 

• Sammlung aller nationalen Sicherheitsvorschriften 

• Sammlung aller Sicherheitsvorschriften der EU 

• Europaweite Unfalldatenbank 

• Anzahl der Zulassungen und Überwachungen pro Jahr für Fahr- 
zeuge und Anlagen 
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Luftfahrt-Bundesamt 

Gesetzlich geregelte zentrale Register 

• Luftfahrzeugregister 

• Zentrale Luftfahrerdatei 

• Luftfahrer-Eignungsdatei 

• Deliktsregister 

Veröffentlichte Statistiken im Rahmen der Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit (www.lba.de) 

• Luftfahrzeuge 

Anzahl der in Deutschland zum Verkehr zugelassenen Luftfahr- 
zeuge 

• In- und ausländische Luftfahrtunternehmen 

Genehmigte deutsche Luftfahrtunternehmen, Einflug- und Ver- 
kehrserlaubnisse für ausländische Euftfahrtunternehmen, Durch- 
geführte Ramp-Checks an Elugzeugen ausländischer Euftfahrtun- 
ternehmen, Gemeldete Gefahrgutzwischenfälle 

• Euftsicherheit 

Kontrollen der Eigensicherungsmaßnahmen der Euftfahrtunter- 
nehmen 

• Eluggastrechte 

Anfragen an das Bürgertelefon, Anzahl Beschwerden von Elug- 
gästen bei Annullierung, Verspätung und Nichtbeförderung, An- 
zahl Beschwerden von Personen mit eingeschränkter Mobilität, 
Statistik Preistransparenz 

• Technische Betriebe 

Betriebe für Entwicklung, Herstellung, Instandhaltung, Ausbil- 
dungsbetriebe für technisches Personal nach Teil-147, Anzahl der 
Berechtigungen für technisches Personal 

• Euftfahrtpersonal 

Vom Euftfahrt-Bundesamt erteilte Eizenzen für fliegendes Perso- 
nal, Gesamtzahl der Eizenzen für Euftfahrtpersonal in Deutsch- 
land (Euftfahrt-Bundesamt und Bundesländer), Anerkannte Elug- 
schulen im Zuständigkeitsbereich des Euftfahrt-Bundesamtes, An- 
meldung zur Ausbüdung fliegerisches Personal, Anzahl theoreti- 
sche Prüfungen für fliegendes Personal, Anzahl praktische Prü- 
fungen für fliegendes Personal, Anerkannte synthetische Plug- 
übungsgeräte, Genehmigte flugmedizinische Zentren und flieger- 
ärztliche Untersuchungsstellen 

• Stellenausstattung Euftfahrt-Bundesamt 
Stellen und Planstellen im Euftfahrt-Bundesamt. 
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105. Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern trifft es zu, dass in der 17. Wahlpe- 
riode keine Vorhaben der Kategorie C im Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz-Bundes- 
programm mehr in die Kategorie A oder B 
aufgenommen werden, und welche Vorhaben 
der Kategorie C oder B im GVEG-Bundespro- 
gramm sind davon betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 12. August 2010 

Es trifft nicht zu. 


106. Abgeordneter 
Uwe 
Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche weiteren Bedingungen sind für die Ge- 
währung von Mitteln aus dem Geltungsbereich 
des GVEG (Gemeinde Verkehrsfinanzierungs- 
gesetz) außer einem durch Gutachten nachge- 
wiesenen Nutzen-Kosten-Verhältnis von > 1 zu 
berücksichtigen, und ist ein Bundesland vor 
diesem Hintergrund beim Vorliegen von meh- 
reren Trassierungsalternativen beim Neubau 
von Eisenbahn-Nahverkehrstrassen (S-Bahn), 
die alle ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von > 1 
aufweisen frei in der Entscheidung, welche 
Trasse gebaut werden soll, auch wenn es sich 
dann um jene handeln sollte, die ggf nicht das 
beste Nutzen-Kosten-Verhältnis aufweist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 6. August 2010 

Voraussetzung für die Förderung eines Vorhabens mit Mitteln aus 
dem GVEG ist, dass die in dem Gesetz gesetzten Bedingungen er- 
füllt werden. 

Im § 3 Absatz 1 Buchstabe c GVEG wird verlangt, dass das Vorha- 
ben wirtschaftlich und sparsam geplant ist. Nur der Nachweis der 
Wirtschaftlichkeit in volkswirtschaftlicher Hinsicht kann mit dem 
Verfahren der „Standardisierten Bewertung“ erbracht werden. Maß- 
geblich für die Entscheidung über eine Variante ist die Gesamtheit 
der Kriterien. 


107. Abgeordneter 
Uwe 
Kekeritz 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sind bereits absehbare oder geplante Baumaß- 
nahmen bzw. deren Kosten (beispielsweise die 
Eärmsanierung an einer bestehenden Bahn- 
strecke, die mit oder ohne die dem GVFG-An- 
trag zugrunde liegende Ausbaumaßnahme nö- 
tig wird) in die Nutzen-Kosten-Berechnung für 
den GVFG-Antrag einzubeziehen oder müssen 
diese als „gegeben“ betrachtet werden und 
können folglich unberücksichtigt bleiben, 
wenn diese absehbare oder geplante Maßnah- 
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me zusammen mit dem im GVFG-Antrag ge- 
nannten Maßnahmen geplant oder gebaut wer- 
den, und wie wäre dann im weiteren Verlauf 
mit den auf somit ggf. als unkorrekt einzu- 
schätzenden Nutzen-Kosten-Bewertungen be- 
ruhenden Planfeststellungsbeschlüssen umzu- 
gehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 6. August 2010 

Bei der Durchführung der „Standardisierten Bewertung“ sind nur 
die Auswirkungen zu erfassen, die mit dem Projekt finanziert werden 
und die sich aus seiner Umsetzung ergeben. Da bei diesem Verfah- 
ren ein Weiterführungsfall (ohne Projekt) mit dem so genannten Mit- 
fall (mit Projekt) verglichen wird, sind Maßnahmen, die unabhängig 
vom betreffenden Projekt geplant und finanziert werden, nicht ent- 
scheidungsrelevant. 

Maßnahmen können erst realisiert werden, wenn die planungsrechtli- 
chen Voraussetzungen/Genehmigungen vorliegen. Gegebenenfalls 
erforderliche Planfeststellungsbeschlüsse müssen bestandskräftig 
sein. 


108. Abgeordneter 

Joachim 

Spatz 

(FDP) 


Wie ist der derzeitige Stand des Planfeststel- 
lungsverfahrens für die Eisenbahnneubaustre- 
cke Laufach-Heigenbrücken, und wann wird, 
nach Ansicht der Bundesregierung, ein Plan- 
feststellungsbeschluss ergehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 9. August 2010 

Zurzeit erfolgt die Auslegung der Pläne. Bis zum Herbst soll dann 
die zugehörige Erörterung erfolgen. Mit dem Planfeststellungsbe- 
schluss wird bis Mitte nächsten Jahres gerechnet. 


109. Abgeordneter 

Joachim 

Spatz 

(FDP) 


Wie begründet die Bundesregierung ihre ab- 
lehnende Haltung zum Finanzierungsvor- 
schlag der Deutschen Bahn AG für die Eisen- 
bahnneubaustrecke Laufach-Heigenbrücken, 
insbesondere vor dem Hintergrund der überre- 
gionalen verkehrlichen Bedeutung des Projekts 
und des baulichen Zustands des Schwarzkopf- 
tunnels? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 9. August 2010 

Im Rahmen der derzeitigen Haushalts- und Finanzplanung der Bun- 
desregierung, welche den Erfordernissen der strukturellen Haushalts- 
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konsolidierung Rechnung trägt, bestehen für den Abschluss der in 
Rede stehenden Finanzierungsvereinbarung keine Spielräume. Eine 
Aussage zum Baubeginn der Schienenneubaustrecke zwischen Hei- 
genbrücken und Laufach kann daher zurzeit nicht getroffen werden. 


110. Abgeordneter 

Markus 

Tressel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Verfahren von Reisenden gegen Reiseunter- 
nehmen derzeit bei den nationalen Gerichten 
anhängig sind, und gegen welches Unterneh- 
men am häufigsten geklagt wird? 


111. Abgeordneter 

Markus 

Tressel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welchen Ge- 
genstand die meisten Verfahren davon aufwei- 
sen, und wie viele derzeit bei den deutschen 
Gerichten anhängige Verfahren sich auf die 
Fluggastrechteverordnung (EG-VO 261/2004) 
beziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Die Fragen 110 und 111 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor. 
In der Justizstatistik wird die Geltendmachung von Ansprüchen aus 
der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 - die sich im Übrigen nicht ge- 
gen Reiseunternehmen, sondern gegen die ausführende Fluggesell- 
schaft richten - nicht gesondert erfasst. Als Sachgebiet werden ledig- 
lich Reisevertragssachen insgesamt aufgeführt. Daten über anhängi- 
ge Verfahren sind außerdem schon deshalb nicht bekannt, weil die 
vom Statistischen Bundesamt herausgegebene Statistik „Zivilsa- 
chen“, der Angaben zu zivilrechtlichen Streitigkeiten zu entnehmen 
sind, erst für das Berichtsjahr 2008 vorliegt. Mit der Veröffentli- 
chung der Statistik für das Jahr 2009 ist nicht vor dem Herbst dieses 
Jahres zu rechnen. 


112. Abgeordneter 

Markus 

Tressel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wieso sieht die Bundesregierung den Aus- 
schluss des Rechtsweges als entscheidendes 
Hindernis an, eine verpflichtende Teilnahme 
der Flugunternehmen an der Schlichtungsstelle 
für öffentlichen Personenverkehr (söp) durch- 
zusetzen, und wie erklärt sich die Bundesregie- 
rung dagegen die Tatsache, dass Eisenbahnun- 
ternehmen dazu verpflichtet werden können, 
sich an der söp zu beteiligen, Flugunterneh- 
men hingegen aus verfassungsrechtlichen Be- 
denken nicht (siehe Antwort zu Frage 16 der 
Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 
17/2626 oder Antwort zu Frage 11 auf Bun- 
destagsdrucksache 17/2561)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Klarzustellen ist zunächst, dass die Eisenbahnunternehmen nicht ge- 
setzlich verpflichtet sind, sich an der Schlichtungsstelle für den öf- 
fentlichen Personenverkehr e. V. (söp) zu beteiligen. Eine Pflicht zur 
Teilnahme an der Schlichtung durch die söp ergibt sich lediglich aus 
der Satzung der söp, wonach sich die Mitglieder des Trägervereins 
der söp den Entscheidungen der Schlichtungsstelle im Rahmen der 
Verfahrensordnung unterwerfen. Die Mitgliedschaft im Trägerverein 
der söp ist freiwillig. 

Die Eragestellung gibt die Antwort zu Trage 1 6 der Kleinen Anfrage 
auf Bundestagsdrucksache 17/2626 sowie zu Trage 11 der Kleinen 
Anfrage auf Bundestagsdrucksache 17/2561 im Übrigen unzutref- 
fend wieder. Die Bundesregierung hat dort darauf hingewiesen, dass 
die Eluggesellschaften aufgrund des allgemeinen Justizgewährleis- 
tungsanspruchs nicht durch Gesetz unter Ausschluss des Rechtswe- 
ges den Entscheidungen einer Schlichtungsstelle unterworfen werden 
können, sondern dass der Weg zu einer Streitentscheidung durch die 
staatlichen Gerichte eröffnet bleiben muss. Sie hat weiterhin darge- 
legt, dass ein von der Wirtschaft generell nicht akzeptiertes Schlich- 
tungsverfahren vor diesem Hintergrund Verbraucherinnen und Ver- 
braucher keine Vorteile brächte, da den betroffenen Unternehmen 
rechtlich unbenommen bleibe, die Schiedssprüche grundsätzlich un- 
beachtet zu lassen. Im Einzelnen wird auf die o. g. Antwort verwie- 
sen. 


113. Abgeordneter Welche Statistiken führt das Euftfahrt-Bundes- 

Markus amt (EBA)? 

Tressel 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 6. August 2010 

Die im EBA geführten Statistiken sind auf dem Internetauftritt des 
EBA unter www.lba.de veröffentlicht. 

Im Rahmen seiner Zuständigkeit als nationale Beschwerde- und 
Durchsetzungsstelle nach der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 veröf- 
fentlicht das EBA unter der Rubrik Eluggastrechte die Anzahl von 
Eluggastbeschwerden kategorisiert nach Annullierung, Verspätung 
und Nichtbeförderung bzw. nach der Herkunft des betreffenden 
Euftfahrtunternehmens. 

Darüber hinaus werden unter der vorgenannten Rubrik die Anfra- 
gen an das Bürgertelefon, die Anzahl von Beschwerden behinderter 
Personen bzw. Personen mit eingeschränkter Mobilität gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 und die Anzahl der Beschwerden 
zum Thema Preistransparenz gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 publiziert. 
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114. Abgeordnete 

Andrea 

Wicklern 

(SPD) 


Wird der Ausbau der Schleuse Kleinmachnow 
und des Teltowkanals verschoben, da laut Me- 
dienberichten (so im Handelsblatt am 2. Au- 
gust 2010) Neubeginne von Bauvorhaben an 
Straßen, Schienen und Wasserwegen aufgrund 
von nötigen Einsparungen derzeit nicht mög- 
lich sein sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 12. August 2010 

Seit 2003 ist ein Ausbau des Teltowkanals nicht mehr vorgesehen. 
Baumaßnahmen beschränken sich auf sicherheitsrelevante Maßnah- 
men. 

Das Vergabeverfahren zur Schleuse Kleinmachnow ist noch nicht ab- 
geschlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


115. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Probleme bekannt, 

Dirk die sich aus der zukünftigen Verpflichtung der 

Becker Betreiberinnen und Betreiber von kleinen Was- 

(SPD) serkraftanlagen zum Einbau von Einrichtun- 

gen zur ferngesteuerten Reduzierung der Ein- 
speiseleistung bei Netzüberlastung § 6 des Er- 
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ab dem 
1. Januar 2011 ergeben, und falls ja, welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 13. August 2010 

Nach den Vorgaben des § 6 Nummer 1 EEG müssen Erneu erbare- 
Energien-Anlagen mit einer installierten Wirkleistung von mehr als 
100 Kilowatt mit einer technischen oder betrieblichen Einrichtung 
zur ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung ausgestattet 
sein, auf die der Netzbetreiber bei voller Auslastung des Netzes mit 
Strom aus erneuerbaren Energien für die Anwendung des Einspeise- 
managements zugreifen darf. Nach § 66 Absatz 1 Nummer 1 EEG 
müssen ab dem 1. Januar 2011 auch bestehende Anlagen diese Vor- 
gaben einhalten. 

Es liegen der Bundesregierung verschiedene Berichte über etwaige 
Probleme bei der Umsetzung von § 6 Nummer 1 EEG vor. Auch der 
Clearingstelle EEG wurden verschiedene Vorbehalte in Stellungnah- 
men im Rahmen des laufenden Empfehlungsverfahrens zu dem The- 
ma „Betriebliche Einrichtungen im Sinne des § 6 Nummer 1 EEG 
2009“ übermittelt. Die Stellungnahmen, die von verschiedenen Ver- 
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bänden in das Verfahren eingebracht wurden, sind öffentlich zugäng- 
lich und stehen zum download bereit (www.clearingstelle-eeg.de). 

Die Bedenken richten sich vor allem gegen die Veränderung des Ab- 
flussverhaltens, die eine Reduzierung der Stromeinspeisung regelmä- 
ßig nach sich zieht. Der Abfluss findet also nicht mehr über die Tur- 
bine, sondern über einen Bypass, über das Wehr oder das Mutterbett 
statt. Die Regelung der Abfiusshöhe kann zu unerwünschten Auswir- 
kungen auf Ökologie, Schifffahrt und Freizeitgewässernutzer (Bade- 
betrieb, Angler, Kanuten u. Ä.) führen. Auch seien im Hochwasser- 
fall Fehlsteuerungen nicht auszuschließen. 


116. Abgeordneter Wie wül die Bundesregierung mit den Risiken 

Dirk eines ferngesteuerten Schwallbetriebs bei der 

Becker kleinen Wasserkraft umgehen, und wann wird 

(SPD) sie einen Lösungsvorschlag vorlegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 13. August 2010 

Betreiberinnen und Betreiber von Wasserkraftanlagen können durch 
die Umsetzung insbesondere baulicher Maßnahmen, z. B. durch 
Bypasssysteme unerwünschten Auswirkungen eines veränderten 
Abfiussverhaltens begegnen. Schon in der Vergangenheit mussten 
Betreiber von Wasserkraftanlagen, wenn sie die Sicherheit und Zu- 
verlässigkeit des Netzes erforderlich machte, ihre Einspeiseleistung 
reduzieren bzw. die Anlagen abschalten. Auch für den Fall von 
Wartungsarbeiten, technischen Problemen an der Wasserkraftan- 
lage oder Hochwasser muss es bereits heute Möglichkeiten geben, 
Wasser anderweitig abzuleiten. Insofern sollten Wasserkraftanlagen 
in der Regel schon heute entsprechende Maßnahmen Vorhalten, 
durch die ein schadloser Wasserabfluss in Sonderfällen gewährleistet 
werden kann. Der Netzbetreiber ist im Übrigen nur dann befugt, die 
Einspeiseleistung zu reduzieren, wenn das Netz mit Strom aus er- 
neuerbaren Energien vollständig ausgelastet ist. 

Die Clearingstelle EEG hat zu dem Thema „Betriebliche Einschrän- 
kungen im Sinne des § 6 Nummer 1 EEG 2009“ ein Empfehlungs- 
verfahren eingeleitet und wird ihre Empfehlung zu dem Thema kurz- 
fristig veröffentlichen. Die hierzu eingegangenen Stellungnahmen lie- 
gen vor und können im Internet eingesehen werden (www.clearing- 
stelle-eeg.de). Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat zu dem Empfehlungsverfahren ebenso eine 
Stellungnahme abgegeben und vertritt dabei die Ansicht, dass bei 
Wasserkraftanlagen die Pflicht nach § 6 Nummer 1 EEG insbesonde- 
re mit Hüfe betrieblicher Maßnahmen erfüllt werden sollte. Dabei 
kann es z. B. sinnvoll sein, die ferngesteuerte Regelbarkeit mittels te- 
lefonischer Kommunikation sicherzustellen und anderweitige Vorga- 
ben etwa aus den Anlagengenehmigungen oder aus dem Wasserrecht 
auch zur Abwehr von Gefahren bei der Umsetzung von § 6 Num- 
mer 1 EEG im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung zwischen 
Anlagen- und Netzbetreibern mit zu berücksichtigen. 
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117. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die auf den 
Eäröer-Inseln alljährlich stattfindende traditio- 
nelle Jagd auf Grindwale (Grindradräp) aus 
Sicht des Arten- und des Tierschutzes? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 9. August 2010 

Die Bundesregierung tritt uneingeschränkt für den Walschutz ein. 
Sie verurteilt daher die auf den Eäröer-Inseln stattfindende Jagd auf 
Grindwale. Mit Blick auf Tierschutzaspekte ist anzumerken, dass 
sich die strengen Regelungen des deutschen Tierschutzrechts nicht 
automatisch in anderen Eändern anwenden lassen. Zudem gibt es 
bislang noch keine weltweit verbindlichen Übereinkünfte, die tier- 
schutzgerechte Mindest-Standards für den Umgang mit Tieren fest- 
legen. 


118. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche völkerrechtlichen Vereinbarungen be- 
stehen, um diese nichttierschutzgerechte Eorm 
der Grindwaljagd möglicherweise zu unterbin- 
den, und wie könnten diese erforderlichenfalls 
erweitert werden, um diese Jagd auf Grindwa- 
le unterbinden zu können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 9. August 2010 

Die Eäröer-Inseln haben innenpolitisch den Status der Selbstverwal- 
tung innerhalb des Königreichs Dänemark. Die Eäröer-Inseln sind 
anders als Dänemark kein Mitglied der Europäischen Union und ge- 
hören auch nicht zu deren Zollgebiet. Insofern greifen die Schutzme- 
chanismen der Berner und der Bonner Konvention und des zugehö- 
rigen Regionalabkommens zur Erhaltung der Kleinwale in Nord- 
und Ostsee (ASCOBANS), denen die Europäische Union beigetre- 
ten ist, nicht. Gleiches gilt für die Internationale Walfangs-Kommis- 
sion (IWC). 

Durch einen Beitritt der Eäröer-Inseln in den Geltungsbereich von 
ASCOBANS bzw. zur Berner Konvention oder der IWC könnten 
Grindwale im Meeresgebiet um die Eäröer-Inseln dem Schutz und 
Management dieser völkerrechtlichen Vereinbarungen unterworfen 
werden. 


119. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Anträge, die im Rahmen des Markt- 
anreizprogramms eingereicht wurden, stam- 
men aus den Eandkreisen Stendal und Salzwe- 
del, und wie hoch ist die Summe der beantrag- 
ten Mittel insgesamt? 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-11 - 


Drucksache 17/2748 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 10. August 2010 

Für die Landkreise Stendal und Salzwedel stellt sich die Förderung 
aus dem Marktanreizprogramm gemäß nachstehender Tabelle dar. 
Die Auswertung bezieht sich auf die Förderung mit Investitions- 
zuschüssen in dem Teil des Marktanreizprogramms, der durch das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) durchge- 
führt wird. 


Lant^eis Stendal 


Anzahl der ausge- 
zahlten Anträge 
(Antragseingänge 
auch aus Voijahr) 

gezahlte Förder- 
mittel in Euro 

ausgelöste Investi- 
tionen in Euro 

Fördeijahr 

2009 

213 

davon 

Solar 145 

Biomasse 26 
Wärmepumpe 42 

316.101 

davon 

Solar 159.343 
Biomasse 50.050 
Wärmepumpe 
106.708 

2.027.496 

davon 

Solar 1.068.620 
Biomasse 286.365 
Wärmepumpe 
672.511 

Fördeijahr 

2010 

1. Halb- 
jahr 

74 

davon 

Solar 44 

Biomasse 1 6 
Wärmq)umpe 14 

116.274 

davon 

Solar 56.995 
Biomasse 28.575 
Wärmepumpe 
30.704 

733.588 

davon 

Solar 342.815 
Biomasse 203.919 
Wärmepumpe 
186.854 

Landkreis Salzwedel 


Anzahl der ausge- 
zahlten Anträge 
(Antragseingänge 
auch aus Voijahr) 

gezahlte Förder- 
mittel in Euro 

ausgelöste Investi- 
tionen in Euro 

Fördeijahr 

2009 

246 

davon 

Solar 170 

Biomasse 51 
Wärmepumpe 25 

349.007 

davon 

Solar 206.820 
Biomasse 83.905 
Wärmepumpe 
58.282 

2.242.448 

davon 

Solar 1.373.191 
Biomasse 477.459 
Wärmepumpe 
391.798 

Fördeijahr 

2010 

1. Halb- 
jahr 

99 

davon 

Solar 62 

Biomasse 32 

Wärmepumpe 5 

147.758 

davon 

Solar 81.474 

Biomasse 50.948 

Wärmepumpe 

15.336 

1.039.121 

davon 

Solar 566.657 

Biomasse 387.000 

Wärmepumpe 

85.464 
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Anzahl und Einzelheiten zu den eingegangenen und noch offenen 
Anträgen für die Landkreise Stendal und Salzwedel sind nicht be- 
kannt. Detaillierte Angaben zu den Anträgen/Anlagen werden bei 
der abschließenden Bearbeitung erfasst. Alle abschließend geprüften 
und geförderten Anträge/Anlagen sind in der vorstehenden Tabelle 
dargestellt. 


120. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung ein Nanopro- 
duktregister auf den Weg bringen, das den Be- 
hörden einen Überblick über die in Deutsch- 
land hergestellten und auf dem deutschen 
Markt erhältlichen Nanoprodukte ermöglicht 
und laut einer Machbarkeitsstudie vom Öko- 
Institut e. V. von Mai 2010 rechtlich machbar 
und realisierbar wäre? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 6. August 2010 

Die Bundesregierung erstellt zurzeit den Aktionsplan Nanotechnolo- 
gie 2015. In diesem Kontext wird über die Aufnahme eines Prüfauf- 
trags für ein Nanoproduktregister beraten. Der Aktionsplan soll im 
zweiten Halbjahr 2010 verabschiedet werden. 


121. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Beabsichtigt die Bundesregierung auch für die 
Verbraucher Informationen über Nanopro- 
dukte zur Verfügung zu stellen - analog zum 
amerikanischen Nanokataster beim Woodrow- 
Wilson-Institut in Washington? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 6. August 2010 

Im Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt sollte die Einfüh- 
rung eines für Verbraucher zugänglichen Nanoproduktregisters auf 
europäischer Ebene geprüft werden. Die Europäische Kommission 
beschäftigt sich bereits mit dem Thema. Die Bundesregierung wird 
zunächst die Ergebnisse abwarten. 


122. Abgeordnete 

Dorothea 

Steiner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche weiteren Versuche werden derzeit ge- 
plant und unternommen, um das bestehende 
Methanleck im britischen Sektor der Nordsee 
zu verschließen, und wird das Bohrleck ge- 
nutzt, um klimawissenschaftliche Untersuchun- 
gen im Hinblick auf die Ausbildung des spezi- 
ellen Ökosystems an der Methanquelle und im 
Hinblick auf den Austritt und Verteilung von 
Methan im Meer durchzuführen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 10. August 2010 

Das Department of Energy and Climate Change des Vereinigten Kö- 
nigreichs von Großbritannien und Nordirland (VK) hat auf Anfrage 
mitgeteilt, dass aus Untersuchungen des Leibniz-Instituts für Meeres- 
wissenschaften an der Universität Kiel (IFM-GEOMAR) wie auch 
aus eigener Überfliegung hervorgeht, dass weiterhin Gas in die 
Atmosphäre entweicht. Das VK plant, den derzeitigen Zustand des 
Meeresbodens im Gebiet der Bohrung im Herbst 2010 zu untersu- 
chen und den Gasfluss abzuschätzen. 

Nach Abschluss dieser Arbeiten wird das VK die derzeitigen Gege- 
benheiten im Bereich des Bohrlochs besser verstehen und eine besse- 
re Ausgangslage haben, nächste Schritte zu prüfen, das schließt den 
Wissensstand zu dem im Bereich des Eecks befindlichen Ökosystem 
ein. 

Das lEM-GEOMAR hat im Rahmen des „GEOTECHNOEO- 
GIEN-Programms“ des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung (BMBF) und der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
ein Verbundprojekt über Kontrollfaktoren der Methanflüsse und ih- 
rer Klimarelevanz in marinen gashydrathaltigen Ökosystemen durch- 
geführt (COMET; Förderzeitraum vom 1. Januar 2005 bis 31. Mai 
2008; Verbund mit TU Hamburg-Harburg und E-3 Communications 
EEAC Nautic GmbH). 

In diesem Verbund hat das IFM-GEOMAR „Untersuchungen und 
Modellierung der Steuerparameter für die Freisetzung und den Um- 
satz von Methan aus cold seeps und oberflächennahen Gashydran- 
ten“ in fünf Teilprojekten durchgeführt (Projektleiter Dr. Peter Fin- 
ke; BMBF Zuwendung i. H. v. 2 311 664 Euro), deren Ergebnisse in 
Form eines Abschlussberichts sowie in wissenschaftlichen Publikatio- 
nen dargestellt wurden. 

Im Rahmen des Teilprojekts 4 konnte bei der 290. Forschungsreise 
des deutschen Forschungsschiffs „Alkor“ das Methanleck im briti- 
schen Sektor der Nordsee im Oktober 2006 mithilfe der Messanord- 
nung GasQuant untersucht werden. Dabei konnten der Methanaus- 
tritt an der Meeresoberfläche sowie die Konzentration des Methans 
im Meereswasser dreidimensional mengenmäßig erfasst sowie die 
spezielle Fauna am Boden des Austrittskraters mit dem Tauchboot 
JAGO beobachtet werden. Der Krater, aus dem an verschiedenen 
Stellen unterschiedlich starke Gasaustritte erfolgen, ist in den tiefsten 
Bereichen mit Muschelschalen bedeckt, an weniger turbulenten Stel- 
len hat sich Bakterienrasen gebildet. Die Kraterregion wird darüber 
hinaus bis zum Boden von Fischen aufgesucht, die sich offensichtlich 
von dem vorhandenen organischen Material ernähren. 
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123. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Ausmaß radioaktiv kontaminierter Stahl- 
schrott in den vergangenen Jahren nach 
Deutschland eingeführt wurde, und welche 
Kontrollen gibt es aktuell beziehungsweise 
sind geplant, um die Einfuhr von radioaktiv 
belastetem Schrott zu verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 4. August 2010 

Die Problematik der Einfuhr von radioaktiv kontaminiertem 
Stahlschrott ist der Bundesregierung seit den 90er-Jahren, vor allem 
aufgrund der Osterweiterung der EU, bekannt. 

Grundsätzlich werden eingeführte Waren risikoorientiert geprüft. 
Dazu nutzt die deutsche Zollverwaltung seit 2001 ein IT-gestütztes 
Risikoanalysesystem. In Eällen, in denen die Gefahr von Unregelmä- 
ßigkeiten oder Betrugsrisiken bestehen, werden diese automatisiert 
auf dem Bildschirm des Abfertigungsbeamten angezeigt. 

Zum Aufspüren etwaiger illegal beförderter oder sonst mitgeführter 
radioaktiver Stoffe werden durch die Zollstellen Strahlenmessgeräte 
eingesetzt. 

Zudem haben sich die Metall- und Schrottverarbeitenden Industrien 
in einer Selbstverpflichtung im Rahmen des sog. spanischen Proto- 
kolls (Protocol for collaboration on the radiation monitoring of metal 
materials) einer Kontrolle auf radioaktive Kontaminationen von 
Stahlschrottlieferungen verpflichtet. 

Die aufgrund der zuvor genannten Kontrollen gefundenen kontami- 
nierten Stahlschrotte werden den für den Vollzug der Strahlenschutz- 
verordnung zuständigen Eandesbehörden gemeldet und vom Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in 
den jährlichen Parlamentsberichten zur Umweltradioaktivität und 
Strahlenbelastung veröffentlicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


124. Abgeordneter 

Klaus 

Hagemann 

(SPD) 


Welche Konsequenzen, insbesondere im Hin- 
blick auf den fristgerechten Start der geplanten 
dialogorientierten Software für die Hochschul- 
zulassung zum Wintersemester 2011/2012, ha- 
ben die Verzögerungen bei der Auftragsverga- 
be im Vergleich zum ursprünglichen, dem 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta- 
ges vorgelegten Zeitraum (Ausschussdrucksa- 
che 16(8)5936) und das Verfehlen des ersten 
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Meilensteines durch das beauftragte Unterneh- 
men, und welche zusätzlichen Anstrengungen 
hat bzw. wird die Bundesregierung unterneh- 
men, um den eingetretenen zeitlichen Verzug 
aufzuholen und einen ersten Probelauf der 
Software zum 1 . April 2011 sicherzustellen? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen 
vom 5. August 2010 

Keine. Die Ausschreibung der für die Realisierung des dialogorien- 
tierten Serviceverfahrens für die Hochschulzulassung erforderlichen 
Software erfolgte durch die Zentralstelle für die Vergabe von Stu- 
dienplätzen (ZVS) als Vorläufereinrichtung der seit Mai 2010 beste- 
henden Stiftung für Hochschulzulassung der Länder. Die ZVS wurde 
dabei im Rahmen der Beschlüsse einer aus Vertretern der Kultus- 
ministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebildeten 
Steuerungsgruppe tätig. Diese hat am 19. Juni 2009 das für die Soft- 
wareentwicklung erstellte Lastenheft abschließend gebilligt und für 
die Ausschreibung frei gegeben. Zusammen mit der Freigabe der 
Mittel durch den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages im 
Mai 2009 waren damit die Voraussetzungen gegeben, das Vergabe- 
verfahren zu eröffnen. Am 25. Juni 2009 wurde planmäßig die Vor- 
information zur Ausschreibung veröffentlicht, die auch das Lasten- 
heft enthielt. Im Februar 2010 wurde - ebenfalls zeitplangemäß - 
der externe Zuschlag an den Bieter T-Systems erteilt. 

Dass ein erster zwischen der Stiftung für Hochschulzulassung als 
Auftraggeber und dem Auftragnehmer für die Softwareentwicklung 
T-Systems vereinbarter Entwicklungsschritt nicht wie geplant reali- 
sierbar sein würde, wurde rechtzeitig erkannt und es wurden umge- 
hend Maßnahmen eingeleitet, um Auswirkungen dieser Verzögerung 
auf den planmäßigen Abschluss der Softwareentwicklung zu verhin- 
dern. Neben einer Modifizierung der Zeitplanung für die einzelnen 
Entwicklungsschritte wurden die Ressourcen für die Softwareent- 
wicklung verstärkt, die Kommunikation zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer enger getaktet und die Fachberatung für die Stiftung 
für Hochschulzulassung intensiviert. 

Nach gemeinsamer Einschätzung von Auftraggeber und Auftragneh- 
mer sind aufgrund der getroffenen Maßnahmen ein zeitgerechter 
Abschluss der Softwareentwicklung und die Verfügbarkeit des dia- 
logorientierten Serviceverfahrens zum 1 . April 2011 weiterhin gesi- 
chert. 


125. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


Wie viele der aktuell potentiellen 376 Prakti- 
kumsplätze im Rahmen des Programms 
„Technikum“ sind - nach Bundesländern - tat- 
sächlich besetzt, und wie viele der Praktikums- 
Absolventen haben zwischenzeitlich tatsäch- 
lich ein Studium in MINT-Fächern aufgenom- 
men? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 9. August 2010 

Der Haushaltsausschuss hat die Bundesregierung beauftragt, zum 
Stand 31. August 2010 einen Bericht zum Technikum zu verfassen. 
Zu diesem Stichtag werden die verfügbaren Zahlen erhoben und 
über den Haushaltsausschuss dem Deutschen Bundestag mitgeteilt. 

Alle Praktikantinnen und Praktikanten, die bisher ein Technikum 
absolviert haben, nahmen ein MINT-Studium auf bzw. bewerben 
sich zurzeit um MINT-Studiengänge. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


126. Abgeordnete 

Ute 

Koczy 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung das von der 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) zusammen mit der Dortmunder En- 
vio AG durchgeführte Projekt zum Aufbau 
eines Systems zum Management des hoch- 
giftigen PCB in Mazedonien im Eichte des in- 
zwischen bekannt gewordenen Skandals um 
die Praktiken der Envio AG im Umgang mit 
PCB (www. wdr . de / themen/panor ama/ 26/ dort- 
mund-pcb/index.jhtml), und gab es entspre- 
chende Kooperationen mit der Envio AG auch 
in anderen Staaten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekreätrin Gudrun Kopp 
vom 9. August 2010 

Das Projekt „Managementsystem zur Entsorgung PCB-kontaminier- 
ter Geräte in Mazedonien“ wurde von der GTZ mit der Eirma Envio 
AG als PPP-Maßnahme (Entwicklungspartnerschaft mit der Wirt- 
schaft) von Januar 2007 bis Dezember 2008 durchgeführt. Die 
Experten der GTZ waren grundsätzlich an allen Aktivitäten der 
PPP-Maßnahme (in Mazedonien) beteiligt. Die Maßnahme war von 
Anfang an eng an das Konventionsvorhaben „Chemiekaliensicher- 
heit (ChS)“ der GTZ angebunden. 

Es wurde sichergestellt, dass alle Aktivitäten in Mazedonien immer 
nach den geltenden Sicherheits- und Umweltstandards durchgeführt 
wurden. 

Die PPP-Maßnahme beschäftigte sich hauptsächlich mit Training 
und Aufklärung relevanter staatlicher Stellen und der Industrie. 

Zu keinem Zeitpunkt bestand eine akute Gefährdung von Menschen 
oder Umwelt durch PCB oder PCB-kontaminierte Geräte. Im Rah- 
men der gesamten PPP-Maßnahme wurden keine PCB-kontaminier- 
ten Geräte oder PCB-Trafoöle bewegt, behandelt oder entsorgt. 
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Außer der PPP-Maßnahme in Mazedonien gibt es keine weiteren 
Vorhaben der GTZ, die zusammen mit der Firma Envio Recycling 
GmbH & Co. KG durchgeführt wurden oder werden. 


127. Abgeordnete 

Dr. Bärbel 
Kofler 

(SPD) 


Welche Kriterien werden an die Ausschreibun- 
gen für das Zweijahres-Förderprogramm des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung für Südafrika 
insbesondere für die im Bereich der erneuerba- 
ren Energien in Höhe von 70 Mio. Euro in 
Aussicht gestellten Mittel angelegt, und wie 
will das Bundesministerium gewährleisten, 
dass der Mittelabfluss/die Mittelvergabe ge- 
mäß der entwicklungspolitischen Geberagenda 
erfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Hans-Jürgen Beerfeltz 
vom 5. August 2010 

Die Bundesregierung unterstützt Südafrika im Schwerpunkt „Ener- 
gie und Klima“ bei der Förderung von erneuerbaren Energien und 
Energieeffizienz. Die entwicklungspolitische Zielsetzung wird ge- 
meinsam zwischen Deutschland und Südafrika vereinbart, die Bun- 
desregierung setzt vereinbarte Programme über die Durchführungs- 
organisationen KfW Entwicklungsbank und Deutsche Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit (GTZ) um. Die Kriterien für die 
Auftragsvergabe sind in den „Leitlinien für die bilaterale Finanzielle 
und Technische Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ vom 1. März 2007 (BMZ 
Konzepte 165) auf der Homepage des BMZ frei einsehbar: 

www.bmz.de/de/publikationen/reihen/strategiepapiere/kon- 

zeptl65.pdf 

Die entwicklungsorientierte Umsetzung der Mittel ist durch das Auf- 
tragsverhältnis und die vertraglichen Regelungen zwischen BMZ, 
Durchführungsorganisationen und Projektträgern in Südafrika 
sichergestellt. 


128. Abgeordnete 

Dr. Bärbel 
Kofler 

(SPD) 


Welche Institutionen auf Seiten des Partner- 
landes Südafrika sind mit der Verwaltung und 
Vergabe der Mittel betraut, und welche Aufga- 
ben liegen bei den Durchführungsorganisatio- 
nen KfW Entwicklungsbank und GTZ? 


Antwort des Staatssekretärs Hans-Jürgen Beerfeltz 
vom 5. August 2010 

Grundsätzlich liegen Trägerschaft und Verantwortung für die Ent- 
wicklungsmaßnahmen bei der südafrikanischen Regierung bzw. bei 
dem für das Vorhaben zuständigen Träger. Die detaillierte Pro- 
grammkonzeption eines Großteils der Zusagen wird derzeit noch ge- 
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prüft; ein Teil der Mittel wird über südafrikanische Entwicklungsban- 
ken umgesetzt werden. Die Aufgaben der Durchführungsorganisatio- 
nen sind die Mitwirkung auf deutscher Seite bei der Auswahl und 
Vorbereitung der Entwicklungsmaßnahmen, Prüfung, Durchführung 
der Eörderung (Abschluss von Durchführungsvereinbarungen mit 
den Projektträgern, fachliche Steuerung und Überwachung der Eör- 
derung), Berichterstattung und Evaluierung. 


129. Abgeordnete 

Dr. Bärbel 
Kofler 

(SPD) 


Wie viele Stellen hat das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung unterhalb der politischen Eeitungs- 
ebene durch externe Kräfte neu besetzt, und 
warum waren diese Stellen nicht durch bereits 
im Bundesministerium tätige Mitarbeiter aus- 
zufüllen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 9. August 2010 

Seit dem Regierungswechsel wurden insgesamt nur 20 Neueinstel- 
lungen unterhalb der politischen Eeitungsebene vorgenommen. Die- 
se Anzahl umfasst alle externen Besetzungen seit dem Regierungs- 
wechsel - einschließlich der üblichen Eluktuation. 

Diese Stellen konnten nicht durch bereits im Bundesministerium 
tätige Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen besetzt werden, da 

• aufgrund regulärer Eluktuation und Personalabgänge (z. B. durch 
Beurlaubungen, Elternzeit, Ruhestand) nicht genügend Mitarbei- 
ter/Mitarbeiterinnen des BMZ verfügbar waren, so dass externe 
Neueinstellungen vorgenommen werden mussten, um bestehende 
Vakanzen besetzen zu können; 

• es sich teilweise um Aufgabenbereiche handelte, die ein spezifi- 
sches Qualifikationsprofil (z. B. Sprachendienst, Betriebstechnik) 
bzw. das uneingeschränkte Vertrauen der Hausleitung erfordern. 

Im Vergleichszeitraum des Vorjahres (also vom 28. Oktober 2008 bis 
3. August 2009) wurden 29 Dienstposten unterhalb der politischen 
Eeitungsebene extern besetzt. Daraus wird erkennbar, dass die An- 
zahl der externen Stellenneubesetzungen nach dem Regierungswech- 
sel unter der Anzahl des Vorjahres geblieben ist. 


130. Abgeordnete 

Dr. Bärbel 
Kofler 

(SPD) 


Warum wird insbesondere eine Neubesetzung 
der Eeitung des Personalreferates vorgenom- 
men, und ist für diese Position die Erfahrun- 
gen als langjähriger Mitarbeiter des Hauses 
nicht gerade unabdingbare Qualifikation? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 9. August 2010 

In dem angesprochenen Fall handelt es sich nicht um eine „externe“ 
Besetzung, sondern um den Wechsel eines (behinderten) Bundesbe- 
amten mit langjähriger Erfahrung als Referatsleiter innerhalb der 
Bundesregierung von einem Bundesministerium in ein anderes. Die- 
se Mobilität zwischen den Ressorts ist von der Bundesregierung er- 
wünscht und dient dem Austausch von „Know-how“ innerhalb der 
Bundesverwaltung sowie einer Verbesserung der Kohärenz. Das 
BMZ freut sich, dass mit dem Wechsel auch der Anteil der behinder- 
ten Menschen im Haus weiter erhöht wird. 


Berlin, den 13. August 2010 
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